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Das kann passieren, wenn Sie 
auf ein Testament verzichten. 

Machen Sie es von Anfang an richtig. 
Lassen Sie sich beraten.

www.rechtsanwaelte.at
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                                 UND NICHT
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Präs. Dr. Rupert Wolff

Wir lassen nicht locker . . .

D as Editorial dieser Ausgabe des Anwaltsblattes
möchte der Österreichische Rechtsanwaltskam-

mertag dafür nutzen, um sich bei allen Kolleginnen
und Kollegen, die gerade in den letzten Monaten eine
Vielzahl von gesellschafts- und rechtspolitisch sensib-
len Gesetzesentwürfen begutachtet haben, zu bedan-
ken.

Die Intervention der Rechtsanwaltschaft im Zuge
von Begutachtungsverfahren ist von besondererWich-
tigkeit. So waren wir in letzter Zeit mit einer Reihe von
Gesetzesvorschlägen konfrontiert: Integrationsgesetz,
Fremdenrechtsänderungsgesetz 2017, Polizeikoopera-
tionsgesetz, Strafgesetznovelle 2017 uvm.

Dabei ist vor allem eine besorgniserregende Ten-
denz zur vermehrten Einführung von Überwachungs-
gesetzen zu verzeichnen. Dies alles zur vermeintlichen
Erhöhung der Sicherheit, gleichzeitig aber auch zu
Lasten der Grundrechte jedes einzelnen Bürgers.

Bekommt man tagesaktuelle Schlagzeilen zu lesen,
fallenWorte wie: Einschränkung des Demonstrations-
rechts, flächendeckende Videoüberwachung, Fußfessel
für sog „Gefährder“, Abhören von Gesprächen im
Auto, Wiedereinführung der Vorratsdatenspeiche-
rung, Überwachung durch Spionagesoftware etc.

Klar ist: Sicherheitsbehörden haben stets Hunger
nach noch mehr Befugnissen und noch mehr Daten.
Es ist daher, sowohl im Rahmen von Stellungnahmen
als auch in der Öffentlichkeit, umso notwendiger, klare
Worte zu finden. Wir Rechtsanwälte sehen es als un-
sere Aufgabe an, für den Schutz der Grund- und Frei-
heitsrechte einzutreten und die Politik, wie auch die
Bevölkerung, in gewisser Weise wach zu rütteln.

Im Übereifer der Anlassgesetzgebung gerät leider
immer öfter in Vergessenheit, dass Österreich zur Er-
langung von Grund- und Freiheitsrechten einen wei-
ten Weg beschreiten musste. Diese Rechte können
und dürfen nicht leichtfertig geopfert werden. Terror-
angst darf nicht dazu missbraucht werden, Behörden

Eingriffsmöglichkeiten einzuräumen, die unverhält-
nismäßig, verfassungswidrig und nachweislich nicht
dazu geeignet sind, derartige Verbrechen zu verhin-
dern.

Angesichts dieser besorgniserregenden Entwicklung
für unseren Rechtsstaat sind wir daher gefordert, un-
sere Stimme zu erheben. Die österreichische Rechts-
anwaltschaft wird sich weiter unermüdlich dafür ein-
setzen, dass die so wichtige Balance zwischen Grund-
rechtsschutz und Sicherheitsstreben gewahrt bleibt.

Neben dieser verantwortungsvollen Aufgabe ist der
ÖRAK mit einer Reihe weiterer Themenbereiche be-
schäftigt. So verfolgen wir derzeit sehr intensiv die
Novellierung der Vierten Geldwäscherichtlinie in
Brüssel. Mit dem Gesundheitsministerium werden
Gespräche geführt über eine Novellierung des Patien-
tenverfügungsgesetzes, womit Patientenverfügungen
in die elektronische Gesundheitsakte eingespeist wer-
den sollen. In die Arbeiten zum mittlerweile im Justiz-
ausschuss beschlossenen 2. Erwachsenenschutzgesetz
war der ÖRAK intensiv eingebunden. Hier wurde –

trotz mehrfacher Intervention – von einer Zwangsver-
pflichtung der Kollegenschaft als Sachwalter bzw Er-
wachsenenvertreter – wie es in Hinkunft heißen wird
– nicht Abstand genommen. Wir werden die prakti-
schen Auswirkungen dieser Novelle sehr genau be-
obachten und unsere Forderungen weiter verfolgen.

Wie man sieht, die Arbeit des ÖRAK ist vielfältig.
Man kann viel bewegen, oftmals ist aber auch viel Be-
harrlichkeit und Geduld gefordert. Unserer Aufgabe
als Interessenvertretung gehen wir jedenfalls mit gro-
ßer Überzeugung nach. Ich bedanke mich daher auch
bei den Mitgliedern des ÖRAK-Präsidiums RA
Marcella Prunbauer-Glaser, RA Josef Weixelbaum und
RAArmenak Utudjian für ihre regeMitarbeit und ihren
Einsatz und beim juristischen Dienst des ÖRAK und
allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern unter der
Leitung von GS Bernhard Hruschka.
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Wichtige Information

Testamentsregister der österreichischen Rechtsanwälte

M it dem Erbrechtsänderungsgesetz 2015 (BGBl I 2015/
87), welches weitgehend mit 1. 1. 2017 in Kraft getreten

ist, muss der Gerichtskommissär nun auch verpflichtend eine
Abfrage im Testamentsregister der österreichischen Rechtsan-
wälte vornehmen. Gesetzlich determiniert ist die Bestimmung
in § 145a Abs 2 AußStrG.

Im Testamentsregister der österreichischen Rechtsanwälte
können Rechtsanwälte und Rechtsanwalts-Gesellschaften Tes-
tamente, sonstige letztwillige Verfügungen, Vereinbarungen
nach § 14 Abs 5 WEG und Erbverzichte1) registrieren. Nicht
das Dokument selbst wird in der Datenbank registriert, son-
dern die Tatsache der Errichtung und Hinterlegung. Dadurch
wird sichergestellt, dass im Falle des Ablebens des Testators
dessen letztwillige Verfügung auch tatsächlich vom Gerichts-
kommissär aufgefunden wird.

Bis 28. 2. 2017 wurden insgesamt 90.274 letztwillige
Anordnungen registriert.

Die Registrierung übernommener letztwilliger Anordnun-
gen in einem für Gerichtskommissäre zugänglichen Register2)
ist seit 3. 10. 2006 (vgl dazu § 44 RL-BA) verpflichtend.

Der Zugang zum Testamentsregister der österreichischen
Rechtsanwälte erfolgt über den Mitgliederbereich von www.
rechtsanwaelte.at unter Services/Testamentsregister mittels
des ADVM-Codes und eines individuell zugeteilten Passwor-
tes. Es bedarf keiner gesonderten Anmeldung oder Registrie-
rung. Sollten Sie Ihr Passwort nicht kennen, kontaktieren Sie
bitte den Österreichischen Rechtsanwaltskammertag.

Hauptmenü des Testamentsregisters

Da die Anfragen von Gerichtskommissären jeweils über die
Person des Verstorbenen erfolgen, sind bei einer Vereinba-
rung nach § 14 Abs 5 WEG ebenso wie bei einem wechselsei-
tigen Testament zwei Registrierungen (jeweils einmal für ei-
nen Partner) vorzunehmen, wobei es zweckmäßig sein wird,
im Anmerkungsfeld auf die Wechselseitigkeit hinzuweisen.

Bei Änderung des Inhalts einer Verfügung wird (trotz der
anfallenden Kosten) empfohlen, die erste Registrierung zu lö-
schen und eine Neuregistrierung vorzunehmen. Nur auf diese
Weise ist das korrekte Errichtungsdatum der (geänderten)
Verfügung im System gespeichert.

Die Neuregistrierung einer Verfügung im Testamentsregis-
ter kostet einmalig E 20,– (zzgl USt). Die Auflistung regist-
rierter Verfügungen ist ebenso wie die Änderung, Löschung
und Umregistrierung kostenlos. Die Verrechnung wird direkt
durch den Dienstleister EDV-Technik Dipl.-Ing. Went Ge-
sellschaft m.b.H. vorgenommen, wenden Sie sich bitte bei Fra-
gen zur Verrechnung an diesen.

Eine ausführliche Bedienungsanleitung zum Testamentsre-
gister finden Sie direkt unter „Services/Testamentsregister“
im Mitglieder-Bereich der ÖRAK-Homepage. Sollten techni-
sche Fragen bei der Benutzung auftreten, dürfen wir auf die
eingerichtete Service-Hotline (siehe Bedienungsanleitung)
verweisen.

Testamentskärtchen

Für die vorgesehene Bestätigung können Sie Testamentskärt-
chen verwenden, die Sie zum Preis von E 0,35 pro Stück (zzgl
USt und Versand) beziehen können (Bestellungen bitte an
bestellung@radok.at).

SA

1) Bei der Errichtung eines Erbverzichts in Form eines Notariatsaktes wird in der
Regel bereits vom Notar eine Registrierung im von der Österreichischen No-
tariatskammer/ÖGIZIN GmbH geführten Zentralen Testamentsregister (ZTR)
vorgenommen, sodass eine nochmalige Registrierung im Testamentsregister
der österreichischen Rechtsanwälte nicht unbedingt erforderlich ist.

2) Neben dem Testamentsregister der österreichischen Rechtsanwälte existiert
noch das von der Österreichischen Notariatskammer/ÖGIZIN GmbH geführte
Zentrale Testamentsregister (ZTR). Dort kostet die Registrierung einer Verfü-
gung seit dem 1. 1. 2017 E 23,– (zzgl USt).
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Inland

7. April 2017 KLAGENFURT
ÖRAV-Aufbauseminar: Vom Kaufvertrag zum
Grundbuch
RA Dr. Herbert Gartner

25. April 2017 WIEN
Business Circle: M&A – Unternehmensbewer-
tung in der Praxis
Mag. Friedrich Lang, Mag. Arno Langwieser

3. Mai 2017 WIEN
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar –

Forderungseintreibungen für Banken und Kre-
ditinstitute
RA Mag. Petra Trauntschnig, Ri Mag. Andreas Fuchs

8. Mai 2017 SALZBURG
ÖRAV-Seminar: Juristenseminar „Wie man gute
Klienten gewinnt und behält“ – 99 Denkanstöße
RA Dr. Ivo Greiter

8. Mai 2017 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar: Firmenbuch II
RA emDr. Erich Heliczer, Dipl.-Rpfl. ADirWalter Szöky

8. Mai 2017 WIEN
GVÖ-Jahrestagung 2017: Stand und Perspektiven
des Beschlussmängelrechts
Referententeam

10. Mai 2017 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar: Insolvenzverfahren
RA Dr. Thomas Engelhart

10. Mai 2017 WIEN
Business Circle: Dealmanagement/Due Dili-
gence/Vertragsgestaltung
Referententeam

11. Mai 2017 WIEN
Business Circle: M&A – Rechtliche & steuerliche
Optimierung
Referententeam

11. und 12. Mai 2017 WIEN
Business Circle: Verhandlungstraining – exklusiv
für Juristen
Prof. Dr. Jörg Risse, LL.M.

15. Mai 2017 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar: Firmenbuch II
RA em Dr. Erich Heliczer, Dipl.-Rpfl. ADir Walter
Szöky

17. Mai 2017 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar: ErbRÄG 2015 „Erben
und vererben – was Ihre Mitarbeiter/innen seit
1. 1. 2017 dazu wissen sollten“
RA Dr. Elisabeth Scheuba, RA Dr. Stefan Prokop

18. Mai 2017 WIEN
ÖRAV:Clubtreffen der Rechtsanwälte/innen em
und Rechtsanwaltswitwen/witwer

31. Mai 2017 WIEN
Business Circle: Praxisseminar Kartellrecht
Referententeam

1. Juni 2017 WIEN
Business Circle: Update Kartellrecht
Referententeam

1. und 2. Juni 2017 WAIDHOFEN/YBBS
Business Circle: Tax-Circle
Referententeam

8. und 9. Juni 2017 STEGERSBACH
Business Circle: Unternehmensjuristen-Circle
Referententeam

8. und 9. Juni 2017 VELDEN
STYRIAWEST: Schadenkonferenz
Referententeam

9. Juni 2017 WIEN
CE-Management: Recht oder Rache – der gesell-
schaftliche Auftrag des Maßnahmenvollzugs für
zurechnungsfähige Straftäter
Referententeam

26. Juni 2017 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn: Sommer-Blockseminar
(BU-Kurs)
Referententeam

12. September 2017 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn: Grundlehrgang (BU-
Kurs)
Referententeam

18. September 2017 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn: Fristen-Intensivkurs
RA Mag. Martin Gaugg
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Termine

21. September 2017 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn: Kurrentien-Grundsemi-
nar
RA Mag. Petra Trauntschnig, Ri Mag. Andreas Fuchs

27. September 2017 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn: Einführungsseminar
RA Dr. Eva Schön

7. November 2017 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar: Verfahren außer Streitsa-
chen
RA Mag. Hubert Hohenberger, Dipl.-Rpfl. ADir
Walter Tatzber

8. November 2017 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn: Kosten-Aufbauseminar
RA Dr. Thomas Hofer-Zeni

9. November 2017 WIEN
ÖRAV-Seminar: Strafrecht-Update
RA Mag. Katrin Ehrbar

14. November 2017 WIEN
ÖRAV-Seminar: Liegenschafts-/Vertragsrecht
und Immobiliensteuerrecht für Kanzleimitarbei-
ter/innen „Vom Kaufvertrag zum Grundbuch“
RA Dr. Herbert Gartner

16. November 2017 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar-Beginn: Zivilverfahrens-
recht
RA Dr. Eva Schön

27. November 2017 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar-Beginn: Grundbuch III
Dipl.-Rpfl. RegR Anton Jauk

28. November 2017 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar: Firmenbuch III
Dipl.-Rpfl. ADir Walter Szöky

Beachten Sie bitte auch die Termine in der Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den
Seiten 247 ff.
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Die 2. Aufl age des deutschen Standardwerks bietet eine wissenschaftlich fundierte und gleichzeitig praxis-

orientierte Darstellung des seit August 2015 geltenden Internationalen Erbrechts. Es weist einen sicheren 

Weg durch die noch immer ungewohnte Rechtslage.

Neben den Grundregelungen des Internationalen Erbrechts – die Europäische Erbrechtsverordnung 
(EuErbVO) sowie das sie fl ankierende Internationale Erbrechtsverfahrensgesetz (IntErbRVG) – behandelt 

das mit zahlreichen Praxis- und Formulierungshinweisen versehene Werk auch sonstige, für die Lösung 

internationaler Erbrechtsfälle relevante Fragestellungen und Vorschriften, u.a.

• die unter Geltung der EuErbVO weiterhin vorrangig zu beachtenden erbrechtlichen Staatsverträge sowie

• die „Restvorschriften“ des EGBGB

•  jetzt erweitert um ein ausführliches Kapitel zur DurchführungsVO zur EuErbVO, das die zur Durchfüh-

rung der EuErbVO erlassenen Formblätter ausführlich erläutert.
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" § 155 UGB:
Schlussbilanz und Ausgleichsanspruch

1. Das nach Berichtigung der Schulden verblei-
bende Vermögen der Gesellschaft ist gem § 155
Abs 1 UGB von den Liquidatoren nach dem Ver-
hältnis der Kapitalanteile, wie sie sich aufgrund
der Schlussbilanz ergeben, unter den Gesellschaf-
tern zu verteilen.
2. Bei einem Streit der Gesellschafter über die Ver-
teilung ist das Vorliegen der Schlussbilanz nicht Vo-
raussetzung der Prozessführung. Der klagende Ge-
sellschafter muss nur seinen Anspruch nachweisen
können. Das Begehren kann dahin gehen, dass die
Verteilung in bestimmter Weise zu erfolgen hat.
Es ist aber auch eine Feststellungsklage zulässig.
3. Eine Neuberechnung und Ausgleichung der
Kapitalanteile ist insb erforderlich, wenn Gesell-
schaftsschulden, aus welchen Gründen auch immer,
in die Schlussbilanz nicht aufgenommen wurden.
4. Wenn bereits eine Schlussbilanz vorliegt, dann
sind darin angeführte Positionen insoweit nicht ver-
bindlich, als sie unter Einhaltung der für die Erstel-
lung des Jahresabschlusses geltenden Normen
(§§ 195–211 UGB) die wahren Verhältnisse unrich-
tig darstellen.
5. Der Geltendmachung eines Ausgleichsanspruchs
steht nicht entgegen, dass sich aus einer bereits vor-
liegenden Schlussbilanz kein negativer Liquida-
tionsanteil des Mitgesellschafters ergibt.
6. Das Gesetz sieht ferner nicht vor, dass ein Aus-
gleichsanspruch nach § 155 UGB bzw Art 7 Nr 19
EVHGB dann erlischt, wenn das Verfahren nach
§ 155 Abs 3 UGB nicht eingehalten wurde.
OGH 29. 11. 2016, 6 Ob 157/16 f JusGuide 2017/
05/15505.

" §§ 277 ff, 283 UGB:
Offenlegungspflicht in der Insolvenz, Zwangsstrafe

1. Nach § 285 Abs 1 Satz 1 UGB idF RÄG 2014
sind während der Dauer eines Insolvenzverfah-
rens keine Zwangsstrafverfügungen nach § 283
UGB zu erlassen.
2. Wird das Unternehmen nach Aufhebung des In-
solvenzverfahrens fortgeführt, lebt die Offenle-
gungspflicht wieder auf, und zwar auch hinsichtlich
der Zeiträume während des Insolvenzverfahrens.
3. Dies gilt jedoch nicht, wenn das Insolvenzverfah-
ren zur Abwicklung und letztendlich zur Löschung
des Unternehmens führt.
4. Ein Ausnahmefall von der Offenlegungspflicht
liegt nicht vor, wenn ein Löschungsverfahren noch
nicht eingeleitet wurde, weil die Gesellschaft Kom-
plementärin einer Kommanditgesellschaft ist.
OGH 29. 11. 2016, 6 Ob 197/16p JusGuide 2017/
04/15489.

" § 130 AktG; §§ 41, 45 ff GmbHG:
Nichtigerklärung eines Teils eines Beschlusses

1. Die Anfechtung und Nichtigerklärung bloß ei-
nes Beschlussteils ist nur möglich, wenn feststeht,
dass der verbleibende Rest nach objektiver Würdi-
gung, ohne Rücksicht auf den Willen der Beteilig-
ten, auch ohne den fehlerhaften Teil aufrechterhal-
ten werden kann; im Zweifel ist Totalnichtigkeit
anzunehmen.
2. Aus den Bestimmungen der §§ 45ff GmbHG
über die Sonderprüfung auf Antrag einer Minder-
heit lässt sich ableiten, dass der Gesetzgeber von ei-
ner objektiven Trennbarkeit der Frage der
Durchführung der Sonderprüfung und der Kos-
tentragung ausgeht.
3. Beim Beschluss über den Antrag auf Sonderprü-
fung und deren Kostentragung durch den Ge-
schäftsführer, über den hier insgesamt abgestimmt
wurde, handelt es sich sohin um einen zusam-
mengesetzten Beschluss. Der Antrag stellt keine
untrennbare Einheit dar.
OGH 29. 11. 2016, 6 Ob 213/16 s Rechtsnews
2017, 23116.

" § 82 GmbHG; § 52 AktG; § 879 ABGB:
Verbotene Einlagenrückgewähr

1. Das Verbot der Einlagenrückgewähr erfasst
alle Geschäfte, die einem Fremdvergleich nicht
standhalten, dh die nicht oder nicht so geschlos-
sen worden wären, wenn kein Gesellschafter da-
raus seinen Vorteil zöge.
2. Die Inanspruchnahme von Unternehmensvermö-
gen oder -leistungen kann eine verbotene Einlagen-
rückgewähr darstellen, wenn keine entsprechende
Gegenleistung erfolgt. Im Einzelfall kann ein sol-
ches Geschäft gerechtfertigt werden, wenn beson-
dere betriebliche Gründe im Interesse der Gesell-
schaft vorliegen.
3. Im vorliegenden Fall liegt die Leistung, welche
die Klägerin für ihre Gesellschafterin erbracht hat,
darin, dass sie dieser die Nutzung einer Liegenschaft
ermöglicht hat, da die Gesellschafterin allein dazu
aufgrund ihrer schlechten Bonität nicht in der Lage
gewesen wäre; die Gesellschafterin hat damit die von
der Klägerin angemietete Liegenschaft für ihre eige-
nen Zwecke in Anspruch nehmen können und dafür
der Klägerin jene Aufwendungen ersetzt, die diese
wiederum gegenüber der Beklagten hatte. Dass die
Klägerin einer beliebigen anderen Gesellschaft
ebenfalls die Nutzung der Liegenschaft zu densel-
ben Konditionen ermöglicht hätte, die nicht an ihr
maßgeblich beteiligt ist, ist nicht anzunehmen.
4. Der Nachteil aus dem Geschäft für die Kläge-
rin ist evident, weil die Klägerin imMietvertrag für
zehn Jahre auf eine Kündigung verzichtet hat. Im
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Falle der Insolvenz der Gesellschafterin würde die
Klägerin sohin im Außenverhältnis weiter für die
Mietzinse haften, obwohl sie von ihrer Gesellschaf-
terin keinen Ersatz für ihre Aufwendungen mehr er-
hält. Dieses Risiko hat sich auch tatsächlich verwirk-
licht.
5. Bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise weist der
vorliegende Sachverhalt Ähnlichkeiten zu den Fäl-
len auf, in denen die Gesellschaft für einen Kre-
dit des Gesellschafters eine Sicherheit bestellt.
6. An die Qualität des Regressanspruchs gegen-
über demGesellschafter bei Bestellung einer Sicher-
heit für einen Gesellschafterkredit durch die Gesell-
schaft sind hohe Anforderungen zu stellen. Der Re-
gressanspruch muss einer dinglichen Sicherheit
gleichkommen.
OGH 22. 12. 2016, 6 Ob 232/16k JusGuide 2017/
07/15541.

" § 11 StGB (§ 275 StPO):
RMVerzicht eines Betroffenen = EvBl 2017/6

Der materiell-rechtliche Begriff der Zurechnungsfä-
higkeit des § 11 StGB ist von der Prozessfähigkeit,
also der Fähigkeit, Prozesshandlungen selbständig
vorzunehmen und rechtserhebliche prozessuale
Willenserklärungen abzugeben, ebenso zu unter-
scheiden wie von der Verhandlungsfähigkeit, also
der mit Blick auf die körperliche und geistige Ver-
fassung zu beurteilenden Fähigkeit, dem Verlauf
der Verhandlung zu folgen, sich verständlich zu äu-
ßern und seine Rechte sinnvoll wahrzunehmen.
OGH 13. 9. 2016, 11 Os 91/16 s (LGSt Graz
222 Hv 29/16a).

" § 345 Abs 1 Z 1 StPO (§§ 43, 281 Abs 1 Z 1 und 4,
§ 345 Abs 1 Z 5 StPO):

Geltendmachung von Richterausgeschlossenheit = EvBl
2017/7

Die Ausgeschlossenheit eines Richters imHauptver-
fahren, daher auch dessen Befangenheit iSd § 43
Abs 1 Z 3 StPO, ist (für alle Ausschließungsgründe
einheitlich) mit der Besetzungsrüge relevierbar. Im
Gegensatz zu einer Anfechtung aus § 345 Abs 1
Z 5 StPO, bei der der OGH eine (wenngleich einge-
schränkte) Bindung an die Sachverhaltsgrundlage
der Entscheidung des SchwurGH zu beachten hätte,
obwohl der betroffene Richter an der Entscheidung
mitgewirkt hat, ermöglicht die Besetzungsrüge – so-
fern der Bf seiner Rügeobliegenheit nach § 345
Abs 2 StPO in der HV nicht entsprechen konnte –

sogar die Geltendmachung von Befangenheit erst
im RMVerfahren und bietet damit im Verhältnis
zur Verfahrensrüge nach § 345 Abs 1 Z 5 StPO wei-
terreichenden Rechtsschutz.
OGH 14. 9. 2016, 14 Os 144/15 f (LGSt Wien
602 Hv 4/14b).

" § 67 Abs 2 StGB (§ 62, § 64 Abs 1, § 65 Abs 1, 3 und
4 StGB) = EvBl-LS 2017/8:

Inlandstat durch Beitrag an tatbildlichen Handlungen
im Ausland

Eine Inlandstat begeht auch, wer im Inland zu einer
Auslandstat beiträgt. Damit allein sind inländische
Gerichtsbarkeit und die Anwendbarkeit der österr
Strafgesetze begründet, ohne dass auf den Delikts-
katalog des § 64 Abs 1 StGB oder auf Kriterien des
§ 65 Abs 1 (beiderseitige Strafbarkeit, Staatsbürger-
schaft des Angekl), Abs 3 und Abs 4 StGB abzustel-
len wäre. Auf dieser Grundlage ist – da jeder Täter
unabhängig von der Strafbarkeit eines anderen Mit-
wirkenden haftet (§ 12 StGB; RIS-Justiz
RS0089470; RS0106089) – der im Inland handelnde
Beitragstäter auch dann für seine Tat verantwort-
lich, wenn die im Ausland begangene Tat des unmit-
telbaren Täters nach dem Recht des betreffenden
Staats gar nicht strafbar ist. Es genügt, dass der (da-
her) unmittelbare Täter eine Ausführungshandlung
setzt, die dem Wortlaut eines österr Strafgesetzes
entspricht.
OGH 6. 9. 2016, 13 Os 105/15p, 106/15k.

" § 258 Abs 1 StPO (§ 281 Abs 1 Z 5 vierter Fall StPO;
Art 6 Abs 1 EMRK):

Vorkommen notorischer Umstände in der HV = EvBl
2017/13

Auch das, was gerichtskundig ist, muss in der HV
vorkommen, um zur Grundlage von Feststellungen
werden zu können. IS eines den Garantien des Art 6
EMRK entsprechenden Verfahrens ist daher das er-
kennende Gericht verpflichtet, den Angekl in der
HV über das, was es als gerichtsnotorisch und im je-
weils gegebenen Fall erheblich ansieht, in Kenntnis
zu setzen und ihm Gelegenheit zu geben, seine Ver-
teidigung danach einzurichten.
OGH 14. 9. 2016, 14 Os 51/16 f (LGStWien 71 Hv
45/15d).

" § 87 Abs 2 StGB (§ 85 StGB):
Körperverletzung mit schwerer Dauerfolge = EvBl 2017/
14

Die Annahme dieser Erfolgsqualifikation setzt vo-
raus, dass die Tat für immer oder für lange Zeit eine
erhebliche Verstümmelung oder eine auffallende
Verunstaltung zur Folge hat. „Für immer“ bedeutet
auf Lebenszeit des Verletzten. Die von § 85 StGB
alternativ geforderte „lange Zeit“ hebt sich nicht
nur deutlich von der 24-Tage-Grenze des § 84
Abs 1 StGB ab, sondern kann überhaupt nur durch
einen Zeitraum als erfüllt angesehen werden, der
von der durchschnittlich zu erwartenden weiteren
Lebensdauer des Opfers einen wesentlichen Teil
einnimmt. Die dabei anzustellende Prognose, dass
die auffällige Verunstaltung – wenn auch nicht mit
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an Sicherheit grenzender, so doch – mit großer
Wahrscheinlichkeit lange Zeit andauern wird, hat
auf Basis des neuesten Stands der Medizin zum Zeit-
punkt des U der letzten Tatsacheninstanz zu erfol-
gen.
OGH 14. 9. 2016, 14 Os 73/16 s (LGSt Wien
63 Hv 164/15w).

" § 281 Abs 1 Z 9 lit a StPO (§ 65 StGB):
Ausländisches Recht als Gegenstand von Feststellungen
= EvBl-LS 2017/15

Hängt die Anwendbarkeit der österr Strafgesetze
davon ab, dass die Tat nach den Gesetzen des Tat-
orts mit Strafe bedroht und die Strafbarkeit nicht
durch Erledigung des Strafanspruchs im Ausland er-
loschen ist (§ 65 Abs 1, 3 und 4 StGB), bedarf es
„entsprechender“ – hier fehlender – Konstatierun-
gen, die es ermöglichen, die Strafbarkeit der vorge-
worfenen Handlung im Tatortstaat zu beurteilen
(vgl RIS-Justiz RS0092377).
OGH 7. 9. 2016, 15 Os 42/16 i.

" § 44 Abs 2 StGB (§ 27 StGB):
Ausschluss von Gewerbeausübung kann bedingt nach-
gesehen werden = EvBl-LS 2017/16

Beim Ausschluss von der Ausübung eines Gewerbes
nach § 13 Abs 1 GewO 1994 handelt es sich um eine
Rechtsfolge, die nach § 44 Abs 2 StGB bedingt
nachgesehen werden kann.
OGH 3. 10. 2016, 17 Os 10/16y.

" § 188 Abs 2 ABGB; Art 8 EMRK:
Kein Recht des biologischen Vaters auf Feststellung der
faktischen Abstammung im Kontaktrechtsverfahren

Gem § 188 Abs 2 ABGB ist ein Dritter bereits auf-
grund der Behauptung seiner biologischen Vater-
schaft bzw des daraus folgenden besonderen persönli-
chen Verhältnisses antragslegitimiert. Im Rahmen
des Kontaktrechtsverfahrens, in dem zu prüfen ist,
ob der Umgang des Kindes mit dem (behaupteten)
biologischen Vater dem Kindeswohl dient, kann das
Gericht inzidenter die Vaterschaft und auch die Frage
der biologischen Abstammung klären lassen.
Die Einschränkung durch die angefochtene Wort-
folge in § 188 Abs 2 ABGB, nach welcher ein An-
tragsrecht lediglich solchen Personen zusteht, wel-
che tatsächlich in einem gewissen persönlichen oder
familiären Verhältnis zu dem Kind stehen, soll nach
Auffassung der Bundesregierung vor der willkürli-
chen Antragstellung durch beliebige Dritte schüt-
zen.
Nach Meinung des VfGH folgt aus Art 8 EMRK
nicht das Recht des biologischen Vaters, die Ab-
stammung von einem in einer intakten sozialen Fa-
milie lebenden Kind im Rahmen des Kontaktrechts-
verfahrens zu erwirken.
VfGH 13. 12. 2016, G 494/2015 Zak 2017/10, 13.

" § 948 ABGB:
Widerruf einer Schenkung zwischen Lebensgefährten
wegen Stalkings nach Trennung?

Der Tatbestand der beharrlichen Verfolgung nach
§ 107a StGB kann als ein Delikt angesehen werden,
das iSv § 948 Satz 2 ABGB zum Widerruf der
Schenkung führen kann. Nach der Legaldefinition
des § 107a Abs 2 Z 2 StGB verfolgt eine Person be-
harrlich, wer in einer Weise, die geeignet ist, sie in
ihrer Lebensführung unzumutbar zu beeinträchti-
gen, eine längere Zeit hindurch fortgesetzt imWege
einer Telekommunikation oder unter Verwendung
eines sonstigen Kommunikationsmittels Kontakt
zu ihr herstellt. Erfasst werden nach den Gesetzes-
materialien (RV 1316 BlgNR 22. GP 6) nur Fälle,
in denen die Tat bei einer Beurteilung ex ante die
Gefahr in sich trägt, dass das Opfer aufgrund der be-
harrlichen Verfolgung in wesentlichen Belangen
nicht mehr so leben kann wie zuvor.
Im gegenständlichen Fall konnte aber nicht ab-
schließend beurteilt werden, ob das dem Schen-
kungswiderruf der Klägerin an sich nachfolgende,
nach der Rsp aber mitzuberücksichtigende Verhal-
ten des Beklagten den Straftatbestand nach § 107a
StGB verwirklicht und bejahendenfalls auch noch
als so gravierend zu beurteilen wäre, dass es den
von der Klägerin angestrebten Schenkungswiderruf
rechtfertigte.
OGH 20. 12. 2016, 4 Ob 201/16m Zak 2017/20,
17.

" § 1295 Abs 1, § 1299 ABGB; § 411 ZPO:
Kein Schadenersatzanspruch gegen den Gerichtsgut-
achter während des anhängigen Zivilverfahrens

Nach stRsp des OGH kann in Strafsachen der Ver-
urteilte, solange ein verurteilendes Strafurteil auf-
recht ist, vom Sachverständigen, auf dessen Gutach-
ten sich das Urteil stützt, nicht Schadenersatz wegen
unrichtiger Begutachtung begehren.
Für die Geltendmachung einer Haftung wegen der
behaupteten Unrichtigkeit eines in einem Zivilver-
fahren erstatteten Gutachtens kann nichts anderes
gelten: Auch in diesem Fall müsste im Haftungspro-
zess geprüft werden, wie die „richtige“ Entschei-
dung in dem noch anhängigen Zivilverfahren zu lau-
ten hätte. Die (hier gegenständlich gewesene) Kla-
geführung der Kläger ziele laut OGH somit im Er-
gebnis darauf ab, das bei Schluss der Verhandlung
erster Instanz noch nicht rechtskräftig abgeschlos-
sene Anlassverfahren zu „überholen“.
OGH 23. 11. 2016, 3 Ob 170/16w Zak 2017/60, 39.
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Funktionswandel der österreichischen Advokatur
im Insolvenzgeschehen
Rückblick und Ausblick

Von o. Univ.-Prof. em. Dr. Wolfgang Jelinek, Graz. Nach Studium, Promotion und Habilitation an der Universität Wien
legte der Autor die Richteramtsprüfung ab; sodann arbeitete er als Richter in erster Instanz und im Evidenzbüro des OGH.
Danach wirkte er im Bundesministerium für Justiz an Gesetzgebungsarbeiten mit (Insolvenzrecht, Zivilprozess, familien-
rechtliche Verfahren). Seit 1978 lehrt und forscht er (ab 2010 als Emeritus) an der Universität Graz. Schwerpunkte: Zivil-
verfahrensrecht, Insolvenzrecht, Schiedsgerichtsbarkeit, Immobiliarsachenrecht.

Der Steigerclub, der zweitälteste Wiener Anwaltsklub, feierte am 8. 9. 2016 das Fest seines 140-jährigen Be-
stehens. Dies war Anlass für einen Festvortrag, der nun (in leicht erweiterter Fassung) auf mehrfachen Wunsch
veröffentlicht wird.1)

I. Der Anlass
Der Vortragstitel wirkt spröde und ruft zur Frage auf:
Wie verhält sich ein insolvenzrechtliches Thema zur
Feier des 140-jährigen Bestehens eines Anwaltsclubs?
Besteht nicht die Gefahr, dass ernüchternde Vortrags-
inhalte stimmungstötend wirken? Damit wäre zu rech-
nen, wenn das Thema – wie es sich für einen wissen-
schaftlichen Vortrag an sich schickt – unter fleißigem
Zitieren des Fachschrifttums sowie der Gesetzesin-
halte und ihrer Motive in strikter Einhaltung der Fach-
grenzen abgehandelt werden sollte. Ein anderer Zu-
gang bietet sich an: Gehen wir gemeinsam in das
Gründungsjahr zurück und starten wir eine Zeitreise,
in die wir das kulturelle, wirtschaftliche und soziale
Umfeld so einblenden, wie es in unserem heutigen Er-
leben geschieht. Denn gerade das Insolvenzrecht und
die Insolvenzrechtspraxis werden erst nach einem sol-
chen Einblenden lebendig.

II. Gründungsjahr 1876 –

das Umfeld
Zur Zeit der Gründung des Steigerclubs regierte der
damals 46 Jahre alte Kaiser Franz Joseph; seine Ehe-
frau Sisi war auf Reisen. Spitze der Staatsverwaltung
der „im Reichsrat vertretenen Königreiche und Län-
der“ war seit 1871 das sog Bürgerministerium unter
dem Ministerpräsidenten Fürst Adolf Auersperg; Justiz-
minister war Julius Glaser. Die mit Auersperg ver-
knüpfte liberale, auch für die Justizgesetzgebung
fruchtbare Epoche endete 1879.

DieseGesetzgebung erstreckte sich auf die „österrei-
chische Reichshälfte“. Dieses Gebilde war als politi-
sche Folge der österreichischen Niederlage gegen Preu-
ßen in Königgrätz (1866) aufgrund des österreichisch-
ungarischen Ausgleichs (1867) entstanden. Damit ging
eine bis heute nachwirkende Verfassungsreform (De-

zemberverfassungRGBl 1867/141–146)Hand inHand.
Kurz darauf entstand – nach einer Niederlage Frank-
reichs (1871) – im Jahr 1871 das 2. Deutsche Reich.

Folge dieser (letzten Endes nach nur 50 Jahren
zum Auseinanderbrechen des österreichischen Kai-
serstaats führenden) Entwicklung ist das Entstehen
selbstständiger Rechtsräume.Der nun einsetzenden
Trennung der österreichischen Rechtsentwicklung
von der des Deutschen Reiches verdanken wir ua die
Kleinsche Justizreform (1895/1898) und die Eigen-
ständigkeit der Insolvenzgesetzgebung (1914).

Auch blieb die Hauptstadtfunktion Wiens erhalten.
Doch änderte sich die Wiener Stadtlandschaft radi-
kal. Wien wurde laut Karl Kraus zur Weltstadt demo-
liert; Johann Strauss komponierte die Demoliererpolka
(1862). Die Ringstraße war 1865 eröffnet worden,
doch war damals von den Monumentalbauten nur das
neue Opernhaus am Ring (Hofoper, 1869) fertigge-
stellt. Man konnte Lohengrin und Aida erleben und
im Restaurant Sacher (seit 1874) bei den Klängen des
Donauwalzers (1867) tafeln.

Man konnte (auch im Sacher) die nun erreichte freie
Advokatur feiern: DieAdvocatenordnung 1868RGBl
1868/96 (in Kraft seit 1. 1. 1869) ist Teil der um 1867
eingeleiteten Liberalisierungswelle. Zu dieser zählt
auch eine beispielgebende Bildungsoffensive: Mit
dem Reichsvolksschulgesetz 1869 RGBl 20 entstanden
flächendeckend Schulen als öffentliche Anstalten, die
der Jugend ohne Rücksicht auf das Glaubensbekenntnis
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zugänglich sein mussten; es wurden acht Jahres-Schul-
stufen und die Schulpflicht durchgesetzt.

Im Justizbereich kulminiert die Liberalisierungs-
welle unter der Ministerschaft Julius Glasers (1871 bis
1879): Er hat nicht nur die Gesamtreform des Straf-
prozesses (StPO 1873 RGBl 1873/119), sondern auch
eine für die weitere Entwicklung fundamentale Teil-
reform des Zivilprozesses (BagatellG RGBl 1873/
66, MahnG RGBl 1873/67 und Zivilprozessnovelle
RGBl 1874/69) durchgesetzt.

Damit prasselten auf die Advokatur in kurzer Folge
fundamentale Reformen der Verfahrensrechte nieder.
Die Advokaten mussten ihr Verhalten neu strukturie-
ren: Sie mussten sich auf weite Strecken von der
Schriftsatzproduktion auf mündliches Verhandeln um-
stellen, was für sie ebenso neu war wie für viele Rich-
ter. Diese Veränderungen, aber auch die Umsetzung
rechtspolitischer Anliegen haben wohl die Gründung
der Advokatenclubs gefördert.

III. CO 1868 – Börsenkrach 1873
und Gründerkrise

So forderte schon der 1. Österreichische Advokatentag
(1875) Änderungen der am 2. 4. 1869 in Kraft getrete-
nen, für die im Reichsrat vertretenen Königreiche und
Länder bestimmten Concursordnung 1868 RGBl
1869/1. Die Vorarbeiten waren mühsam und mehr-
fach unterbrochen worden. Eine der Schwächen der
CO 1868 war, dass sie imGegensatz zur ansonsten ein-
flussreichen preußischen Concursordnung 1855 (die
wiederum stark französisch inspiriert war) kein An-
fechtungsrecht enthielt.

Die CO 1868 basierte auf der Grundannahme, die
gläubigerautonome Willensbildung sei das optimale
Mittel zur Bewältigung einer Insolvenz. Daraus ergab
sich folgendes Organisationssystem:
" Bestellung eines einstweiligen Verwalters bei Ver-

fahrenseröffnung.
" DieGläubigerversammlung konnte den einstweiligen

Verwalter bestätigen oder demGericht einen anderen
Verwalter vorschlagen; das Gericht war gebunden,
wenn keine erheblichen Bedenken bestanden.

" In der Liquidierungstagsatzung konnten die erschie-
nenen Gläubiger mit absoluter, nach Forderungen
berechneter Stimmenmehrheit einen anderen Ver-
walter wählen.

" Mit Abhaltung der allgemeinen Liquidierungstag-
satzung erlangte die Gläubigerschaft das Recht,
durch den Verwalter das Verwaltungs- und Liqui-
dierungsgeschäft selbstständig, in der Regel ohne
gerichtliche Dazwischenkunft zu führen.

" Der Verwalter war Vertreter der Gläubiger.
Wie verfehlt die (wohl auch von den zahlreichen, aus der
Advokatur stammendenMitgliedern des Abgeordneten-

hauses mitgetragene) liberal-optimistische Grundhal-
tung der Kodifikation war, stellte sich bereits nach rund
vier Jahren heraus: Der Wiener Börsenkrach
(9. 5. 1873),mit dem eine Spekulationsblase aufplatzte,
zog eine unerhörte Pleitewelle nach sich: Am 9. 5. wur-
den 82 Konkurse eröffnet, nach Ablauf eines Morato-
riums folgten am 16. 5. rund 100 weitere Konkurse. Die-
ser Pleitewelle war durch ein gläubigerautonomes und
überdies langwieriges Verfahren nicht beizukommen.
Das Verwaltersystem der CO 1868 war gemeinsam
mit einer idealisierten Gläubigerautonomie gescheitert.

Die Reaktion des Justizministers Julius Glaser auf
Fehlentwicklungen im Vollzug eines Gesetzes, das
seine Vorgänger Anton Josef Hye und Eduard Herbst
der parlamentarischen Behandlung zugeführt hatten,
ließ nicht lange auf sich warten.Glaser kritisiert im aus-
führlichen Erlass v 6. 8. 1874, Z 11005 ua,
" dass einzelne Masseverwalter ihre Stellung ausbeu-

ten, durch unnütze Vervielfältigung von Schriftstü-
cken und ungerechtfertigte Verzögerung der Ver-
handlung ihr Expensar in maßloserWeise anschwel-
len lassen, sodass schließlich die den Gläubigern ge-
retteten Prozente zu den von dem Masseverwalter
angesprochenen und durch die Convenienz indolen-
ter Ausschüsse bewilligten Summen in dem grellsten
Missverhältnisse standen;

" dass nahezu ausnahmslos Advokaten zu Massever-
waltern bestellt werden. Glasermeint, dass im Reali-
sierungsverfahren vor allem Fleiß, Raschheit und
Kulanz und keineswegs juristischer Scharfsinn und
Geschicklichkeit die Eigenschaften sind, von denen
die gedeihlichen Erfolge erwartet werden können.
Die rechtliche Seite könne durch einen richterlichen
Konkurskommissär ausreichend vertreten werden.

Mit derKritik an der Advokatenlastigkeit wird ein Aspekt
angesprochen, der bis heute in rechtspolitischen Diskus-
sionen auftaucht. Darauf ist später zurückzukommen.

Die glanzvolle Entwicklung der Kaiserstadt darf
nicht darüber hinwegtäuschen, dass mit dem Börsen-
krach 1873 (aus wirtschaftsgeschichtlicher Sicht) die
Gründerzeit endete und die Gründerkrise begann.
Sehr passend heißt es in der im Folgejahr (1874) urauf-
geführten Fledermaus: „Glücklich ist, wer vergisst . . .“.

Ursachen der jahrzehntelangen Gründerkrise(n) wa-
ren ua die Schutzzollpolitik, die österreichische Exporte
in das Deutsche Reich erschwerte; dieses prosperierte
auch aufgrund der Reparationszahlungen Frankreichs
nach der Niederlage von 1871. Dazu kamen die Kosten
der Besetzung von Bosnien-Herzegowina (1878/79).

Ein gewisser Aufschwung am Ende des 19. Jahrhun-
derts wurde durch die Sprachenkämpfe der Nationali-
täten derart überlagert, dass eine konstruktive parla-
mentarische Arbeit kaum mehr möglich war. Das Zu-
standekommen der Kleinschen Justizreform (1895)
war daher auch eine politische Meisterleistung. Eine
neue Wirtschaftskrise begann mit der Annexion von
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Bosnien-Herzegowina (1908). Wegen Ausschreitun-
gen wurde in Prag das Standrecht verhängt (1908).
Teuerungswellen führen zu Großdemonstrationen in
Wien (1911). Die Balkankriege (1912) verursachten ei-
nen weiteren Rückschlag und zahlreiche Zahlungsein-
stellungen.

Diese Fakten werden heute durch den kulturellen
Höhenflug in den letzten Friedensjahren (1898 bis
1914) überstrahlt, der mit Gustav Klimt, Egon Schiele,
der Wiener Werkstätte, Otto Wagner, Josef Hoffmann,
Gustav Mahler, Arnold Schönberg, Arthur Schnitzler
und Hugo von Hofmannsthal untrennbar verbunden
ist. Statt „glücklich ist, wer vergisst“ (Johann Strauss
war 1899 gestorben), heißt es nun mit Franz Lehár
„Lippen schweigen . . .“ (1905).

IV. Reforminitiativen
Gleich einem roten Faden durchzieht der Hinweis auf
die ungünstige Wirtschaftslage die Reformdiskussion.
Sie beschäftigte ua den 1., 3., 8. und 11. Österreichi-
schen Advokatentag (1875, 1877, 1888, 1908), den De-
legiertentag der österreichischen Advokatenkammern
(1894), ferner die wirtschaftlichen Verbände.

Der Grundkonsens über das Versagen der Gläubi-
gerautonomie musste zu einer Neubestimmung der
Funktion des Masseverwalters und damit auch der
Auswahlkriterien führen.
" Otto Frankl (Zur Revision des österreichischen Con-

cursrechts, 1896)meint (wie einstGlaser), der Verwal-
ter müsse nicht zwingend Jurist sein: Verwaltung und
Realisierung eines Vermögens seien gewiss keine Tä-
tigkeit, die begriffsmäßig spezielle Rechtskenntnis vo-
raussetzt; sie erfordere vielmehr „in erster Linie Ge-
schäftskundigkeit im Allgemeinen, die ja gewiss dem
Advocaten nicht abgesprochen werden darf, aber sich
auch in anderen Kreisen findet . . .“. Der nichtanwalt-
liche Liquidator könne sich, soweit Rechtsfragen auf-
tauchen, eines Rechtsfreunds bedienen.

" Rudolf Pollak widersprach (ua im Gutachten für den
11. Österreichischen Advokatentag, 1908) und plä-
dierte für die ausschließliche Verwendung von Juris-
ten als Masseverwalter. Für ihn ist das Überwiegen
der Juristenarbeit in Verbindung mit der auch von
Otto Frankl eingeräumten wirtschaftlichen Befähi-
gung der Advokaten ausschlaggebend.

V. Verfahrensdualismus 1914
Die Schüsse von Sarajewo (28. 6. 1914) lösten den
Ersten Weltkrieg aus. Durch dessen Ausbruch wurde
die Reform unaufschiebbar: „Die zeitweise Unterbre-
chung des Außenhandels, der Stillstand vieler gewerb-
licher Betriebe, die völlige Verschiebung in den Ab-
satz- und Verbrauchsverhältnissen, die geminderte

Kaufkraft weiter Bevölkerungsschichten, alles das zu-
sammen bewirkt eine tiefgreifende Störung in der Ab-
wicklung des Zahlungsverkehrs und lässt zahlreiche
Fälle von Zahlungseinstellungen befürchten.“ Damit
begründete die Denkschrift des Justizministeriums
die Einführung der KO, der AO und der AnfO durch
eine Kaiserliche Notverordnung RGBl 1914/237.
(Verfassungsrechtliche Basis war § 14 Grundgesetz
über die Reichsvertretung RGBl 1861/20 idF RGBl
1867/141; der Nationalitätenzwist hatte das Abgeord-
netenhaus funktionsunfähig gemacht.)

Das Reformprojekt war gut vorbereitet. Wertvolle
advokatorische Erfahrungen brachte Rudolf Schalek ein.

Neu und für die weitere Entwicklung des Funk-
tionsverständnisses wichtig war das Ausgleichsver-
fahren. In klugem politischen Marketing wurde es in
einem eigenen Gesetz (AO 1914) geregelt. Es gab
keine konkursrechtliche „Formalitäten“, keine Forde-
rungsprüfung (!), keine Prozesssperre und keine Ver-
tragsauflösungsrechte. Denn man wollte außergericht-
liche Ausgleiche fördern: Ausgleichsstörer wurden mit
einer Überstimmung im gerichtlichen Ausgleichsver-
fahren bedroht. Wieder einmal vertraute man (trotz
der Warnungen Rudolf Pollaks) auf Redlichkeit und
Selbstlosigkeit der Beteiligten.

In der öffentlichen Wahrnehmung entstanden dann
die allzu vereinfachenden Gleichungen
" Konkurs = Liquidation,
" Ausgleich = „Rangierung“.
Unter „Rangierung“ verstand man den Vorgang, den
man heute Sanierung des Unternehmensträgers nennt.
DasWort „Sanierung“ blieb der insolvenzrechtlichen
Fachsprache noch jahrzehntelang fremd; in Stichwort-
verzeichnissen insolvenzrechtlicher Standardwerke
taucht es erst im Umfeld der Reform von 1982 auf.

Folgerichtig iS des dualistischen Ansatzes divergie-
ren in der Reform des Jahres 1914 auch die Funktionen
des Masseverwalters und des Ausgleichsverwalters:
" Der Ausgleichsverwalter überwachte zwar, verwal-

tete kaum und verwertete nicht.
" Anders der Masseverwalter, für den nach wie vor die

Liquidationsaufgabe im Mittelpunkt stand. Er hatte
die Verwertung sofort in Angriff zu nehmen (§ 115
Abs 1 Satz 1 KO 1914). Ein Verwertungsaufschub
nach Ermessen war nur nach Stellung eines Zwangs-
ausgleichsantrags zulässig (§ 140 Abs 2 KO 1914).

Die Konkursgerichte, insb das HGWien, ordneten for-
mularmäßig die Unternehmensschließung an. Nur
nach einem Beschluss des Gläubigerausschusses bzw
des Konkursgerichts durfte der Masseverwalter das Un-
ternehmen fortführen (§ 115 Abs 1 KO 1914). Nichtbe-
achtung der Schließungsanordnung und eigenmächtige
Fortführung waren haftungsträchtig, kamen aber den-
noch vor. Der beschriebene Zustand überdauerte die
Zwischenkriegszeit, den ZweitenWeltkrieg und den an-
schließenden konjunkturellen Aufschwung.
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Die funktionelleDiskrepanz kam indenKernbestim-
mungen über die beiden Verwalter zum Ausdruck:
" § 81 Abs 1 KO 1914 lautete (bis 1982!): „Der Masse-

verwalter hat den Stand der Masse zu ermitteln, für
die Einbringung und Sicherstellung der Aktiven sowie
für die Feststellung der Schulden, insbesondere durch
Prüfung der angemeldeten Ansprüche zu sorgen und
Rechtsstreitigkeiten, welche dieMasse ganz oder teil-
weise betreffen, zu führen.“ Ergänzend bestimmte
§ 146 Abs 1 KO (ebenfalls bis 1982): „Vor Beginn
der Abstimmung“ (sc über den Zwangsausgleichsvor-
schlag) „hat der Masseverwalter über die wirtschaftli-
che Lage und die bisherige Geschäftsführung des Ge-
meinschuldners sowie über die Ursachen seines Ver-
mögensverfalles und über die voraussichtlichen Er-
gebnisse eines Konkursverfahrens zu berichten.“

" Hingegen bestimmte § 31 Abs 1 AO 1914: „(1) Der
Ausgleichsverwalter hat sich über die wirtschaftliche
Lage und die bisherige Geschäftsführung des Schuld-
ners, über die Ursachen seines Vermögensverfalles,
über die Einbringlichkeit der Außenstände, die Ange-
messenheit des angebotenen Ausgleichs und über alle
für die Entschließung der Gläubiger wichtigen Um-
stände genaue Kenntnis zu verschaffen und dafür zu
sorgen, dass der Geschäftsbetrieb nach Tunlichkeit
aufrechterhalten und daß das Vermögen des Schuld-
ners nicht geschmälert wird.“

Für beide Verwalter galt, dass sie geschäftskundig sein
mussten (§ 80 Abs 2 KO 1914; § 30 Abs 2 AO 1914)
und dass Advokaten die Bestellung nur aus erheblichen
Gründen ablehnen durften (§ 80 Abs 1 KO 1914; § 30
Abs 1 AO 1914).

VI. Österreich I
Kurzlebig war der „Staat, den keiner wollte“ (Hellmuth
Andics), eine, wie Hugo Portisch meint, unterschätzte
Republik. In nur 20 Jahren führte ihr Weg von der
Katastrophe des Ersten Weltkriegs in die des Zweiten
Weltkriegs.

Veränderten Rahmenbedingungen und Fehlein-
schätzungen der Gesetzgebung des Jahres 1914 über
das Verhalten von Ausgleichsgläubigern und -schuld-
nern wurde mit zwei Novellen (BGBl 1925/87 und
BGBl 1934 II 178) begegnet. Die Novelle 1934 enthält
zahlreiche Regelungen, die in Verhandlungen über
eine gemeinsame österreichisch-deutsche Vergleichs-
ordnung erarbeitet worden sind (1933).

Eine heute unverständlich gewordene „Konkurs-
angst“ der Gläubiger begünstigte „windige“Ausglei-
che, mit denen man nicht rangierte, sondern sich ar-
rangierte. Überdies war bis 1. 8. 1924 (!), also in der
Inflationszeit, keine Mindestquote nötig.

Schwerpunkte der Novellen bildeten Forderungs-
prüfung, verstärkte Überwachung des Schuldners, Ab-

stellen von Missbräuchen durch Gläubigerminderhei-
ten und/oder nahe Angehörige, Erfüllungskontrolle
und Verwertung des Schuldnervermögens durch Sach-
walter (heute: Treuhänder) der Gläubiger. Damit
wurde die im Ausgleichsverfahren von Anfang an nicht
von vornherein ausgeschlossene Vermögensliquida-
tion ausgebaut; die Rangierung (Sanierung) des Unter-
nehmensträgers blieb rechtlich weiterhin möglich. Re-
lativ erfolgreich wurde jedoch das „Sich-Sanieren“ auf
Gläubigerkosten bekämpft.

Etappenweise näherte die Gesetzgebung die Funk-
tion des Ausgleichsverwalters der des Masseverwalters
an, insb durch Anwendung der Beschränkungen der
Verfügungsbefugnisse des Ausgleichsschuldners (§ 3
Abs 2 und § 8 Abs 2 bis 4 AO). Auf der Hand liegt
die damit verbundene Vermehrung der juristischen
Arbeit. Die Funktion des Masseverwalters blieb ver-
wertungslastig; nach wie vor gab es einen Verwer-
tungsaufschub (nach Ermessen) nur bei Stellung eines
Zwangsausgleichsantrags; sanierungsfreundliche Re-
gelungen wurden in die KO nicht eingefügt.

Das ist verständlich, denn die Rahmenbedingungen
waren unerfreulich: Zwar wurden das (kleine) Salzbur-
ger Festspielhaus (1924), die Großglockner-Hochalpen-
straße (1935) und dieWiener Höhenstraße (1938) eröff-
net. Auch wurde dank der Deflationspolitik der späten
30er-Jahre der Schilling so hart, dass – wie man sagte
– keiner sich den „Alpendollar“ leisten konnte.
" Die Inflation (1918 bis 1924) hatte das Vermögen

des Mittelstandes vernichtet.
" Bürgerkriegsähnliche Unruhen (1927 und 1934)

und der Brand des Wiener Justizpalasts (1927, the-
matisiert durch Heimito von Doderer in „Die Dämo-
nen“) erschütterten die Republik,

" ein (weiterer) schwarzer Freitag in New York
(1929) löste eine Weltwirtschaftskrise aus,

" systemrelevante Wiener Banken brachen zusam-
men (1931),

" Massenarbeitslosigkeit erzeugte Hoffnungslosig-
keit und politische Radikalisierung. Die traurige Rea-
lität bitterer Armut bildet Ödön von Horvath in seinen
Stücken ab. Bereits die Konsolidierung der Staatsfi-
nanzen – Völkerbundanleihe und Einführung der
Schillingwährung (1925) – kostete rund 85.000
Staatsbediensteten den Arbeitsplatz; um 1930 zählte
man 600.000 Arbeitslose; im Dezember 1932 waren
47% der Industriearbeiter ohne Beschäftigung.

" Industriebetriebe wurden stillgelegt; drei der vier
damals bestehenden Lokomotivfabriken mussten
schließen (1930/31).

Schon in den 20er-Jahren mussten kleinere Banken
ihre Zahlungen einstellen. Eine von ihnen (Primavesi)
riss die Wiener Werkstätte mit, die sich in einen Aus-
gleich mit Mindestquote (damals 35%) rettete (1926),
jedoch alsbald endgültig unterging (1932).
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Gelegentlich blieben Unternehmen dennoch am
Leben: Nach Anna SachersTod (1930) wurde ihr Hotel
unter anwaltlicher Beteiligung saniert (1934).

Das 50-Jahr-Jubiläum des Steigerclubs (1926) wird
wohl nicht besonders festlich verlaufen sein. Ähnliches
ist wohl für die folgenden runden Geburtstage – 1936
und 1946 – anzunehmen. Zwischen diesen liegen ein kur-
zer wirtschaftlicher Aufschwung und die Mangelwirt-
schaft des Zweiten Weltkriegs. Unternehmenskrisen
werden (wie während des Ersten Weltkriegs) mit den
Mitteln der Kriegswirtschaft bereinigt. Vorgeschichte
und Auswirkungen hat Stephan Riel erforscht und in ei-
nem wertvollen Beitrag publiziert (AnwBl 2012, 419).

VII. Aufschwung, Krisen und
funktionale Neubestimmung

Auch das 100-Jahr-Jubiläum des Steigerclubs (1976)
fiel in eine wirtschaftlich heikle Phase: Nach Jahren ei-
nes konjunkturellen Aufschwungs, in denen man den
nicht spektakulären Pleiten kein besonderes Augen-
merk geschenkt hatte, wandte sich das öffentliche Inte-
resse wieder dem Phänomen der Insolvenz zu: Bedingt
durch ein drastisches Ansteigen der Erdölpreise (erst-
mals 1973) gerieten ab 1974 mehrere sog Paradeunter-
nehmen in erhebliche Schwierigkeiten, die in damals
unvorstellbar gewordene Insolvenzen mündeten
(1975); nach einer gewissen Erholung folgte zu Beginn
der 80er-Jahre eine zweite Welle.

Die Reformdiskussion der 70er-Jahre des 20. Jahr-
hunderts, an der sich auch die Rechtsanwaltschaft (ÖR-
AKT, Walter Schuppich, Otto Reimer, Norbert Kosch, Leo
Kaltenbäck) intensiv beteiligte, konnte ab 1977 auf der
damals erreichten Absicherung der Arbeitnehmerforde-
rungen durch das IESG BGBl 1977/324 aufbauen:
Diese Absicherung war (auch politisch) die Grundlage
dafür, dass 20 Jahre später (IRÄG 1997) das Austritts-
recht der Arbeitnehmer von der Eröffnung des Insol-
venzverfahrens abgekoppelt und an Schließungstatbe-
stände angebunden werden konnte. Dass diese auf § 25
KO 1914 zurückgehende Anbindung des Austrittsrechts
an die Verfahrenseröffnung mit Sanierungszielen dis-
harmonierte, war schon länger bekannt.

Folge der Krisen war eineUmorientierung des In-
solvenzrechts und damit der Organfunktionen unter
dem Schlagwort „Unternehmensfortführung“.

Dieser Prozess dauerte etwa 30 Jahre; er begann
mit den Vorarbeiten zum IRÄG 1982 BGBl 370 und
führte über das IRÄG 1994 BGBl 153, das IRÄG
1997 BGBl I 114, die InsNov 2002 BGBl I 75 sowie
die GIN 2006 BGBl I 8 zum (vorläufigen?) Abschluss
durch das IRÄG 2010 BGBl I 29.

Der Paradigmenwechsel lag im IRÄG 1982 BGBl
370. Seither ging die KO von der Fortführung des Un-
ternehmens aus. Das Unternehmen war nur dann zu

schließen, wenn aufgrund von Erhebungen feststand,
dass anders eine Erhöhung des Ausfalls, den die Kon-
kursgläubiger erleiden, nicht vermeidbar ist. Durch Be-
seitigung rechtlicher Hindernisse wurde die Unterneh-
mensfortführung erleichtert; zahlreiche, der Unterneh-
mensfortführung dienliche ausgleichsrechtliche Rege-
lungselemente wurden in die KO implementiert.
Damit endete die Liquidationslastigkeit des Konkurs-
verfahrens und der Tätigkeit des Masseverwalters.

In Verbindung mit der (15 Jahre danach) durch das
IRÄG 1997 eingeführten, in die Berichtstagsatzung
mündenden „Prüfphase“ entstand damit das Verfah-
renssystem, das seit dem IRÄG 2010 als fremdverwal-
tetes Sanierungsverfahren zu bezeichnen ist.

Unvermeidbare Folge war das Absterben des Aus-
gleichsverfahrens: Durch die im Wesentlichen auf
die Novellen 1925 und 1934 zurückgehende Annähe-
rung an das Konkursverfahren, vor allem aber durch
die prohibitive Mindestquote von 40%, konnte das
Ausgleichsverfahren mit dem Konkursverfahren nicht
mithalten: Schon wegen der Mindestquote von 20%
trat der Zwangsausgleich einen Siegeszug an. Kon-
kursangst wie in den 30er-Jahren gab es nicht. Mehr
noch: Vielmehr wurde häufig gefragt: Wird’s ein Kon-
kurs oder ein Zwangsausgleich? Denn „Zwangsaus-
gleich“ war mittlerweile positiv besetzt; „Konkurs“
wurde in der Laienwertung mit Unternehmenszer-
schlagung gleichgesetzt. Auch setzte sich die Erkennt-
nis durch, dass eine Fremdverwaltung durch Fachleute
gerade beim Fortbetrieb keine Entmündigung ist. Ei-
genverwaltung war zum Nischenprodukt für Sonder-
fälle geworden; dabei ist es geblieben.

Wie sich das ausgleichstypische Fehlen der Insol-
venzanfechtung ausgewirkt hat, ist kaum zu ergründen.
Soweit man einen Vorteil des Ausgleichsverfahrens im
Mangel eines insolvenzspezifischen Austrittsrechts der
Arbeitnehmer erblickte, war dieser mit der schon er-
wähnten Änderung des § 25 KO durch das IRÄG
1997 geschwunden.

Signalwirkung hatte die bis heute nachwirkende
Neufassung des § 81 Abs 1 KO durch IRÄG 1982:
Das Pflichtenheft für Masseverwalter wurde mit
den schon bisher bekannten, jedoch ebenfalls durch
das IRÄG 1982 weiter entwickelten Bestimmungen
über die Pflichten des Ausgleichsverwalters (§ 30 AO
nF) synchronisiert. Der Kern der Neuregelung findet
sich (redaktionell durch das IRÄG 1997 überarbeitet)
heute in § 81a Abs 1 und 3 IO, der normative Altbe-
stand in § 81a Abs 2 IO. Die provokant-plakative Fest-
stellung in § 81 Abs 1 Satz 2 KO idF IRÄG 1982 „Der
Masseverwalter kann ein Unternehmen des Gemein-
schuldners fortführen“ ist mittlerweile durch diffizilere
Regelungen (§§ 114a ff IO) ersetzt worden.

Insgesamt gibt das geltende Recht in § 81a IO fol-
gendes Funktionsbild:
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" Der Insolvenzverwalter hat sich gem Abs 1 über die
wirtschaftliche Lage, die bisherige Geschäftsfüh-
rung, die Ursachen des Vermögensverfalls, das Aus-
maß der Gefährdung von Arbeitsplätzen, das Vorlie-
gen von Haftungserklärungen Dritter und alle für
die Entschließung der Gläubiger wichtigen Um-
stände unverzüglich genaue Kenntnis zu verschaf-
fen. Gem Abs 3 hat er unverzüglich zu prüfen und
zu berichten, ob das Unternehmen fortgeführt oder
wieder eröffnet werden kann.

" Dazu kommt gem § 81a Abs 2 IO eine „klassische“
Aufgabenstellung: Der Insolvenzverwalter hat un-
verzüglich den Stand der Masse zu ermitteln, für
die Einbringung und Sicherstellung der Aktiven so-
wie für die Feststellung der Schulden, insbesondere
durch Prüfung der angemeldeten Ansprüche, zu sor-
gen und Rechtsstreitigkeiten, die die Masse ganz
oder teilweise betreffen, zu führen.

" Die Verwertungspflicht wird nach wie vor nicht in
diesem Pflichtenheft, sondern an anderer Stelle ge-
regelt (einst § 115 Abs 1 Satz 1 KO 1914, heute
§ 114 Abs 1 Satz 1 IO), doch sind die Verwertungs-
beschränkungen wesentlich erweitert (§ 114a Abs 1,
§ 114b Abs 2, § 114c Abs 1 und 2 IO).

Das durch das IRÄG 1982 ausdrücklich verankerte
Gebot, dass der Verwalter von den Gläubigern und
dem Schuldner unabhängig sein muss (§ 80 Abs 3
KO) wurde durch die InsNov 2002 verfeinert; siehe
nunmehr § 80b IO.

Die sog Wahl eines anderen Verwalters durch die
Gläubigerversammlung (§ 87 Abs 1 KO 1914) gibt es
nicht mehr. Der Sicherung der Kontinuität der Amts-
führung dient ein auf wichtige Gründe beschränktes
Enthebungsrecht des Insolvenzgerichts (§ 87 KO idF
IRÄG 1982, heute § 87 IO).

Naturgemäß ist für die Rechtsanwaltschaft die Um-
schreibung der persönlichen Qualifikation für Ver-
walter besonders bedeutsam: Im Anschluss § 80 Abs 2
KO idF IRÄG 1982 finden sich heute in § 80 Abs 3 IO
drei Varianten: Die in Aussicht genommene Person
muss in Insolvenzverfahren, die Unternehmen betref-
fen, ausreichende Fachkenntnisse des Wirtschafts-
rechts oder der Betriebswirtschaft haben oder eine er-
fahrene Persönlichkeit desWirtschaftslebens sein. Ge-
nerell müssenKenntnisse im „Insolvenzwesen“ vor-
handen sein (§ 80 Abs 2 IO, der insoweit auf die
InsNov 2002 zurückgeht). Das privilegium odiosum
der Rechtsanwälte, Insolvenzverwaltungen nur aus
wichtigen Gründen ablehnen zu dürfen (§ 80 Abs 1
KO 1914), hat das IRÄG 1982 beseitigt.

VIII. Ausblick
Hand in Hand mit einem geänderten Verständnis der
Zwecke und der Ziele des Insolvenzrechts hat sich

ein Funktionswandel der Insolvenzverwaltung vollzo-
gen. Genau genommen handelt es sich um Erweite-
rungen der Funktion und daher auch der wünschens-
werten Qualitäten der Verwalterpersönlichkeit.

Ausgestorben sind Verwalter, die (aus hier nicht er-
wähnenswerten Motiven) ihre Hauptaufgabe im Pro-
zessieren erblickten. Auch ist eine rein exekutorische
Sichtweise geschwunden.

Natürlich ist erneut die überaus häufige Bestellung
von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten zu be-
leuchten und an Glasers Kritik zu erinnern. Ob vor
140 Jahren juristisch nicht qualifizierte Kaufleute die
Abwicklung eines insolventen Unternehmens ohne
Rechtsbeistand managen konnten, muss offen bleiben.
Heute ist dies – schon wegen des Risikos persönlicher
Haftung (§ 81 Abs 1 IO iVm § 1299 ABGB) – keine
realistische Option: Denn das Überborden „insol-
venzspezifischer“ Regelungen samt einschlägiger
Rsp zwingt dazu, in der mehrdimensionalen Verwal-
terfunktion der spezialisierten rechtlichen Seite eine
zentrale Position einzuräumen.

Komplexe Rechtsfragen sind nicht nur bei Sanie-
rungen, sondern auch bei Abwicklungen zu berück-
sichtigen. Aber: Wer sich ausschließlich an Rechtsfra-
gen begeistern kann, sollte sich von der Insolvenzver-
waltung fernhalten. Denn Bereitschaft und Befähigung
zum fachübergreifenden, enzyklopädischen Denken
und Handeln sind unerlässlich.

Gefragt sind Entscheidungsfreude und Fähigkeit zu
zügigem Vorgehen: Notwendig sind rasche, treffsi-
chere Weichenstellungen, ferner Kreativität im
rechtlichen und im faktischen Bereich und die Fähig-
keit zur Anpassung an neue oder geänderte rechtliche
und wirtschaftliche Rahmenbedingungen. Dazu gehö-
ren die Entwicklung arbeitsteiliger Techniken für
Großverfahren, ferner auch Offenheit für neue For-
men der Kommunikation und die mediale Betreuung
der Bewältigung von Unternehmenskrisen.

Losgelöst von zeitgebundenen gesetzlichen Vorga-
ben und Schwerpunktsetzungen sind nach meinen
langjährigen persönlichen Erfahrungen besonders
wichtig:
" Konzentration auf das Wesentliche – minima non

curat praetor;
" Selbstverständnis als mehrseitiger Treuhänder;
" Befähigung zur Qualitätsarbeit auch unter Termin-

druck;
" Qualitätssicherung durch ein effizientes Haftungs-

und Disziplinarrecht;
" äußere und innere Unabhängigkeit;
" Wirklichkeitssinn;
" Freude an der Funktion;
" vor allem: Mut und Umsicht.
Mit diesem Ausblick wünsche ich dem Steigerclub,
und mit ihm der freien österreichischen Advokatur,
eine gute Zukunft.
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Umsatzsteuer bei immobilienrechtlicher
Rechtsberatung
Von RA Mag. Klaus Pfeiffer, Bakk. LL.M., Wien, und Mag. Martina Znidaric, Wien. Der Autor ist selbständiger
Rechtsanwalt bei DORDA Rechtsanwälte GmbH mit der Spezialisierung auf Immobilien- und Baurecht.
Die Autorin ist Wirtschaftsprüferin/Steuerberaterin in Kooperation mit DORDA Rechtsanwälte GmbH.

Das neue Jahr 2017 brachte für Rechtsanwälte eine kleine, aber relevante Änderung für die umsatzsteuerliche
Behandlung von liegenschaftsbezogenen Leistungen. Bekanntermaßen erbringt der Rechtsanwalt „sonstige
Leistungen“ iSd UStG, die daher – je nach (Nicht-)Unternehmereigenschaft des Mandanten – am Ansässigkeits-
ort des Mandanten bzw am Ansässigkeitsort des Rechtsanwalts besteuert werden. Von dieser Grundregel gibt
es zahlreiche Ausnahmen, darunter jene für „Grundstücksleistungen“ gem § 3 a Abs 9 UStG. Die Besteuerung
solcher Leistungen richtet sich – unabhängig von der Unternehmereigenschaft des Leistungsempfängers – nach
dem Belegenheitsort des Grundstücks. Seit 1. 1. 2017 fallen nun auch zahlreiche Rechtsberatungsleistungen
iZm Grundstücken unter diese Ausnahme.

I. Rechtslage bis 31. 12. 2016
Unter die Ausnahme des § 3a Abs 9 UStG fallen jene
Leistungen, die in engem Zusammenhang mit dem
Grundstück stehen. Bisher erfasste § 3a Abs 9 UStG
nur sehr eingeschränkt Leistungen von Rechtsberufen.
Neben der Vermietung und Verpachtung von Grund-
stücken waren insbesondere die sonstigen Leistungen
von Architekten, Ingenieuren, Bauträgern, Maklern
etc betroffen.1) Zu den juristischen Dienstleistungen
iZm einem Grundstück gehörten lediglich die Leis-
tungen der Notare bei der Beurkundung von Grund-
stückskaufverträgen inklusive deren Erstellung und
die mit der Beurkundung in direktem Zusammenhang
stehende Beratungsleistung.2)

Gemäß den Umsatzsteuerrichtlinien idF v
4. 11. 2015 (12. Fassung) war die Rechts- und Steuer-
beratung in Grundstückssachen explizit keine Leis-
tung, die in engem Zusammenhang mit Grundstücken
steht. Rechtsanwälte mussten daher der Ausnahmere-
gelung für Grundstücksleistungen praktisch keine Auf-
merksamkeit schenken.

II. Rechtslage ab 1. 1. 2017
Die Durchführungsverordnung (EU) 1042/2013 des
Rates v 7. 10. 2013 zur Änderung der Durchführungs-
verordnung (EU) 282/2011 (DVO) definiert nun den
Begriff „Dienstleistungen im Zusammenhang mit
Grundstücken“ für umsatzsteuerliche Belange.

Grundstücke sind (i) über- oder unterirdische Teile
der Erdoberfläche, an denen Eigentum und Besitz be-
gründet werden kann, (ii) jedes im Boden befestigte
Gebäude bzw Gebäude oder Bauwerke, die nicht leicht
abgebaut oder bewegt werden können, (iii) alle Sachen,
die einen wesentlichen Bestandteil eines Gebäudes bil-
den, ohne die das Gebäude unvollständig ist, und (iv)

Sachen, die im Gebäude so installiert sind, dass sie
nicht bewegt werden können, ohne das Gebäude zu
zerstören oder zu verändern. Bei Superädifikaten
kommt es, wie bei „normalen“ Bauwerken und Gebäu-
den, darauf an, ob sie leicht abgebaut oder bewegt wer-
den können – wenn das nicht der Fall ist, gelten auch
Superädifikate als „Grundstücke“ iSd § 3a Abs 9
UStG.3)

Gem Art 31a Abs 2 lit q DVO sind nun auch juris-
tische Dienstleistungen iZm (i) Grundstücksübertra-
gungen, (ii) der Begründung und Übertragung von be-
stimmten Rechten an Grundstücken oder (iii) der Be-
gründung oder Übertragung von dinglichen Rechten
an Grundstücken als „Grundstücksleistungen“ von
der Ausnahme erfasst. Ob die jeweilige Transaktion
tatsächlich durchgeführt wurde, das Recht also tatsäch-
lich übertragen wurde, ist irrelevant. In Art 31a Abs 3
lit h DVO folgt die Gegenausnahme auf dem Fuße: Ju-
ristische Dienstleistungen – sofern nicht in Art 31a
Abs 2 lit q DVO genannt – betreffend die Vertragsbe-
dingungen eines Grundstücksübertragungsvertrags
und die Durchsetzung eines solchen Vertrags fallen
nicht unter die „Grundstücksleistungen“, es sei denn,
sie stehen speziell mit der Übertragung von Rechten
an Grundstücken im Zusammenhang. Für die Praxis
bedeutet das:

1. Erfasste Leistungen („Grundstücksleistungen“)

Erfasst sind juristische Leistungen, die auf eine Verän-
derung des rechtlichen Status eines Grundstückes ab-
zielen. Die Errichtung von Kaufverträgen über ein
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1) Umsatzsteuerrichtlinien 2000 (13. Fassung) Rz 640a.
2) Umsatzsteuerrichtlinien 2000 (13. Fassung) Rz 639 z; Ecker in

Scheiner/Kolacny/Caganek (Hrsg), Kommentar zur Mehrwertsteuer
– UStG 1994 (46. Lfg 2015) zu § 3a UStG Rz 340.

3) Umsatzsteuerrichtlinien 2000 (13. Fassung) Rz 639v.
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Grundstück zählt ebenso zu den „Grundstücksleistun-
gen“ wie das Aufsetzen von Miet- oder Pachtverträgen
über Grundstücke oder Teile davon. Auch Leistungen
iZm der Eintragung im Grundbuch fallen darunter.
Aus dem Wortlaut der DVO 1042/2013 ergibt sich
uE, dass auch die Errichtung von Verträgen über die
Begründung von Dienstbarkeiten, Reallasten und Bau-
rechten an Grundstücken „Grundstücksleistungen“
darstellen, auch wenn diese in den Umsatzsteuerricht-
linien nicht explizit genannt sind.

2. Nicht erfasste Leistungen

Nicht erfasst sind juristische Dienstleistungen, die
nicht direkt mit der Begründung oder Übertragung
von Eigentum oder Rechten an einem bestimmten
Grundstück zusammenhängen. Zum Beispiel:4)
" Juristische Beratung über die Vertragsbedingungen

zB eines Kaufvertrags. Im Unterschied zur Erstel-
lung eines solchen Vertrags fällt daher die reine Prü-
fung und Überarbeitung nicht unter die „Grund-
stücksleistungen“. Wo bei einer weitgehenden
Überarbeitung, die den Ursprungsvertrag grundle-
gend verändert, die Grenze zu ziehen ist, lassen we-
der die Umsatzsteuerrichtlinien noch die Erläute-
rungen der Europäischen Kommission5) erkennen.

" Juristische Beratung über die Streitbeilegungen iZm
Eigentum sowie die Durchsetzung von Verträgen
oder der Nachweis, dass ein Vertrag besteht.

" Steuerberatung (zB bei Grundstücksveräußerung
oder über Abschreibungsmöglichkeiten iZm einem
Grundstück).

" Juristische Dienstleistungen in Verbindung mit der
Finanzierung eines Grundstückskaufs, insbesondere
auch iZm der Gewährung von Bürgschaften oder
Hypotheken.

" Rechtsberatung iZm dem Verkauf von Anteilen und
die Vermittlung der Umsätze von Anteilen an
Grundstücksgesellschaften.6)

III. Zusammenfassung
Abhängig davon, (i) ob der Rechtsanwalt eine „Grund-
stücksleistung“ durchführt sowie (ii) wo der Klient an-
sässig ist, ergibt sich folgendes Bild:

Klient „Grundstücks-
leistung“ betref-
fend Liegen-
schaft in Ö

„Real Estate An-
waltsleistung“ be-
treffend Liegen-
schaft im EU-Aus-
land

„Real Estate An-
waltsleistung“ be-
treffend Liegen-
schaft im Drittland

„NICHT-
Grundstücksleis-
tung“

Österreicher
(Nichtunternehmer)

öUSt keine öUSt keine öUSt öUSt

Österreicher
(Unternehmer)

öUSt keine öUSt keine öUSt öUSt

EU-Bürger
(Nichtunternehmer)

öUSt keine öUSt keine öUSt öUSt

EU-Bürger
(Unternehmer)

öUSt keine öUSt, reverse
charge im anderen
EU-Staat?

keine öUSt USt am Empfän-
gerort
(reverse charge)

Drittstaatsangehörige
(Nichtunternehmer)

öUSt keine öUSt keine öUSt keine öUSt

Drittstaatsangehörige
(Unternehmer)

öUSt keine öUSt keine öUSt keine öUSt

4) Umsatzsteuerrichtlinien 2000 (13. Fassung) Rz 640b.
5) Erläuterungen zu den 2017 in Kraft tretenden EU-Mehrwertsteuer-

bestimmungen zum Ort der Dienstleitung iZm Grundstücken.
6) Umsatzsteuerrichtlinien 2000 (13. Fassung) Rz 640c.
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Zur Rationalität des Strafens –
eine Annäherung aus der Praxis1)
Von RAin Dr. Alexia Stuefer, Wien. Die Autorin ist Strafverteidigerin und Lehrbeauftragte an der rechtswissenschaftli-
chen Fakultät der Universität Wien, Juridicum.

Der Leitgedanke des Europäischen Forums Alpbach 2016 lautete „New Enlightenment – Neue Aufklärung“, je-
ner der Rechtsgespräche „Das Recht zwischen Vernunft und Zeitgeist“. Wie der geschichtliche Rückblick lehrt,
nahm das Strafrecht unter den Rechtsgebieten seit jeher eine besondere Stellung ein, zeigt sich im Umgang mit
ihm doch die Befindlichkeit der Gesellschaft als solche. Das bei den Alpbacher Gesprächen zur Diskussion ge-
stellte Thema „Zur Rationalität des Strafens“ trifft daher den Nerv der als „unsichere Zeiten“ beschriebenen
Gegenwart.

I. Ausgangspunkt –
Stand der Wissenschaft

Die Diskussionen über Grund, Sinn und Zweck der
Strafe sind so alt wie das Strafrecht selbst und es wird
sie so lange geben wie dieses selbst.2) Die Existenz
der Willensfreiheit wird in Österreich als (möglicher)
Grund für den normativen Schuldvorwurf überwie-
gend bejaht,3) im Detail aber als „unentschieden“4)
oder „nur bekenntnismäßig“5) beantwortbar angese-
hen. Das StGB äußert sich zu dieser Frage nicht, viel-
mehr unterstellt es, jeder Mensch sei für sein Tun und
Unterlassen im Normalfall6) verantwortlich und im
Falle des Normbruchs strafbar.7)

Dass die Willensfreiheit (bisher) empirisch weder
be- noch widerlegt worden ist,8) hinderte nicht die An-
nahme, jede Person sei grundsätzlich befähigt, sich für
das Recht und damit gegen einen Verstoß von Rechts-
normen zu entscheiden.9) Ob eine Person im Augen-

blick der Tat tatsächlich frei gehandelt hat, mit ande-
ren Worten, ob sie sich „aus freien Stücken“ gegen
die Normverletzung entscheiden hätte können, ist da-
her nicht das entscheidende Kriterium. Ausschlagge-
bend für den Schuldvorwurf als Grundlage von Strafe
ist vielmehr die Annahme (Vermutung) einer solchen
„Freiheit“ des Handelns bei jedem Menschen als Basis
des sozialen Zusammenlebens.10) Die Willensfreiheit
ist somit ein auf Kant zurückgehendes auch als „Alter-
nativismus“11) bezeichnetes normatives Konzept.

Ein solches ist auch jene Auffassung, wonach sich die
Schuld durch die in der Tat zum Ausdruck gekom-
mene Differenz an Wertverbundenheit im Vergleich
zummaßgerechtenMenschen begründe.12) Konstituie-
rend für den Vorwurf sei das präsumtive Verhalten ei-
ner das „Menschenbild des StGB“13) verkörpernden
„abstrakten Vergleichsperson“14) zum Zeitpunkt der
Tatbegehung, die „in ihren fiktiven persönlichen Ei-
genschaften an die Stelle des konkreten Täters“ trete.
Der Schuldvorwurf bestehe in der Annahme, sein
„rechtstreuer Doppelgänger“15) habe im Zeitpunkt
der Tat rechtstreu gehandelt16) – Willensfreiheit hin1) Grundlage des Textes ist der Vortrag zum Thema „Rationalität des

Strafens“, den die Autorin anlässlich der Rechtsgespräche in Alp-
bach am 30. 8. 2016 gehalten hat.

2) Vgl Wesel, Geschichte des Rechts in Europa – Von den Griechen bis
zum Vertrag von Lissabon (2010).

3) Siehe die Darstellung des Meinungsstands bei Tipold in Höpfel/Ratz
(Hrsg), WK2 StGB § 4 Rz 1 ff.

4) Kienapfel/Höpfel/Kert, AT15 (2016) Z 15 Rz 8.
5) Höpfel in WK2 StGB § 11 Rz 2 mit Nachweisen aus der deutschen

Literatur.
6) Außer bei Zurechnungsunfähigkeit (§ 11 StGB), entschuldigendem

Notstand (§ 10 StGB) und nicht vorwerfbarem Verbotsirrtum (§ 9
StGB).

7) E. Steininger, AT (2008) 12/12 f; Fuchs, AT I9 (2016) 21/4; Tipold in
WK2 StGB § 4 Rz 3; Juhász, Die strafrechtliche Schuldfähigkeit
(2013) 17, 133.

8) Vgl E. Steininger, AT 12/10; Juhász, Schuldfähigkeit 16 f; Fuchs,
AT I9 (2016) 21/4, 2/33.

9) Vgl E. Steininger, AT 12/12 f; Fuchs, AT I9 21/4, 2/32 ff; Lewisch,
Verfassung und Strafrecht (1993) 253; vgl auch Jeschek, Wandlun-
gen des strafrechtlichen Schuldbegriffes in Deutschland und Öster-
reich, JBl 1998, 611; Moos, Positive Generalprävention und Vergel-
tung, in FS Pallin (1989) 283; Moos, Der Schuldbegriff im österrei-

chischen StGB, in FS Rittler (1996) 55; Platzgummer, Strafe, Schuld
und Persönlichkeitsadäquanz, in FS Pallin 325 ff.

10) Vgl Juhász, Schuldfähigkeit 18, 133; Moos, SbgK § 4 Rz 59 sowie
E. Steininger, AT (2008) 12/12, der – soweit überblickbar – mit
Moos in FS Pallin 295 als Einziger auf die Bedeutung der wissen-
schaftlichen Erkenntnisse der Psychoanalyse für die Beantwortung
der Frage der Existenz einer Freiheit zum selbstbestimmten Handeln
hinweist.

11) Zitiert nach Roth in Liessmann (Hrsg), Schuld und Sühne – Nach
dem Ende der Verantwortung (2015) 260 ff; vgl auch Merkel in
Liessmann 208.

12) Vgl Nowakowski, Freiheit, Schuld, Vergeltung, in FS Rittler 71;Moos
SbgK § 4 Rz 75 ff und Tipold in WK2 StGB § 4 Rz 10: „mit den recht-
lich geschützten Werten verbundener Mensch“.

13) Kienapfel/Höpfel/Kert, AT15 Z 15 Rz 9.
14) Juhász, Schuldfähigkeit 18, 23, 133.
15) Moos, SbgK § 4 Rz 82.
16) Objektivierter Schuldmaßstab, reduzierter Schuldbegriff, s

Burgstaller, Zum Stand der österreichischen Strafrechtsdogmatik,
JAP, 1995/96, 86; Kienapfel/Höpfel/Kert, AT15 Z 15 Rz 9; Moos,

2017, 238

Schuld;
Strafzwecke;
Strafvollzug;
Aufklärung



oder her. Die Strafbegründungsschuld stützt sich somit
auf eine Fiktion oder genauer gesagt auf eine Imagina-
tion. Selbiges gilt für die Auffassung der „normativen
Ansprechbarkeit“, verstanden als ein im Tatzeitpunkt
vorliegender Zustand, für „einen Normappell“ zu-
gänglich gewesen zu sein.17) Auch sie kann letztendlich
nicht ohne Maßfigur und damit ohne wertende Zu-
schreibung auskommen.18)

Die Mängel, die diesen Positionen anhaften, sind
genuin und geeignet, sie in ihren Grundfesten in Frage
zu stellen: Die erste Auffassung hat sich einzugestehen,
dass sie straft und strafen will, obwohl die Selbstbe-
stimmungsfähigkeit im Tatzeitpunkt nicht nachgewie-
sen ist;19) die beiden anderen, dass sie strafen und stra-
fen wollen, obwohl die zu bestrafende Person für die
Tat „nichts dafürkann“;20) weil sie doch nicht so ausge-
stattet war wie ihr „rechtstreuer Doppelgänger“. Die
Standpunkte sind – wollen sie ehrlich sein – außer-
stande, tragfähige, endgültige Gründe für (den Schuld-
vorwurf und damit) die Rechtsfolge Strafe zu bieten.

Damit lenkt sich der Blick auf die Frage nach den
Strafzwecken, nämlich ob der Schuldvorwurf als
Grundlage der Strafe aus den mit ihr verfolgten Zie-
len abgeleitet werden kann. Dies wird von der hM
abgelehnt. Die einzelne Person könne – auf den
Strafzweck der Generalprävention bezogen – nicht
bloßes Mittel sein, um andere von Straftaten abzuhal-
ten oder das Vertrauen anderer in die Rechtsordnung
zu stärken.21) Eine (Haft-)Strafe könne aus spezialprä-
ventiver Sicht nicht nur Sicherungsmaßnahme sein.22)
Die Vergeltung wird als selbstständiger Strafzweck
abgelehnt23) und betrifft im Übrigen nicht den Grund
der Strafe.24) Die Suche nach einer Rechtfertigung
der Strafe steht daher, wenn weiterhin unter diesen
Voraussetzungen gestraft wird, im wahrsten Sinne
des Wortes vor einer radikalen Frage, basiert das
StGB doch (ua) im Grundsatz nulla poena sine culpa
(§ 4 StGB) und auf der Schuld als Grundlage der Be-
messung der Strafe (§ 32 Abs 1 StGB). Es zeichnet
sich damit ein Dilemma ab: Hier die zu hinterfragen-
den (rechts-)wissenschaftlichen Konzepte der Legiti-
mation von Strafe – dort kein empirischer Nachweis
der Existenz oder Nichtexistenz von Willensfreiheit.
Auf die Spitze getrieben ließe sich sagen, es hängt da-
mit nicht nur das Konzept der Schuld, sondern auch
jenes der Strafe (und mit ihm das Strafrecht) in der
Luft. Es ist derzeit nicht abzusehen, welche Erkennt-
nisse die Hirnforschung noch hervorbringen wird.
Sie gibt sich selbstbewusst in ihrer Meinung, die Wil-
lensfreiheit existiere nicht.25) Über alles Weitere ließe
sich, solange es keine Gewissheit gibt, nur spekulie-
ren, was sich aber angesichts der in Rede stehenden
Frage der Strafen als grundrechtseingriffsintensivste
staatliche Maßnahme geradezu verbietet. Die rechts-
wissenschaftliche hM in Österreich hält an ihren bis-
herigen Konzepten fest.26)

II. Analyse der Realität des Strafens
und der Strafen

Allein die Tatsache des aufgezeigten Dilemmas ist, um
zur Ausgangsfrage der Rationalität des Strafens zurück-
zukehren, angesichts der Realität des Strafens beunru-
higend. Ob Strafen rational ist, mit anderen Worten,
ob das (in der heutigen Form)27) auf die Aufklärung zu-
rückgehende Konzept des Schuldstrafrechts „ge-
glückt“ ist, hat sich – als dessen Folge – an der Realität
zu messen. Ohne Berücksichtigung und Analyse der
Praxis (des Strafens und der Strafen) kann es keine
Antwort auf die Ausgangsfrage, aber auch nicht jene
nach Grund, Sinn und Zweck der Strafe geben. Die
Diskussion wird eine theoretische bleiben.

Die im Anschluss zu analysierende Realität wird an-
hand von Befundaufnahmen28) veranschaulicht.

1. Befunde aus der Gesetzgebung

Zufolge der aus 2015 stammenden Studie von Grafl/
Schmoller ist sowohl die Anzahl der Straftatbestände
als auch die Höhe der Strafdrohungen im Laufe der
Zeit gestiegen. Am Beispiel der lebenslänglichen Frei-
heitsstrafe: 1975 gab es zehn mit lebenslanger Frei-
heitsstrafe bedrohte Tatbestände, heute sind es 28.29)
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SbgK § 4 Rz 120; aus theologischer Sicht vgl Körtner, Muss Strafe
sein? Menschenbild und Strafrecht aus theologischer Sicht, in
Schriftenreihe des BMJ (2010) 29 ff.

17) Moos, SbgK § 4 Rz 66 ff; vgl Juhász, Schuldfähigkeit 23.
18) Vgl Juhász, Schuldfähigkeit 23 f; Kienapfel/Höpfel/Kert, AT15 Z 15

Rz 8.
19) Vgl Fuchs, AT I9 21/4, 2/33 sowie Tipold in WK2 StGB § 4 Rz 1 ff.
20) Fuchs, AT I9 2/30 unter wortwörtlichem Bezug auf Hassemer. Wie

Juhász feststellt, gilt dieser Einwand auch hinsichtlich der vor allem
in Deutschland vertretenen Ansicht des Anders-Handeln-Könnens,
vgl Juhász, Schuldfähigkeit 21 f, 320; expressis verbis auch Merkel
in Liessmann 240.

21) In Österreich vgl E. Steininger, AT (2008) 12/12; Fuchs, AT I9 2/28
unter Bezugnahme auf Franz von Liszt; Tipold in WK2 StGB § 4
Rz 3;Moos, SbgK § 4 Rz 62; anders in Deutschland, s die Nachweise
bei E. Steininger, AT 12/12 mN sowie bei Schünemann, Zum gegen-
wärtigen Stand der Lehre von der Strafrechtsschuld, in FS Lampe
(2003) 537 ff.

22) Vgl Fuchs, AT I9 2/23.
23) Vgl Fuchs, AT I9 2/17.
24) Vgl dazu insb Moos in FS Pallin 283.
25) Etwa der Neurophysiologe Wolf Singer, vgl Singer, „Der freie Wille

ist nur ein gutes Gefühl“, www.sueddeutsche.de/wissen/
hirnforschung-und-philosophie-der-freie-wille-ist-nur-ein-gutes-
gefuehl-1.1046593 (abgefragt am 17. 2. 2017). Vgl auch Roth in
Liessmann 260 ff; Roth, Willensfreiheit, Verantwortlichkeit und Ver-
haltensautonomie des Menschen aus Sicht der Hirnforschung, in FS
Palme 43 ff.

26) Statt aller Juhász, Schuldfähigkeit 21 f, 320 mN.
27) Die Anfänge des Schuldstrafrechtes liegen im römischen Recht und

in der christlichen Rechtstradition, vgl Moos, SbgK § 4 Rz 93 ff.
28) Aus der beruflichen Tätigkeit der Autorin.
29) Seit 1975 somit nahezu verdreifacht, vgl Grafl/Schmoller, Entspre-

chen die gesetzlichen Strafdrohungen und die von den Gerichten
verhängten Strafen den aktuellen gesellschaftlichen Wertungen?
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Seit dem Strafrechtsänderungsgesetz 200830) ist es
den Gerichten verwehrt, die bedingte Entlassung aus
einer Freiheitsstrafe nach Verbüßung von zwei Drit-
teln wegen generalpräventiver Bedenken abzulehnen.
Die Gesetzgebung wollte die vorzeitige Entlassung
zum Zwecke der Haftvermeidung einmal mehr zum
Regelfall machen.31) Zu einer spürbaren Änderung in
der Entlassungspraxis ist es dadurch nicht gekommen
– spezialpräventive Erwägungen haben bei der Beur-
teilung der Berechtigung von Anträgen auf bedingte
Entlassung an Bedeutung gewonnen.32) Die Entschei-
dungen der in Angelegenheit des Strafvollzuges als
Höchstinstanzen berufenen Oberlandesgerichte wer-
den nur ausnahmsweise veröffentlicht.33) Die Rechts-
unterworfenen und selbst die erstinstanzlichen Ge-
richte haben (mit Ausnahme der in der Sache befass-
ten) – im wahrsten Sinne desWortes – keinen Einblick
in die Tätigkeit der Höchstgerichte.34)

Als positive Befunde sind die Möglichkeiten, statt
der Verbüßung einer Ersatzfreiheitsstrafe gemeinnüt-
zige Leistungen zu erbringen35) sowie die Strafe in
Form des elektronisch überwachten Hausarrests36) zu
verbüßen, zu nennen. Sie haben sich, empirisch nach-
weisbar, positiv iS von Haftvermeidung ausgewirkt.37)

2. Befunde aus der Strafenpraxis am Beispiel der
unbedingten Freiheitsstrafe

Der Strafzweck der Generalprävention, der in seiner
Wirksamkeit empirisch nie nachgewiesenen wurde,
spielt bei der Bemessung der Höhe der Strafe und
für die Entscheidung, ob die verhängte Freiheitsstrafe
ganz oder zum Teil bedingt nachgesehen wird,38) eine
wesentliche Rolle.39) In der Urteilsbegründung kommt
sie meist bloß als Zitat des Gesetzestexts zum Aus-
druck.40)

Laut Studie Grafl/Schmoller ist die Zahl der Verur-
teilungen seit 1989 rückgängig, die Haftzahlen sind
annähernd gleichgeblieben, gleichzeitig ist der Anteil
der Verurteilungen zu einer Freiheitsstrafe um rund

ein Fünftel gestiegen (gemessen an der Gesamtzahl),
der Anteil der teil- und unbedingten Freiheitsstrafen
hat sich mehr als verdoppelt.41) Es werden generell hö-
here Strafen verhängt.42) Personen nicht-österreichi-
scher Herkunft wurden öfters und zu höheren unbe-
dingten Freiheitsstrafen verurteilt (77,2% bzw
60,4%). Der Unterschied im Verhältnis unbedingte/
teilbedingte Freiheitsstrafe betrug gar 42,1% zu
20,5%.43) Angehörige niederer Bildungsschichten und
von Armut Betroffene44) werden öfters zu Haftstrafen
verurteilt.45) Frauen werden weniger oft zu Freiheits-
strafen verurteilt als Männer.46) Im Westen Öster-
reichs werden weit weniger unbedingte Haftstrafen
verhängt als etwa in Wien, dafür aber höhere.47) Nicht
zu den Freiheitsstrafen gehörend, aber dennoch zu er-
wähnen sind die in Anstalten für abnorme Rechtsbre-
cherinnen und Rechtsbrecher eingewiesenen Perso-
nen, es sind um 80% mehr als im Jahr 2000.48)

3. Befunde aus dem Strafvollzug

In Österreichs49) Gefängnissen werden Inhaftierte
trotz aller Bemühungen und erzielter Fortschritte
sämtlicher (im Vollzug) Beteiligten vor allem ver-
wahrt.50) Einschlusszeiten von bis zu 23 Stunden pro
Tag sowie an Freitagen und Wochenenden von
12.00 Uhr (mittags) bis zum nächsten Morgen sind
ebenso alltäglich wie Überbelegungen51) und ungenü-
gend ausgestattete Hafträume.52) 80% der im Strafvoll-
zug beschäftigten Personen sind im Wachdienst tä-
tig.53)

Gutachten 19. ÖJT III/2 (2015) 12. Dass mit der Strafrechtsreform
2015 (BGBl I 2014/106) neben der Neueinführung von Straftatbe-
ständen die Strafdrohungen für Vermögensdelikte gesenkt, für (ein-
zelne) Delikte gegen Leib und Leben erhöht wurden, fällt im Ver-
gleich dazu nicht ins Gewicht.

30) BGBl I 2007/109.
31) Vgl Jerabek in WK2 StGB § 46 Rz 17.
32) Es handelt sich umWahrnehmungen der Autorin und deren Umfeld.
33) Vgl § 48a Gerichtsorganisationsgesetz (GOG) RGBl 1896/217 idgF.
34) Vgl Stuefer, Österreichs Justiz eine Geheimjustiz? Die Presse

13. 7. 2015.
35) BGBl I 2007/109.
36) BGBl I 2010/64.
37) Grafl/Schmoller, GA (2015) 73.
38) § 32 Abs 2, §§ 43, 43a StGB.
39) Was ihre Verfechter (= hM) eingestehen, vgl Jerabek in WK2 StGB

§ 43 Rz 18 mwN.
40) Es handelt sich umWahrnehmungen der Autorin und deren Umfeld.

41) Grafl/Schmoller, GA (2015) 47.
42) Grafl/Schmoller, GA (2015) 73 ff.
43) Grafl/Schmoller, GA (2015) 47 f, 73 ff; Bundesministerium für Justiz,

Sicherheitsbericht 2015. Bericht über die Tätigkeit der Strafjustiz
(2016) 109.

44) Vgl zur Definition Sautner, Wie Armut den Zugang zum Recht be-
einflusst. Die strafrechtliche Perspektive, JRP 2016, 135 (141).

45) BMJ, Sicherheitsbericht 2015 157 f.
46) BMJ, Sicherheitsbericht 2015 131 f.
47) Grafl/Schmoller, GA (2015) 49.
48) BMJ, Sicherheitsbericht 2015 116.
49) Nicht nur in Österreichs Gefängnissen. Ein aktueller Einblick in die

aktuelle Lage der Gefängnisse in den USA (am Beispiel des Staates
New York): The Scourge of Racial Bias in New York State’s Prisons,
The New York Times 4. 12. 2016.

50) Zu diesem Befund gelangt ua auch Fuchs, vgl AT I9 2/13.
51) Vgl Bericht der Volksanwaltschaft an den Nationalrat und den Bun-

desrat. Präventive Menschenrechtskontrolle (2016) 112 ff. Zu den
Überbelegungen wird festgehalten: „Der Überlag der JA kann für
sich genommen aus physischer Sicht unmenschlich oder erniedri-
gend sein.“

52) Laut Bericht des Europäischen Komitees zur Verhütung vom Folter
(CPT) existieren in Graz-Karlau Hafträume ohne Tageslicht, CPT/Inf
(2010) 34 Rz 55, 66.

53) Vgl BMJ, Strafvollzug in Österreich (2016) 42 f. Die Personalsitua-
tion wurde wiederholt und seit Jahren kritisiert, vgl Volksanwalt-
schaft, Präventive Menschenrechtskontrolle 113 f, sowie Bericht
des Europäischen Komitees zur Verhütung von Folter (CPT), CPT/
Inf (2010) 5 Rz 71 ff.



Personen ausländischer Herkunft werden strukturell
benachteiligt.54) Sie haben aufgrund sprachlicher Bar-
rieren keine oder wenig psychologische und seelsorge-
rische Betreuung. Es wird ihnen deutlich seltener die
Möglichkeit zugestanden, die Freiheitsstrafe im Form
des elektronisch überwachten Hausarrestes zu verbü-
ßen, Aus- und Freigang in Anspruch zu nehmen,55)
sie werden weiters etwa bei der Zuteilung der Arbeit56)
und bei Vollzugslockerungen57) benachteiligt.

Das im Strafvollzug geltende Rechtsschutzsystem ist
zu kompliziert, um es den Inhaftierten zu ermöglichen,
ihre Rechte auszuüben, ohne Rechtsberatung und
-vertretung ist dies de facto nicht möglich.58) Verfah-
renshilfe wird nur in Ausnahmefällen gewährt.59) Die
Inhaftierten werden, wenn überhaupt, rudimentär in-
formiert.60) Daraus ist unweigerlich abzuleiten, dass
sie sich ihrer Rechtssubjektivität nicht bewusst sind,
überhaupt wenn sie aus anderen Kulturkreisen stam-
men, der deutschen Sprache nicht mächtig sind und/
oder eine niedrige Bildung aufweisen.

4. Befunde aus weiteren Bereichen

Die Befundaufnahme ließe sich ausweiten. Besonders
dringlich in Augenschein zu nehmen wäre der Bereich
Medien und Strafjustiz. Als Beispiel ist die Tätigkeit
von Thomas Fischer, (in Strafsachen tätiges) Mitglied
des Bundesgerichtshofes in Deutschland,61) als Web-
blogger zu nennen. In der Online-Ausgabe der Zeit-
schrift „Die Zeit“ werden in regelmäßigen Abständen
seine Kommentare zu strafjustizpolitischen Themen
veröffentlicht, gelegentlich mit gerichtsinternen Infor-
mationen.62) Es wären die Auswirkungen auf die Straf-
justiz zu antizipieren, wenn weitere (oder gar alle)
Höchstrichter und Höchstrichterinnen (sowie
Höchst- oder leitende Organe anderer Institutionen)
themenbezogene politische Blogs führten oder sich
in Massenmedien zuWortmeldeten. Ebenso zu befun-
den wären (traditionelle wie soziale) (Massen-)Medien
in ihrem Umgang mit Anprangerung, Schuld, Strafe
und deren Einfluss auf das Strafen.63)

III. Schlussfolgerung
Die Analyse der Realität des Strafens zeigt, Strafen ist
nicht, jedenfalls nicht nur rational. Die Handlungen
und Entwicklungen in Gesetzgebung, Rsp und Straf-
vollzug können – angesichts der ihnen (zumindest teil-
weise) – diametral entgegengesetzten empirischen
Tatsachen nicht als rational bezeichnet werden. Viel-
mehr: Es ist irrational, wenn trotz rückläufiger Verur-
teilungen mehr und höhere Freiheitsstrafen verhängt
werden. Es ist irrational, wenn Personen aus spezial-
präventiven Erwägungen zu Gefängnisstrafen verur-
teilt werden, wenn erwiesen ist, dass sie dort bloß ver-
wahrt werden. Es ist irrational, wenn aus generalprä-

ventiven Erwägungen höhere Freiheitsstrafen ver-
hängt werden, solange deren Wirkungen nicht
nachgewiesen sind. Es ist irrational, wenn eine wegen
einer vergleichbaren Tat verurteilte Person in Wien
ins Gefängnis muss, in Innsbruck nicht. Es ist irratio-
nal, wenn Frauen ganz generell zu milderen Strafen
verurteilt werden als Männer.

Im Ergebnis ist damit objektiviert, dass das Strafen
und die Strafen (zumindest auch) von irrationalen Be-
weggründen beeinflusst sind. Das oben aufgezeigte Di-
lemma der Rechts- und Naturwissenschaften löst sich
mit der Wirklichkeit aber auf: Irrationales ist rational
nicht erklärbar. Das aufgeklärte Modell des Strafens
und der Strafen ist insofern gescheitert, als es das Irra-
tionale außer Acht gelassen hat. Es bedarf daher einer
Weiterentwicklung und dazu werden zunächst neue,
grundsätzlichere Fragen zu stellen sein, um bessere
Konzepte imUmgang mit Schuld und Strafe, mit Nor-
men, Normensetzung, Normgeltung undNormverlet-
zungen zu entwickeln.
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54) Zur Lage der Gefängnisse im Staat New York s FN 46.
55) Vgl BMJ, Sicherheitsbericht 2015 116, 162 ff.
56) Laut Auskunft des BMJ v 18. 4. 2016 an die Autorin.
57) BMJ, Sicherheitsbericht 2015 161 f.
58) Es handelt sich umWahrnehmungen der Autorin und deren Umfeld.
59) So die StPO anwendbar ist, unter den Voraussetzungen des § 62

Abs 2 StPO (kurz gesagt), wenn es im Interesse der Rechtspflege
zur zweckentsprechenden Rechtsausübung notwendig ist und die
entsprechenden Mittel fehlen. In der Praxis vor allem bei bedingten
Entlassungen aus einer mit Freiheitsentziehung verbundenen vor-
beugenden Maßnahme (§ 45 StGB).

60) Vgl dazu Stuefer, Information der Strafgefangenen in Theorie und
Praxis, in Soyer (Hrsg), Strafverteidigung – Freiheitsentziehung
und Menschenwürde (2016) 105.

61) I.e. Deutschlands HöchstG in Strafsachen (abgekürzt BGH).
62) In der Kolumne v 27. 6. 2016 berichtet der Autor über Vorgänge im2.

und 5. Strafsenat des BGH, vgl Fischer, Frauenfilme zu Frauenwahr-
heiten und Frauenfragen, www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/
2016–06/rechtspolitik-sexualstrafrecht-vergewaltigung-taeter-
opfer-fischer-im-recht/komplettansicht 27. 06. 2016 (aufgerufen
am 17. 2. 2017). Blog: www.zeit.de/serie/fischer-im-recht

63) Etwa ob die Berichterstattung die in der Justiz tätigen Organe be-
einflusst; ob die Organe (vor allem Höchstorgane) durch mediale
Auftritte die öffentliche Meinung über Strafe und Strafen „mitbil-
den“ und wenn ja, mit welchen Konsequenzen, nicht zuletzt auf
die Gewaltenteilung. Vgl auch Die Medienlandschaft 2015 – He-
rausforderungen für die Justiz, Schriftenreihe des Bundesministe-
riums für Justiz (2015) Bd 162.



Das gesetzliche Pfandrecht des Rechtsanwalts an
den Kostenersatzforderungen seines Mandanten
gem § 19a RAO
Von Tristan Lind, LL. B., Wien. Der Autor ist Wirtschaftsjurist bei Hasch & Partner Anwaltsgesellschaft mbH sowie Auf-
sichtsrat einer Immobiliengesellschaft. Darüber hinaus war er an der Wirtschaftsuniversität Wien am Institut für Öster-
reichisches und Internationales Steuerrecht sowie am Industriewissenschaftlichen Institut als wissenschaftlicher Mitarbei-
ter tätig.

Der nachfolgende Beitrag dient als Fortsetzung der bereits erschienenen Abhandlung über das gesetzliche
Pfandrecht des Rechtsanwaltes gem § 19 RAO und befasst sich mit dem anwaltlichen Kostenpfandrecht nach
§ 19 a RAO. Ein besonderer Schwerpunkt soll dabei auf die in der Praxis relevanten Bereiche der Aufrechnung
und des Vertreterwechsels sowie die insolvenzrechtlichen Implikationen gelegt werden.

I. Einleitung
1929 wurde § 19a in die RAO aufgenommen, der dem
Rechtsanwalt ein gesetzliches Pfandrecht an der Kos-
tenersatzforderung seines Mandanten gegenüber dem
Prozessgegner gewährt. Schon in den Jahren 1897,
1906 und 1911 äußerte die Anwaltschaft diverse Re-
formvorschläge über die Besicherung des anwaltlichen
Honorars, die sich aber nicht durchsetzen konnten.
Anlass für die Einführung des § 19a RAO war schließ-
lich die triste Wirtschaftslage in der Zwischenkriegs-
zeit, in der ein beachtlicher Teil der Mandanten man-
gels Einkommens und Vermögens dem Rechtsanwalt –
vereinzelt sogar vorsätzlich – das Honorar schuldig
blieb. Gleichwohl war die Anwaltschaft auch weiterhin
bereit, zur Wahrung der Rechtssicherheit und -staat-
lichkeit die Vertretung der rechtssuchenden Bevölke-
rung zu übernehmen. Die im Gegenzug von der
RAK Wien1) im Jahre 1926 erhobene Forderung nach
Absicherung des anwaltlichen Honorars fand schluss-
endlich in der 6. GEN 1929 Berücksichtigung.2)

II. Voraussetzungen und Umfang
Das zweite gesetzliche Pfandrecht des Rechtsanwalts
neben § 19 RAO normiert § 19a Abs 1 RAO: Wenn
einer Partei in einem Verfahren vor einem Gericht, ei-
ner anderen öffentlichen Behörde oder einem Schieds-
gericht Kosten zugesprochen oder vergleichsweise zu-
gesagt werden, hat der Rechtsanwalt, der die Partei zu-
letzt vertreten hat, wegen seines und seiner Vorgänger
Anspruches auf Ersatz der Barauslagen und auf Ent-
lohnung für die Vertretung in diesem Verfahren ein
Pfandrecht an der Kostenersatzforderung der Partei.
Zweck dieser Bestimmung „ist es, zu verhindern, dass
über den Kostenersatzanspruch, der im Wesentlichen das
Ergebnis der Arbeit des Rechtsanwaltes ist, rechtlich aber
der Partei zusteht, zu Lasten des Rechtsanwaltes verfügt

werden kann“.3) Auf das Pfandrecht gem § 19a RAO
können sich nicht nur praktizierende, sondern auch
emeritierte Rechtsanwälte für die bis zur Streichung
aus der Liste der Rechtsanwälte von ihnen verzeichne-
ten und dann zugesprochenen Kosten berufen.4)

Im Gegensatz zu den Sicherheiten des § 19 RAO,
die kraft Gesetzes entstehen und zugleich volle Wirk-
samkeit entfalten, erfordert das Kostenpfandrecht gem
§ 19a RAO nach hL5) und Rsp6) eine an keine Form
und Frist gebundene Erklärung des Rechtsanwalts,
dass er auf seinem gesetzlichen Pfandrecht besteht
und Zahlung ausschließlich an ihn zu leisten ist.7) An-
sonsten kann der Prozessgegner nach § 19a Abs 4
RAO auch direkt an den Mandanten schuldbefreiend
bezahlen.8) Der in der anwaltlichen Praxis geläufige
und üblicherweise auf der Klage bzw Klagebeantwor-
tung9) angebrachte Vermerk „Der Rechtsanwalt be-
gehrt nach § 19a RAO Zahlung zu seinen Handen“
ist in diesem Zusammenhang jedenfalls ausreichend.
Vergisst das Gericht, die Zahlungsverpflichtung zu
Handen des Rechtsanwalts in den Urteilsspruch aufzu-
nehmen, muss innerhalb einer Frist von 14 Tagen ein
Antrag auf Urteilsergänzung nach § 423 ZPO gestellt
werden.10)
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1) Schell, Kostenersatzpflicht und Anwaltsentlohnungsanspruch,
AnwZ 1928, 330.

2) Krump, Anwaltliches Kostenpfandrecht und Prozeßführungspflicht,
AnwBl 1998, 295 mwN.

3) OGH 28. 6. 2007, 3 Ob 24/07m JBl 2007, 790.
4) OGH 16. 5. 1990, 3 Ob 68/90 EvBl 1990/131, 605.
5) M. Bydlinski, Der Kostenersatz im Zivilprozeß (1992) 90 ff.
6) OGH 1. 3. 1972, 1 Ob 36/72 EvBl 1972/302, 580.
7) Bachmann, Welchen Schutz bieten das anwaltliche Zurückbehal-

tungs- und Pfandrecht nach §§ 19, 19a RAO im Konkurs? AnwBl
1996, 501.

8) OGH 25. 5. 2004, 4 Ob 102/04k RdW 2004/546, 600.
9) Kilches, Vorsteuerausgleichsanspruch für Prozesskostenersatz im

Exekutionsverfahren, ecolex 2001, 697.
10) Krump, AnwBl 1998, 295.
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Darüber hinaus unterscheiden sich das gesetzliche
Pfandrecht gem § 19 RAO und das anwaltliche Kos-
tenpfandrecht nach § 19a RAO noch in einer weiteren
Hinsicht wesentlich voneinander: Während Ersteres
auch Barschaften erfasst, die dem Rechtsanwalt nicht
genau in der Rechtssache zukommen, auf die sich seine
Honorarforderung bezieht, sichert Letzteres nur des-
sen Anspruch auf Entlohnung und Ersatz der Barausla-
gen für die Vertretung in einem bestimmten Verfah-
ren.11)

Das anwaltliche Kostenpfandrecht entsteht im Un-
terschied zu der Rechtslage bei der Verpfändung und
der gerichtlichen Pfändung, bei welchen idR die Dritt-
schuldnerverständigung iSd § 452 ABGB bzw nach
§ 294 Abs 3 EO das Pfandrecht begründet, bereits
mit der Rechtskraft der Kostenentscheidung bzw
durch eine vor Gericht, einer anderen öffentlichen Be-
hörde oder einem Schiedsgericht per Vergleich12) ab-
geschlossene Kostenregelung, unabhängig von einem
sachenrechtlichen Modus und der Erklärung des
Rechtsanwalts iSd § 19a Abs 4 RAO.13) Ein gerichtli-
cher Vergleich entfaltet hinsichtlich des Nebeninter-
venienten keine derartige Wirkung iSd § 19a Abs 1
RAO.14) Ohne Bedeutung ist, ob der Urteilsspruch
die allfällige Formulierung enthält, dass die Kosten
zu Handen des Rechtsvertreters zu ersetzen sind.15)
Der Entstehungszeitpunkt des Pfandrechts nach
§ 19a RAO kann durch eine frühere Verständigung
iSd Abs 4 leg cit nicht vorverlegt werden.16)

Tritt der Mandant die ihm eventuell zustehenden
Kostenersatzansprüche gegen den Prozessgegner zah-
lungshalber an seinen Rechtsanwalt ab, so kann das ge-
setzliche Pfandrecht gem § 19a RAO von vornherein
erst gar nicht existent werden.17) Unmittelbar mit Ent-
stehung der Kostenersatzforderung durch eine rechts-
kräftige Kostenentscheidung oder vergleichsweise ver-
einbarte Kostenregelung wird der Rechtsanwalt zum
Gläubiger des Prozessgegners. Dass er aber – abgese-
hen von den hier nicht in Betracht kommenden Aus-
nahmen – kein Pfandrecht an eigener Sache erwerben
kann, lässt eine Anwendung des § 19a RAO in dieser
Konstellation nicht zu.18)

Kostengläubiger bleibt trotz des anwaltlichen Kos-
tenpfandrechts der Mandant;19) dieses bewirkt nicht
den Übergang der Kostenersatzforderung an den
Rechtsanwalt20) und räumt ihm außerdem kein direktes
Klagerecht gegen den ersatzpflichtigen Prozessgegner
ein.21) Dies gilt auch, nachdem der Rechtsanwalt gem
§ 19a Abs 4 RAO Zahlung zu seinen Handen begehrt
hat.22) Daher vertreten Teile der Lehre23) und Rsp24)

die Ansicht, „dass im Falle eines wirksamen Verzichtes
der Partei auf die Kosten auch das Pfandrecht des Rechtsan-
waltes an der zugrunde liegenden Forderung erlischt und
[. . .] eine Berufung auf das Pfandrecht bei Geltendmachung
der Honorarforderung nicht mehr möglich ist“.25) Dieser
Meinung ist entgegenzuhalten, dass das Pfandrecht

nach § 19a RAO ein absolutes Recht ist, das gegen-
über jedermann, also auch gegenüber dem Eigentü-
mer, wirkt.26) So kommt dem Einwand des Verzichts
keinesfalls Berechtigung zu, wenn der Rechtsanwalt
nach Erwerb eines Exekutionstitels zur Befriedigung
seiner Honorarforderung und Erstattung der Baraus-
lagen auf die Kostenersatzforderung als ihm vorbehal-
tenes Pfandobjekt zurückgreift. Allerdings ist zu be-
achten, dass die Erklärung des Rechtsanwalts gem
§ 19a Abs 4 RAO vor dem Verzicht des Mandanten
zu erfolgen hat.27)

III. Aufrechnung
Hat der Rechtsanwalt noch keine Erklärung iSd § 19a
Abs 4 RAO abgegeben, so ist nach hL28) und Rsp29) un-
strittig, dass der Mandant seine Kostenersatzforderung
nicht nur durch Verzicht wirksam zum Erlöschen
bringen,30) sondern diese auch mit einer beliebigen
Gegenforderung aufrechnen kann.31) Strittig ist jedoch
die Frage, inwieweit eine Aufrechnung der Kostener-
satzforderung mit Gegenforderungen nach Zugang
der Erklärung iS der leg cit möglich ist.32) Nach der
überwiegenden Ansicht kann der Kostenschuldner
nach dem Zahlungsverlangen des Rechtsanwalts nur
noch mit Gegenforderungen aufrechnen, die bereits
vor Entstehen der Kostenersatzforderung fällig waren
und dieser somit aufrechenbar gegenüberstanden.33)
Dagegen ist es nach der Mindermeinung ausreichend,
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dass die Gegenforderung bis zur Erklärung des
Rechtsanwalts iS der leg cit entstanden ist; deren Fäl-
ligkeit wird nicht vorausgesetzt.34)

Der OGH schloss sich noch zu 3 Ob 43/02v unter
Berufung auf die stRsp der überwiegenden Ansicht
an.35) In seiner E 3 Ob 122/07y36) vertrat der Gerichts-
hof dann die im Ergebnis gegenteilige Auffassung, dass
ab dem Zugang des Verlangens iS die leg cit jede Auf-
rechnungserklärung gegenüber dem Rechtsanwalt un-
wirksam ist, ohne indes auf den Entstehungszeitpunkt
der Gegenforderung Bezug zu nehmen. Unter aus-
drücklicher Ablehnung der E 3 Ob 122/07y und aus-
führlicher Auseinandersetzung mit der Gegenauffas-
sung gelangt der OGH nunmehr zu der Erkenntnis,
das gesetzliche Pfandrecht schließt auch nach dem
Zahlungsverlangen des Rechtsanwalts die Aufrech-
nung mit Gegenforderungen nicht aus, die schon vor
Entstehung der Kostenforderung fällig waren. Die
noch nicht eingetretene Fälligkeit der Kostenforde-
rung im Zeitpunkt der Aufrechnungserklärung steht
einer Aufrechnung gem § 1438 ABGB nicht entge-
gen.37)

Aus dogmatischer Sicht ist es konsequent, der E
3 Ob 122/07y zu folgen, auch wenn die aktuelle Rsp
des OGH die darin vertretene Ansicht mit der Begrün-
dung ablehnt, dass dem Rechtsanwalt weder ein eige-
nes Klagerecht noch die Forderung an sich zukommt.
Infolgedessen darf dem Rechtsanwalt keine Rechtstel-
lung eingeräumt werden, die ihn sogar gegenüber ei-
nem Zessionar als Vollrechtsinhaber nach § 1394
ABGB bevorzugt. Die Pfändung in Verbindung mit
der an den Prozessgegner abgegebenen Erklärung
iSd § 19a Abs 4 RAO würde schließlich ein uneinge-
schränktes Aufrechnungsverbot begründen, das ua
aus dem knappenWortlaut des § 19a RAO nicht abge-
leitet werden kann.38)

Dem entgegenzuhalten ist aber der Sicherungs-
zweck, den der Gesetzgeber mit der Einführung des
§ 19a RAO verfolgte und der gerade darauf abzielt,
dem Rechtsanwalt einen umfassenderen Schutz als
nach allgemeinem bürgerlichen Recht einzuräumen.
So wurde vor Beschlussfassung des Nationalrats sogar
immer wieder erwogen, dem Rechtsanwalt ein direktes
Recht an den zugesprochenen Kosten gegen die unter-
legene Partei zu gewähren. Zwar wurde dieser Ge-
danke zur Vermeidung einer doppelten Exekutions-
führung schlussendlich nicht umgesetzt, es kam aber
zur Einfügung des letzten HS des § 19a Abs 4 RAO
im Justizausschuss und somit zu einer Ergänzung der
RV.39) Dadurch sollte dem Rechtsanwalt größtmögli-
che Sicherheit für seine Kostenforderung geboten
werden,40) die der Gesetzgeber damit rechtfertigt, dass
wirtschaftlich betrachtet nur ein formell eigener, ma-
teriell aber fremder Anspruch der Partei vorliegt.41)
Im Ergebnis ist es daher unter Berücksichtigung des
vom Gesetzgeber angestrebten Sicherungszwecks fol-

gerichtig, dass nach Zugang der Erklärung iSd § 19a
Abs 4 RAO jede Aufrechnungserklärung gegenüber
dem Rechtsanwalt unwirksam ist.

IV. Mehrfache anwaltliche
Vertretung

Der Ausnahmefall des Vertreterwechsels ist in § 19a
RAO ausdrücklich geregelt. So räumt Abs 1 leg cit
dem Rechtsanwalt, der die Partei zuletzt vertreten
hat, wegen seines und seiner Vorgänger Anspruches
auf Ersatz der Barauslagen und Entlohnung ein Kos-
tenpfandrecht ein. War die Partei zuletzt durch meh-
rere Anwälte vertreten, steht dieses Pfandrecht gem
Abs 2 leg cit dem zuerst genannten Rechtsanwalt zu.
Gehen nicht die ganzen Kosten vom Prozessgegner
ein, hat der letzte Rechtsanwalt nach Abs 3 leg cit
den erhaltenen Betrag unter sich und den früheren
Rechtsanwälten nach Maßgabe der ihm und den ande-
ren Rechtsanwälten gebührenden Kostenbeiträge auf-
zuteilen.42) Nicht von Bedeutung für die Anwendung
des § 19a Abs 2 und 3 RAO ist, ob der vorige Vertreter
der Partei auch Rechtsanwalt war.43)

Dem Gesetzgeber erschien es „zweckmäßig, nur den
letzten Rechtsanwalt zum Träger des Pfandrechtes zu ma-
chen, der es treuhändig für die anderen auszuüben hat“.44)
Somit hat der letzte Rechtsanwalt, dessen Pflichten
nach § 19a RAO mit denen eines ordentlichen Treu-
händers vergleichbar sind, gegen den säumigen Pro-
zessgegner formal zwar namens seines Mandanten,
treuhändig aber auch für alle seine Vorgänger die noch
nicht ersetzten Kostenersatzforderungen zu betreiben.
Die Treuhand ist nicht nur auf die Realisierung des an-
waltlichen Kostenpfandrechts beschränkt; vielmehr ist
der letzte Rechtsanwalt gem §§ 459 f ABGB analog zur
Pfandwahrung verpflichtet, sofern seitens seiner Vor-
gänger ein Sicherungsbedarf besteht. Dies umfasst
umgekehrt auch die Unterlassung sämtlicher Hand-
lungen, die eine Einschränkung oder gar den Verlust
des Kostenpfandrechts bewirken. Bereits aus der Treu-
handstellung des letzten Rechtsanwalts ergibt sich da-
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her, dass dieser im Interesse aller unbefriedigten Kos-
tenpfandgläubiger einen erfolgversprechenden Pro-
zess fortführen muss, um im Falle des Obsiegens das
Kostenpfandrecht durch eine rechtskräftige Kosten-
entscheidung bzw eine per Vergleich abgeschlossene
Kostenregelung zu begründen.45)

Die beim letzten Rechtsanwalt einlangende Kosten-
zahlung hat dieser entsprechend seiner Treuhandver-
pflichtung gem § 19a Abs 3 RAO anteilig nach Maß-
gabe der ihm und seinen Vorgängern gebührenden
Kostenbeiträge aufzuteilen. Eine Analogie zu den ge-
setzlichen Pfandrechten des Unternehmensrechts
gem § 411 UGB, wonach das jüngere Pfandrecht das
ältere ausschließt, kommt für den Gesetzgeber nicht
in Betracht.46) Schließlich führt der Eintritt des neuen
Verfahrensvertreters weder zur Entstehung eines
neuen noch zum Erlöschen des bisher bestehenden
Pfandrechts. Das vom ersten Rechtsanwalt mit dem
Prozessmandat begründete Kostenpfandrecht bleibt
daher weiterhin im ursprünglichen Rang aufrecht; le-
diglich dessen Ausübung geht auf den letzten Rechts-
anwalt über.47)

Hat der Mandant Einwendungen gegen den Kos-
tenanspruch des früheren Rechtsanwalts iSd § 19
RAO und teilt dies dem letzten Rechtsanwalt mit, so
hat dieser im Fall des § 19a Abs 3 RAO die gerichtli-
che Hinterlegung nach § 1425 ABGB der auf den frü-
heren Rechtsanwalt entfallenden Honorarteile vorzu-
nehmen. Erlagsgegner sind der Mandant und der frü-
here Rechtsanwalt. Mit der gerichtlichen Hinterle-
gung erfüllt der letzte Rechtsanwalt seine
Verpflichtung gem § 19a Abs 3 RAO. Über die Rich-
tigkeit und Höhe des hinterlegten Betrags ist im
Rechtsstreit über dessen Ausfolgung zwischen dem
früheren Rechtsanwalt und seinem ehemaligen Man-
danten zu entscheiden.48)

V. Insolvenz des Mandanten
Vor der Einführung des § 19a RAO konnte der Man-
dant durch Verzicht, Nachlassgewährung, Zession
oder Verpfändung über seinen Kostenersatzanspruch
verfügen, ihn einziehen etc. Er fiel in die Konkurs-
masse und im Ausgleichsverfahren stand dem Rechts-
anwalt selbst bei vollständiger Bezahlung der Kosten
durch den Prozessgegner nur ein Quotenanspruch ge-
genüber der Partei zu. All dies widersprach nach Auf-
fassung des Gesetzgebers der Billigkeit, da die Kosten-
ersatzforderung des Mandanten wirtschaftlich be-
trachtet zwar einen formell eigenen, aber materiell
fremden Anspruch darstellt, und veranlasste diesen
zur Umsetzung des von der Anwaltschaft geforderten
Kostenpfandrechts im Zuge der 6. GEN 1929.49)

Das Pfandrecht gem § 19a RAO „bietet dem Anwalt
im Konkurs- und Ausgleichsverfahren ein Absonderungs-

recht, gibt ihm für den Fall der Pfändung der Kostenforde-
rung die Pfandvorrechtsklage nach § 258 EO und schützt
ihn gegen fraudulose Zession oder Einziehung der Kosten-
forderung durch die Partei“.50) Bei Insolvenz des Man-
danten ist der Rechtsanwalt somit durch sein gesetzli-
ches Pfandrecht gem §§ 19 f RAO als Absonderungs-
gläubiger geschützt.51) Dies gilt auch für sein
Abzugsrecht nach § 19 Abs 1 RAO, nachdem Zurück-
behaltungsrechte gem § 10 Abs 2 IO im Insolvenzver-
fahren wie Pfandrechte behandelt werden. Das gesetz-
liche Pfandrecht des Rechtsanwalts kann nach hM
auch nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens entste-
hen52) und wird als Absonderungsrecht nicht davon be-
rührt.53) Der Rechtsanwalt besitzt bei Insolvenz des
Mandanten folglich einen Anspruch auf bevorzugte
Befriedigung gem § 49 IO.54)

Im Falle der Insolvenz des Mandanten wird der In-
solvenzverwalter regelmäßig mit dessen anhängigen
Prozessen konfrontiert, die gem § 7 Abs 1 IO durch
Insolvenzeröffnung unterbrochen werden. Da die bis
dahin erbrachten anwaltlichen Leistungen oftmals un-
zureichend durch Honorarakonti des Mandanten ge-
deckt sind, fordern viele Rechtsanwälte den Massever-
walter zur Fortführung des unterbrochenen Verfah-
rens zwecks Realisierung des gesetzlichen Kosten-
pfandrechts nach § 19a RAO auf. Dieses Begehren
wird auf § 81a Abs 2 letzter HS IO gestützt, wonach
der Masseverwalter Rechtsstreitigkeiten, welche die
Masse ganz oder teilweise betreffen, zu führen hat.55)

Nach der Mindermeinung beinhaltet die leg cit eine
umfangreiche Prozessführungspflicht des Massever-
walters. Der Masseverwalter müsse „einen Prozess im-
mer dann fortführen, wenn der Interessengegensatz durch
Verhandlungen nicht ausräumbar ist“.56) Es reiche bereits
aus, dass lediglich der absonderungsberechtigte
Rechtsanwalt auf die Fortführung des Prozesses be-
steht. Gegenüber Absonderungsgläubigern sei der
Masseverwalter schließlich zur Wahrung deren Rechts
auf vorzugsweise Befriedigung verpflichtet, insb wenn
er selbst das Pfandobjekt verwertet.57)

245Österreichisches Anwaltsblatt 2017/04

Abhandlungen

Das gesetzliche Pfandrecht des Rechtsanwalts an den Kostenersatzforderungen seines Mandanten gem § 19a RAO
Autor: Tristan Lind, LL.B., Wien

45) Krump, AnwBl 1998, 295.
46) ErläutRV 298 BlgNR 3. GP 48.
47) Krump, AnwBl 1998, 295.
48) OGH 28. 6. 2007, 3 Ob 24/07m JBl 2007, 790.
49) Krump, AnwBl 1998, 295.
50) ErläutRV 298 BlgNR 3. GP 48.
51) Deixler-Hübner in Konecny, IO (2012) § 11 Rz 4.
52) Feil/Wennig, Anwaltsrecht7 § 19 RAO Rz 1; OGH 18. 1. 2012, 3 Ob

168/11v EvBl 2012/72, 506 (Widhalm-Budak); aA hinsichtlich des
Ausgleichsverfahrens: OGH 2. 5. 1957, 1 Ob 121/57 EvBl 1957/
305, 469.

53) Schulyok in Konecny/Schubert, KO (1999) § 48 Rz 101.
54) Bachmann, AnwBl 1996, 501.
55) Langer, ZIK 1999, 145.
56) Krump, AnwBl 1998, 295.
57) Hierzenberger/Riel in Konecny/Schubert, KO (1997) §§ 81 f Rz 19.



Dogmatisch konsequenter ist hingegen die überwie-
gende, auch vom OGH vertretene Ansicht, die eine
unbedingte Pflicht des Masseverwalters zur Prozess-
fortführung verneint. Eine solche ist dem Gesetzes-
wortlaut nämlich nicht zu entnehmen. Darüber hinaus
bleibt der Masseverwalter – ebenso wie vor Eröffnung
des Insolvenzverfahrens der Mandant – „Herr des Pro-
zesses und hat dessen Führung ausschließlich an den für eine
möglichst effiziente Abwicklung des Konkursverfahrens
maßgeblichen Überlegungen zu orientieren“.58) Bei der
Entscheidung über die Aufnahme und Fortsetzung ei-
nes unterbrochenen Verfahrens hat der Masseverwal-
ter nach § 81 Abs 2 IO gegenüber den Sonderinteres-
sen einzelner Beteiligter die gemeinsamen Interessen
zu wahren. Außerdem ist auch im Insolvenzverfahren
das Vorliegen eines rechtskräftigen Kostentitels Vo-
raussetzung für die Entstehung des anwaltlichen Kos-
tenpfandrechts gem § 19a RAO, sodass die Wirkun-
gen des § 11 IO in dieser Konstellation nicht eintreten.
Dem Rechtsanwalt steht daher weder ein Weisungs-
recht gegenüber dem Masseverwalter noch ein bevor-
zugtes Befriedigungsrecht zu. Mangels Prozessfüh-
rungspflicht ist dem Masseverwalter ferner der Ver-
gleichsabschluss zur Bereinigung eines Streits selbst
bei Kostenaufhebung nicht in jedem Fall untersagt.59)

IZm Insolvenzverfahren tritt vereinzelt die Frage
auf, ob sich ein als Masseverwalter tätiger Rechtsan-
walt auf das gesetzliche Pfandrecht gem §§ 19 f RAO
berufen kann. Schließlich kann er seine Ansprüche
zwar als Masseforderungen geltend machen, wird bei
Unzulänglichkeit der Masse jedoch nur quotenmäßig
nach Maßgabe des § 47 Abs 2 IO befriedigt. Bereits
nach demWortlaut der §§ 19 f RAO hat der Massever-
walter kein gesetzliches Pfandrecht zur Absicherung
seines Honorars, da die Anwendung der leg cit das Be-
stehen eines Vollmachtsverhältnisses erfordert. Wird
der Masseverwalter aber als Rechtsanwalt tätig, etwa
bei Prozessen und Exekutionen, fällt sein Entloh-
nungsanspruch nicht unter § 125 IO.60) Ausschließlich
in dieser Konstellation räumen ihm §§ 19 f RAO ein
gesetzliches Pfandrecht ein.61) Es wäre nicht sachge-
recht, ihn allein aufgrund seiner Funktion als Masse-
verwalter gegenüber einem allfällig von ihm beauftrag-
ten Rechtsanwalt zu benachteiligen.62)

Bei Insolvenz des Mandanten unterliegt das gesetz-
liche Pfand- und Zurückbehaltungsrecht des Rechts-
anwalts der Anfechtung durch den Masseverwalter
nach den Bestimmungen der §§ 27ff IO. Dies gilt je-
doch nicht für die Anfechtungsgründe nach §§ 28, 31
Abs 1 Z 1 und 2 zweiter Fall IO, da diese an Rechts-
handlungen des Schuldners anknüpfen, die zur Be-
gründung des ex lege entstehenden Pfand- und Zu-
rückbehaltungsrechts gem §§ 19 f RAO nicht erforder-
lich sind.63) Der maßgebende Zeitpunkt für die An-
fechtung orientiert sich am Erlag der Barschaften
gem § 19 Abs 3 RAO bzw an der Vornahme der einzel-

nen kostenverursachenden Verfahrenshandlungen.
Die Voraussetzungen nach §§ 30 f IO müssen in die-
sem Zeitpunkt erfüllt sein, wobei den Rechtsanwalt
in diesem Zusammenhang strenge Sorgfaltsanforde-
rungen treffen.64) Nicht zulässig ist nach hA65) eine An-
fechtung wegen objektiver Begünstigung gem § 30
Abs 1 Z 1 IO, da das gesetzliche Pfand- und Zurückbe-
haltungsrecht des Rechtsanwalts als materieller Si-
cherstellungsanspruch kongruent ist.66)

VI. Zusammenfassung
Mit der 6. GEN 1929 wurde das gesetzliche Pfand-
recht des Rechtsanwalts an den Kostenersatzforderun-
gen seines Mandanten eingeführt. Im Gegensatz zu
den Sicherheiten des § 19 RAO erfordert das Kosten-
pfandrecht nach § 19a RAO eine an keine Form und
Frist gebundene Erklärung des Rechtsanwalts, dass er
auf seinem gesetzlichen Pfandrecht besteht. Dieses
entsteht mit der Rechtskraft der Kostenentscheidung
bzw durch eine vor Gericht, einer anderen öffentlichen
Behörde oder einem Schiedsgericht per Vergleich ab-
geschlossene Kostenregelung. Kostengläubiger bleibt
trotz des anwaltlichen Kostenpfandrechts der Man-
dant; dieses bewirkt nicht den Übergang der Kostener-
satzforderung an den Rechtsanwalt. Den Ausnahmefall
des Vertreterwechsels hat der Gesetzgeber ausdrück-
lich in § 19a Abs 3 RAO geregelt, wobei der letzte
Rechtsanwalt das Pfandrecht treuhändig für die ande-
ren auszuüben hat. Bei Insolvenz des Mandanten ist
der Rechtsanwalt durch sein gesetzliches Pfandrecht
gem §§ 19 f RAO als Absonderungsgläubiger ge-
schützt. Eine unbedingte Pflicht des Masseverwalters
zur Prozessfortführung zwecks Realisierung des an-
waltlichen Kostenpfandrechts besteht nach hA aber
nicht.
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5. und 6. 5. ST. GEORGEN i.A.
Special
Insolvenzrecht
Seminarnummer: 20170505/3

5. und 6. 5. WIEN
Special
Mietrecht
Seminarnummer: 20170505/8

8. 5. WIEN
Update
Stiftungsrecht
Seminarnummer: 20170508/8

9. 5. FELDKIRCH
Infopill
GELDWÄSCHEREI: Neue Regeln, verschärfte
Berufspflichten! BRÄG 2016: Die Umsetzung der
4. EU-Geldwäscherei-RL in der RAO
Seminarnummer: 20170509/7

9. 5. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht: 5. Gebühren nach dem
GebG
Seminarnummer: 20170509/8

12. und 13. 5. LINZ
Update
Psychosoziale Prozessbegleitung: Eine Einführung
für juristische Prozessbegleiter
Seminarnummer: 20170512/3

12. und 13. 5. INNSBRUCK
Special
Wesentliche Aspekte aus dem Erbrecht und Außer-
streitrecht
Seminarnummer: 20170512/6

12. und 13. 5. WIEN
Special
Ausgewählte Materien des Exekutionsrechts
Seminarnummer: 20170512/8
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18. 5. GRAZ
Update
Grundzüge des Rechnungswesens
Bilanzen: lesen, verstehen, interpretieren
Seminarnummer: 20170518/5

19. und 20. 5. WIEN
On TOP of the LAW
Verhandlungstechnik und -management
Seminarnummer: 20170519/8

19. und 20. 5. ATTERSEE
Basic
Abgabenrecht
Seminarnummer: 20160519/3

19. und 20. 5. DORNBIRN
Basic
Exekutionsrecht intensiv
Seminarnummer: 20170519/7

22. 5. WIEN
KindNamRÄG 2013 – Erfahrungen aus drei Jahren
Seminarnummer: 20170522/8

29. 5. SALZBURG
Update
Das Rechtsmittelsystem in Strafsachen
Seminarnummer: 20170529/8

Juni

1. und 2. 6. WIEN
Special
Kartellrecht – das Recht gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen
Seminarnummer: 20170601/8

9. 6. WIEN
Special
Schwerpunkt Leistungsstörungen: Gewährleistung
und Schadenersatz
Seminarnummer: 20170609/8

9. und 10. 6. INNSBRUCK
Basic
Familienrecht: Ehe/Eingetragene Partnerschaft &
die Folgen ihrer Auflösung
Seminarnummer: 20170609/6

9. und 10. 6. SALZBURG
Basic
Steuerrecht – Schwerpunkt Vertragsgestaltung Im-
moESt und Grunderwerbsteuer
Seminarnummer: 20170609/4

13. 6. WIEN
Update
Mietzinsänderung
Seminarnummer: 20170613/8

19. 6. WIEN
Privatissimum
Aktuelle Entwicklungen in der Judikatur des OGH
in Strafsachen
Seminarnummer: 20170619/8

20. 6. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht: 6. Finanzstrafrecht
Seminarnummer: 20170620/8

23. und 24. 6. DORNBIRN
Basic
Strafprozessrecht – Neuerungen in der StPO
Seminarnummer: 20170623/7

23. und 24. 6. GRAZ
Basic
Grundzüge des Lauterkeits- und Urheberrechts
Seminarnummer: 20170623/5

23. und 24. 6. WIEN
Special
Internet – New Media
Seminarnummer: 20170623/8

23. und 24. 6. WIEN
Special
Sozialrecht
Seminarnummer: 20170623A/8

26. 6. WIEN
Update
BWL kompakt – Unternehmenssanierung
Seminarnummer: 20170626/8

30. 6. und 1. 7. LINZ
Basic
Urkunden- und Vertragsgestaltung
Seminarnummer: 20170630/3

30. 6. und 1. 7. WIEN
Special
Der Unternehmens- und Anteilskauf
Seminarnummer: 20170630/8
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Strafrecht:
Neuerungen in StGB und StPO seit 1. 1. 2016

Update
Warum Sie teilnehmen sollten:
Das Strafrechtsänderungsgesetz 2015, das am
1. 1. 2016 in Kraft getreten ist, verfolgte das Ziel der
Modernisierung und Anpassung des StGB an die geän-
derten gesellschaftlichen Rahmenbedingungen und
technischen Entwicklungen. Vor allem die Diskrepanz
zwischen den Strafrahmen im Bereich der Delikte ge-
gen Leib und Leben und den Vermögensdelikten
wurde seit langer Zeit kritisch betrachtet.
Das StRÄG 2015 führte eine Neugewichtung der
Strafdrohungen durch, weiters wurden neue Bestim-
mungen in das StGB eingeführt (Cybermobbing, Bi-
lanzdelikte). Darüber hinaus erfolgten wesentliche Än-
derungen im Allgemeinen Teil des StGB (Einführung
der groben Fahrlässigkeit, Neudefinition der Ge-
werbsmäßigkeit usw).
Im Bereich des Prozessrechtes erfolgten im Jahr 2016
ebenfalls wesentliche Änderungen und Neuregelun-
gen, etwa die Einführung des Kontoregisters, Ände-

rungen bei Auskunftsanordnungen gemäß § 116 StPO
oder eine Ausweitung des Sicherstellungsschutzes an-
waltlicher Unterlagen.
Die Veranstaltung soll einen Überblick über die geän-
derte Rechtslage und die Möglichkeit zur Diskussion
aktueller Fälle geben. Im Mittelpunkt stehen Aspekte
der praktischen Rechtsanwendung.
Aus dem Programm:
– Neuregelung der groben Fahrlässigkeit und der Ge-
werbsmäßigkeit im allgemeinen Teil des StGB
– Neue Strafrahmen im StGB
– Tatbestand der Untreue (§ 153 StGB)
– Prozessrechtliche Neuerungen
Planung: Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, Präsident
der Rechtsanwaltskammer Wien
Referent: Dr. Gerald Ruhri, RA in Graz
Termin: Mittwoch, 26. 4. 2017: 15.30/19.00 Uhr =
1 Halbtag
Veranstaltungsort: Wien, Hotel de France
Seminarnummer: 20170426/8

Liegenschaftsrecht

Special
Warum Sie teilnehmen sollten:
Das Seminar soll Grundlagenwissen über Liegen-
schaftsverträge aller Art (Kauf, Tausch, Schenkung,
Übergabe) vermitteln.
Die Seminarteilnehmer sollen in die Lage versetzt
werden, einfache Liegenschaftsverträge nach der Ab-
solvierung des Seminars selbstständig errichten und
auch bei allen Behörden durchführen zu können.
Dazu wird Grundlagenwissen aus dem Vertragsrecht
und dem Grundbuchrecht vermittelt. Darüber hinaus
werden Grundlagen im Bereich des Steuerrechtes, ins-
besondere bzgl der Immobilienertragsteuer sowie der
Grunderwerbsteuer nach der Steuerreform 2015/
2016, vermittelt.

Mit den Teilnehmern werden anhand von Beispielen
Musterverträge und strukturierte Grundbuchsanträge
erarbeitet; auf die Grundbuchsnovelle 2012 wird be-
sonders Bezug genommen.

Dieses Seminar wird gesponsert von der Steier-
märkischen Sparkasse.
Planung: Dr. Peter Bartl, RA in Graz
Referenten: Dr. Peter Bartl, RA in Graz
Mag. Robert Lovrecki, Steuerberater in Graz
Termin: Freitag, 5. 5. 2017: 09.00/17.30 Uhr – Sams-
tag, 6. 5. 2017: 09.00/12.30 Uhr = 3 Halbtage
Veranstaltungsort: Graz, Steiermärkische Sparkasse
Seminarnummer: 20170505/5

Psychosoziale Prozessbegleitung: Eine Einführung für juristische
Prozessbegleiter

Update
Warum Sie teilnehmen sollten:
Mit dem Strafprozessrechtsänderungsgesetz I 2016 wur-
den die Opferrechte abermals gestärkt. Die Gewährung

von psychosozialer und juristischer Prozessbegleitung
durch bewährte und geeignete Opferhilfeeinrichtungen
ist aus dem Katalog der Opferrechte nicht mehr wegzu-
denken. Österreichweit sind rund 180 Rechtsanwältin-
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nen und Rechtsanwälte als juristische Prozessbegleiter
tätig, die regelmäßig intensiv mit Opfern und einer psy-
chosozialen Prozessbegleitung zusammenarbeiten. Das
Seminar bietet Ihnen durch ausgewählte Expertinnen
eine Einführung in dieGrundlagen der Psychotraumato-
logie und Traumaverarbeitung, thematisiert das in der
täglichen Praxis unabdingbare Zusammenwirken von
psychosozialer und juristischer Prozessbegleitung, be-
leuchtet die Verantwortung und die möglichen Span-
nungsfelder und bietet Einblicke in opfergruppenspezifi-
sche Dynamiken und Hintergründe.
Die Seminarleitung erfolgt durch eine in der juristi-
schen Prozessbegleitung erfahrene Rechtsanwältin, wel-
che die Teilnehmer durch die zweitägige Veranstaltung
führt und auch selbst als Kovortragende mitwirkt.
Diese Fortbildungsveranstaltung basiert auf den
Inhalten der neuntägigen externen Grundausbil-
dung für psychosoziale Prozessbegleiter, die im
Rahmen eines Verwaltungsübereinkommens von
den Bundesministerien für Justiz, für Gesundheit
und Frauen und für Familien und Jugend bis zu
dreimal im Jahr angeboten wird.

Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die
Teilnehmerzahl auf 18 Personen beschränkt ist.
Planung: Mag. Eva Plaz, RA in Wien
Referentinnen: Mag. Eva Kaufmann, Psychologin und
Bereichsleiterin der LEFÖ/Interventionsstelle für Be-
troffene von Frauenhandel
DSA Ursula Kussyk, Sozialarbeiterin
Mag. Eva Plaz, RA in Wien
MMag. Dr. Dina Nachbaur, Juristin, Kriminalsoziolo-
gin und Geschäftsführerin des Weissen Ringes
Mag. Barbara Neudecker, MA, Leiterin der Fachstelle
für Prozessbegleitung für Kinder und Jugendliche im
Bundesverband Österreichischer Kinderschutzzentren
DSA Marina Sorgo, MA, Diplomsozialarbeiterin, Su-
pervisorin, Mediatorin
Termin: Freitag, 12. 5. 2017: 09.00/17.30 Uhr – Sams-
tag, 13. 5. 2017: 09.00/18.15 Uhr = 4 Halbtage
Veranstaltungsort: Linz, Park Inn by Radisson Linz
Hotel
Seminarnummer: 20170512/3

Wesentliche Aspekte aus dem Erbrecht und Außerstreitrecht

Special
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Seminar vermittelt einenÜberblick über die Fra-
gen „rund um einen Todesfall“, zu welchen der Rechts-
anwalt kompetent beraten und Auskunft geben können
sollte. Es soll ein Überblick über das Erbrecht, Nachfol-
geregelungen und das Verlassenschaftsverfahren aus der
Sicht der Praxis gegeben werden, unter besonderer Be-
rücksichtigung von Fragestellungen für die anwaltliche
Parteienvertretung im Verlassenschaftsverfahren.
Besondere Berücksichtigung finden die Änderungen
durch die umfassende Neukodifikation des Erbrechtes

durch das Erbrechts-Änderungsgesetz 2015, welches
ab 1. 1. 2017 in Kraft treten wird.
Planung: Dr. Andrea Haniger-Limburg, RA in Inns-
bruck
Referenten: Dr. Helwig Keber, RA in Graz
Dr. Lukas König, Notarpartner in Innsbruck
Mag. Oskar Platter, Öffentlicher Notar in Landeck
Termin: Freitag, 12. 5. 2017: 09.00/17.30 Uhr – Sams-
tag, 13. 5. 2017: 09.00/12.30 Uhr = 3 Halbtage
Veranstaltungsort: Innsbruck, Villa Blanka
Seminarnummer: 20170512/6

Verhandlungstechnik und -management

On TOP of the LAW
Warum Sie teilnehmen sollten:
Als Rechtsanwalt sind Sie täglich in unterschiedlichen
Verhandlungsrollen tätig; auch wenn das Talent für Ver-
handlungsführung essenziell ist, muss jede Verhandlung
entsprechend vorbereitet und strategisch begleitet sein.
Die richtige Vorbereitung auf Verhandlungen sowie
das Erkennen ihrer (potentiellen) Dynamiken sind da-
her entscheidende Grundlagen für den Erfolg jeder
Verhandlung, sei es im Bereich von Transaktionen
oder vor Gericht. In dem Seminar „Verhandlungstech-
nik und -management“ erwerben Sie die Grundlagen,

um Abläufe zu durchschauen, und Werkzeuge für effi-
ziente und Erfolg versprechende Verhandlungen.
Planung: Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, Präsident
der Rechtsanwaltskammer Wien
Referenten: Dr. Marie-Agnes Arlt, LL.M. (NYU), RA
in Wien
Prof. Mag. Dr. Walter Buchacher, Salzburger Institut
für Weiterbildung
Termin: Freitag, 19. 5. 2017: 14.00/17.30 Uhr – Sams-
tag, 20. 5. 2017: 09.00/17.30 Uhr = 3 Halbtage
Veranstaltungsort: Wien, Hotel de France
Seminarnummer: 20170519/8
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Exekutionsrecht intensiv

Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Seminar verbessert die bereits bestehenden Fä-
higkeiten der TeilnehmerInnen, um deren Eintrei-
bungserfolg in jedem Stadium des Verfahrens sicher-
zustellen.
Tipps aus der Praxis helfen Ihnen, die Exekutions-
mittel effizient und mit wenig Aufwand zu nutzen, in
jedem Verfahrensstadium die richtigen und zweckmä-
ßigen Anträge zu stellen sowie Fehler zu vermeiden.
Neben einem Skriptum werden zum Thema auch eine
CD-ROMmit Entscheidungen und Hilfsmittel für die

praktische Anwendung zur Verfügung gestellt.
Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die
Teilnehmerzahl auf 20 Personen beschränkt ist.
Planung: Mag. Stefan Aberer, RA in Bregenz
Referenten: ADir. Harald Stockhammer, Rechtspfleger
des BG Hall
Dr. Hannes Neurauter, Richter des LG Innsbruck
Termin: Freitag, 19. 5. 2017: 09.00/17.30 Uhr – Sams-
tag, 20. 5. 2017: 09.00/12.30 Uhr = 3 Halbtage
Veranstaltungsort:Dornbirn, Vienna House Martins-
park Dornbirn
Seminarnummer: 20170519/7

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr
nach ihrer Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“
den Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwär-
ter Gültigkeit hat. Der Veranstaltungstermin dieser
vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis zum Ab-
lauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der An-
meldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunk-
tes beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen
Rechtsanwälte nach ihrer Eintragung eine finanzielle
Unterstützung erhalten, sich nach ihrer Ausbildung
weiterhin fortzubilden.

Nähere Informationen erhalten Sie unter:
Tel: (01) 710 57 22-0 oder Fax: (01) 710 57 22-20
oder E-Mail: office@awak.at
Zusätzlich haben Sie unterwww.awak.atGelegenheit,
sich zu informieren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich
schriftlich Gültigkeit haben!

http://www.manz.at/service/veranstaltungen/Kalender.html?uuid=291dae09-e175-4045-b9a9-9f34abc9cb43&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201703&utm_campaign=Event_RAK_Jahrestagung_Arbeits_und_Sozialrecht_2017
http://www.manz.at/service/veranstaltungen/Kalender.html?uuid=291dae09-e175-4045-b9a9-9f34abc9cb43&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201703&utm_campaign=Event_RAK_Jahrestagung_Arbeits_und_Sozialrecht_2017
http://www.manz.at/service/veranstaltungen/Kalender.html?uuid=291dae09-e175-4045-b9a9-9f34abc9cb43&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201703&utm_campaign=Event_RAK_Jahrestagung_Arbeits_und_Sozialrecht_2017
http://www.manz.at/service/veranstaltungen/Kalender.html?uuid=291dae09-e175-4045-b9a9-9f34abc9cb43&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201703&utm_campaign=Event_RAK_Jahrestagung_Arbeits_und_Sozialrecht_2017
http://www.manz.at/service/veranstaltungen/Kalender.html?uuid=291dae09-e175-4045-b9a9-9f34abc9cb43&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201703&utm_campaign=Event_RAK_Jahrestagung_Arbeits_und_Sozialrecht_2017
http://www.manz.at/service/veranstaltungen/Kalender.html?uuid=291dae09-e175-4045-b9a9-9f34abc9cb43&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201703&utm_campaign=Event_RAK_Jahrestagung_Arbeits_und_Sozialrecht_2017
http://www.manz.at/service/veranstaltungen/Kalender.html?uuid=291dae09-e175-4045-b9a9-9f34abc9cb43&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201703&utm_campaign=Event_RAK_Jahrestagung_Arbeits_und_Sozialrecht_2017
http://www.manz.at/service/veranstaltungen/Kalender.html?uuid=291dae09-e175-4045-b9a9-9f34abc9cb43&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201703&utm_campaign=Event_RAK_Jahrestagung_Arbeits_und_Sozialrecht_2017
http://www.manz.at/service/veranstaltungen/Kalender.html?uuid=291dae09-e175-4045-b9a9-9f34abc9cb43&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201703&utm_campaign=Event_RAK_Jahrestagung_Arbeits_und_Sozialrecht_2017
http://www.manz.at/service/veranstaltungen/Kalender.html?uuid=291dae09-e175-4045-b9a9-9f34abc9cb43&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201703&utm_campaign=Event_RAK_Jahrestagung_Arbeits_und_Sozialrecht_2017
http://www.manz.at/service/veranstaltungen/Kalender.html?uuid=291dae09-e175-4045-b9a9-9f34abc9cb43&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201703&utm_campaign=Event_RAK_Jahrestagung_Arbeits_und_Sozialrecht_2017
http://www.manz.at/service/veranstaltungen/Kalender.html?uuid=291dae09-e175-4045-b9a9-9f34abc9cb43&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201703&utm_campaign=Event_RAK_Jahrestagung_Arbeits_und_Sozialrecht_2017
http://www.manz.at/service/veranstaltungen/Kalender.html?uuid=291dae09-e175-4045-b9a9-9f34abc9cb43&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201703&utm_campaign=Event_RAK_Jahrestagung_Arbeits_und_Sozialrecht_2017
http://www.manz.at/service/veranstaltungen/Kalender.html?uuid=291dae09-e175-4045-b9a9-9f34abc9cb43&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201703&utm_campaign=Event_RAK_Jahrestagung_Arbeits_und_Sozialrecht_2017
http://www.manz.at/service/veranstaltungen/Kalender.html?uuid=291dae09-e175-4045-b9a9-9f34abc9cb43&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201703&utm_campaign=Event_RAK_Jahrestagung_Arbeits_und_Sozialrecht_2017
http://www.manz.at/service/veranstaltungen/Kalender.html?uuid=291dae09-e175-4045-b9a9-9f34abc9cb43&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201703&utm_campaign=Event_RAK_Jahrestagung_Arbeits_und_Sozialrecht_2017
http://www.manz.at/service/veranstaltungen/Kalender.html?uuid=291dae09-e175-4045-b9a9-9f34abc9cb43&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201703&utm_campaign=Event_RAK_Jahrestagung_Arbeits_und_Sozialrecht_2017

RECHTSAKADEMIE MANZ

Jahrestagung

Donnerstag, 12. Oktober 2017, 9.00  bis 17.00 Uhr
Wirtschaftskammer Österreich

Schwerpunkte 2017: Religion und Gleichbehandlung 
PLUS: Judikatur-Update und Neues aus der Gesetzgebung: 
Mit dieser 360°-Rundschau bleiben Sie im Arbeits- und Sozialrecht up to date

Jetzt anmelden!
www.manz.at/rechtsakademie

ARBEITS- UND
SOZIALRECHT 2017
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Amtliche Mitteilung

Beschluss

Wien

Vom Ausschuss der Rechtsanwaltskammer Wien wird
gemäß § 70 Abs 1 DSt kundgemacht, dass über Dr.
Georg Uitz,Rechtsanwalt in 1010Wien, Doblhoffgasse
5/12, mit Beschluss des Disziplinarrates der Rechtsan-
waltskammer Wien vom 3. 3. 2017 zu D 159/14 ge-

mäß § 19 (1) Z 1 DSt die einstweilige Maßnahme der
vorläufigen Untersagung der Ausübung der Rechtsan-
waltschaft verhängt worden ist.

Für die Dauer dieser Untersagung wurde Dr.
Markus Heidinger, Rechtsanwalt in 1010 Wien, Schu-
bertring 6, zum Kammerkommissär bestellt (Beschluss
vom 14. 3. 2017).

https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-18517-6&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201610&utm_campaign=Buch_Schmidthuber_Kon  skation
https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-18517-6&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201610&utm_campaign=Buch_Schmidthuber_Kon  skation
https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-18517-6&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201610&utm_campaign=Buch_Schmidthuber_Kon  skation
https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-18517-6&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201610&utm_campaign=Buch_Schmidthuber_Kon  skation
https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-18517-6&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201610&utm_campaign=Buch_Schmidthuber_Kon  skation
https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-18517-6&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201610&utm_campaign=Buch_Schmidthuber_Kon  skation
https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-18517-6&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201610&utm_campaign=Buch_Schmidthuber_Kon  skation
https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-18517-6&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201610&utm_campaign=Buch_Schmidthuber_Kon  skation
https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-18517-6&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201610&utm_campaign=Buch_Schmidthuber_Kon  skation
https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-18517-6&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201610&utm_campaign=Buch_Schmidthuber_Kon  skation
https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-18517-6&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201610&utm_campaign=Buch_Schmidthuber_Kon  skation
https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-18517-6&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201610&utm_campaign=Buch_Schmidthuber_Kon  skation

2016. XXVIII, 260 Seiten.
Br. EUR 48,–
ISBN 978-3-214-18517-6_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201610&utm_campaign=Buch_Schmidthuber_Kon  skation
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Kriminalität soll sich nicht lohnen! Mit diesem Ziel normierte der Gesetzgeber den Entzug von Tatwerk-

zeugen und Tatprodukten sowie von „Verbrechenslohn“ und „Beute“. Diese Sanktionen, auch vermö-

gensrechtliche Anordnungen bezeichnet, wurden mit der Konfi skation (§ 19a StGB), dem (erweiterten) 

Verfall (§§ 20 ff StGB) und der Einziehung (§ 26 StGB) im StGB verankert.

Das vorliegende Werk erörtert ausführlich die Frage ihrer Vereinbarkeit mit der Verfassung sowie ihren 

historischen Werdegang und die ihnen zugrunde liegenden internationalen Vorgaben. Ein Blick in das 

Nebenstrafrecht, die Praxis sowie das Verfahrensrecht rundet die Betrachtung ab und ermöglicht der 

Autorin, zahlreiche Reformvorschläge zu präsentieren.

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
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Wert und Recht – zum Ableben von Karl Korinek

K arl Korinek war ein großer Vertreter der Rechts-
wissenschaft, der immer auf einen Ausgleich zwi-

schen formaljuristischer Präzision und Werterfülltheit
rechtlicher Positionen bedacht war. Als ich bei ihm im
Verfassungsrecht dissertierte, wies er mich auf eben-
diese Gegensätze hin, die ein guter Jurist verbinden
müsste. Er empfahl mir dazu ein Buch von Winkler
und eine Rezension von ihm dazu. Winklers Buch war
sehr eindrucksvoll, und ebenso auch Korineks Rezen-
sion. Sie öffnete mir die Augen für die Problematik
und deren Lösung. Ein wichtiger Moment, der mir zu-
gleich auch Korineks didaktisches Talent enthüllte.
Denn Korinek war nicht nur ein angesehener Staats-
rechtler, der das heimische Rechtsleben über Jahr-
zehnte hinweg maßgeblich – unter mutigem Eintreten
für die Wahrung der Grund- und Freiheitsrechte –

mitgeprägt hat, wie es Nationalratspräsidentin Doris
Bures auf den Punkt brachte, sondern auch ein hervor-
ragender Rechtslehrer. Zudem war er auch ein großer
Kunstfreund und hat sogar ein (zwar anekdotisches,
aber auch musikalisch fundiertes) Opernbuch ge-
schrieben, das zu rezensieren ich die Ehre hatte.

Er war also während seiner langen Karriere wirklich
vielfach aktiv, sowohl als langjähriges Mitglied des
Verfassungsgerichtshofes, als Universitätsprofessor
für Verfassungsrecht, als Aufsichtsrat der Wiener
Staatsoper und letztlich auch – funktionsunabhängig
– als demokratiebewusster Bürger, der seine Stimme
zu wichtigen Themen in der Öffentlichkeit erhob!
In letzter Zeit wurde diese Stimme immer schwächer.
Als ich Korinek zuletzt zur Teilnahme am Grund-
rechtskonvent im Parlament einlud, schickte er mir
eine Visitkarte, auf deren Rückseite er ein Zitat des In-
halts „meine Kraft ist dahin“ hatte drucken lassen. Das
war ein schlechtes Zeichen.

Nunmehr ist die Stimme gänzlich verstummt. Dies
erfüllt alle, die Korinek kannten, mit tiefer Trauer.
Doch jeder Gedanke, den wir ihm widmen, schenkt
ihm ein Stück Ewigkeit!

Dr. Adrian Hollaender
Dr. Adrian Hollaender dissertierte bei Karl Korinek als
Doktorvater an der Universität Wien im Fachbereich

Verfassungsrecht und Allgemeine Staatslehre. Heute ist er
als Rechtsanwalt in Wien tätig.

Kontakt: hollaenderadrian@gmail.com
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Die Geltendmachung der Gewährleistung unterliegt den kurzen Gewährleistungsfristen des 
§ 933 Abs 1 ABGB. Danach muss bei unbeweglichen Sachen die Gewährleistung binnen drei 
Jahren und bei beweglichen Sachen binnen zwei Jahren ab vorbehaltloser Übernahme gerichtlich 
geltend gemacht werden. Dass trotz dieser klaren gesetzlichen Regelung immer wieder Fälle vor 
das Höchstgericht gelangen, in denen es um die Verfristung der Gewährleistungsrechte geht, zeigt, 
dass die Thematik komplexer ist, als es diese Regelung dem ersten Anschein nach vermuten ließe. 
Der Grund dafür liegt in den verschiedenen Möglichkeiten, das Ende der Frist durch deren Hem-
mung und Unterbrechung zeitlich nach hinten zu schieben.

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
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Disziplinarrecht

§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB; § 16 Abs 1 RAO; § 3 DSt – quota-litis-Vereinbarung; Geringfügigkeit des Ver-
schuldens

Das Motiv der Unterstützung eines mittellosen Mandanten bei Abschluss einer quota-litis-Vereinba-
rung stellt gerade jene Verschmelzung zwischen Vertretungstätigkeit und Finanzierung dar, die § 879
Abs 2 Z 2 ABGB zum Schutz des Klienten vor Übervorteilung durch denmit besserem Fachwissen aus-
gestatteten Rechtsanwalt zu hindern sucht.

Keine Geringfügigkeit des Verschuldens bei Abschluss einer klar gegen das Gesetz verstoßenden und
expressis verbis durch § 879 ABGB pönalisierten quota-litis-Vereinbarung.

OGH 18. 11. 2016, 26 Os 5/16d

Sachverhalt:

Der beschuldigte Rechtsanwalt hatte mit einem Klien-
ten die Vereinbarung getroffen, dass ihm im Einbrin-
gungsfall 30 Prozent des Realisats aus einer Causa zu-
stehen sollten.

Er wurde vomDisziplinarrat gem § 3 DSt vom Vor-
wurf freigesprochen, er habe damit unzulässigerweise
die ihm anvertraute Streitsache teilweise an sich gelöst.
Der OGH gab der Berufung des Kammeranwalts
Folge und verurteilte den Rechtsanwalt zu einer Geld-
buße von E 2.000,–.

Aus den Gründen:
Zutreffend weist die Berufung des Kammeranwalts da-
rauf hin, dass kein Versehen iS einer Geringfügigkeit
des Verschuldens vorliegen könne, wenn ein Rechtsan-
walt mit einem Mandanten eine klar gegen das Gesetz
verstoßende und expressis verbis durch § 879 ABGB
pönalisierte Vereinbarung schließt.

Voraussetzungen für die Anwendung des § 3 DSt
sind Geringfügigkeit des Verschuldens und unbedeu-
tende Folgen des inkriminierten Verhaltens, wobei
beide Elemente kumulativ vorliegen müssen (vgl
RIS-Justiz RS0113534 [T 1 und T 2]).

Das Verschulden ist dabei als (hypothetische) Straf-
zumessungsschuld zu verstehen, deren Prüfung ent-
sprechend den Grundsätzen der §§ 32ff StGB erfolgt
(Engelhart/Hoffmann/Lehner/Rohregger/Vitek, RAO9

§ 3 DSt Rz 5). Es ist dann als geringfügig einzustufen,
wenn die Umstände des Einzelfalls erkennen lassen,
dass das Verschulden des gegen das in Rede stehende
Verbot verstoßenden Rechtsanwalts in concreto er-
heblich hinter dem typischer Fälle solcher Verstöße
zurückbleibt (RIS-Justiz RS0101393 [T 47]).

Eine derartige Konstellation ist nach den Konstatie-
rungen des Disziplinarrats nicht gegeben. Die dem Be-
schuldigten im angefochtenen Erkenntnis zu Gute ge-
haltene Motivation der Unterstützung eines mittello-
sen Mandanten stellt gerade jene Verschmelzung zwi-
schen Vertretungstätigkeit und Finanzierung dar, die
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB zum Schutz des Klienten vor
Übervorteilung durch den mit besserem Fachwissen
ausgestatteten Rechtsanwalt zu hindern sucht. Der

Umstand, dass der Beschuldigte die für die Einbrin-
gung einer Teilklage ausgelegte Pauschalgebühr nicht
ersetzt bekommen hat, ist eine Folge des Abschlusses
einer zivilrechtlich nichtigen Honorarvereinbarung.

Demnach bleibt für die Anwendung des § 3 DSt auf
die sich aus den Feststellungen im Erkenntnis des Dis-
ziplinarrats ergebende rechtswidrige (§ 879 Abs 2 Z 2
ABGB; § 16 Abs 1 RAO) quota-litis-Vereinbarung
kein Raum. In Stattgebung der Berufung des Kammer-
anwalts war daher infolge dieser Vereinbarung ein
Schuldspruch wegen der Disziplinarvergehen der Be-
rufspflichtenverletzung und der Beeinträchtigung von
Ehre und Ansehen des Standes gem § 1 Abs 1 erster
und zweiter Fall DSt zu fällen (vgl OGH 28 Os 3/
15y; 20 Os 3/16 s).

Bei der Strafbemessung waren, ausgehend von der
nicht unbeträchtlichen Täterschuld einerseits, die
doppelte Qualifikation der Tat sowohl als Berufs-
pflichtenverletzung als auch als Beeinträchtigung von
Ehre und Ansehen des Standes als erschwerend zu wer-
ten, andererseits der zuvor ordentliche Lebenswandel
und zudem als mildernd zu berücksichtigen, dass
dem Klienten letztlich kein Schaden entstanden ist
und das Disziplinarverfahren aus einem nicht vom Be-
schuldigten oder seinem Verteidiger zu vertretenden
Grund unverhältnismäßig lange gedauert hat (§ 34
Abs 2 StGB).

Anmerkung:
Gut gemeint ist oft das Gegenteil von gut: Auch die im In-
teresse eines mittellosen Mandanten abgeschlossene quota-li-
tis-Vereinbarung ist disziplinär. Die Rechtslage ist so ein-
deutig, dass damit ein bloß geringes Verschulden und die
Anwendung des § 3 DSt nicht in Betracht kommen. Zur
Erinnerung: § 879 Abs 2 Z 2 ABGB und § 16 Abs 1
RAO sind verfassungsrechtlich unbedenklich (VfGH
24. 9. 2008, B 330/07 AnwBl 2009, 28). Es handelt sich
dabei auch um keine spezifisch österreichischen Bestimmun-
gen, vielmehr ist ein entsprechendes Verbot auch in
Art 3.1.3 der CCBE-Berufsregeln enthalten. Und: Für
mittellose Mandanten gibt es das Rechtsinstitut der Verfah-
renshilfe.

Michael Buresch
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Gesellschaftsrecht

§ 53, § 104 Abs 4 AktG – Vollausschüttungsgebot bei der Aktiengesellschaft

Bei der Aktiengesellschaft ist grundsätzlich der gesamte Bilanzgewinn auszuschütten. Die Hauptver-
sammlung kann vom Prinzip der Vollausschüttung nur abgehen, sofern die Satzung dies vorsieht.

OGH 24. 10. 2016, 6 Ob 169/16w

Sachverhalt:

In der Hauptversammlung einer österreichischen Ak-
tiengesellschaft (Beklagte) wurde beschlossen, nicht
den gesamten Bilanzgewinn in Höhe von 10 Mio
Euro,1) sondern lediglich einen Betrag in Höhe von
1 Mio Euro auszuschütten. Gegen diesen Beschluss-
punkt erhob ein Kleinaktionär (Kläger) rechtzeitig
Widerspruch und begehrte die Ausschüttung des ge-
samten Bilanzgewinns. Er begehrte, den Beschluss
für nichtig zu erklären und festzustellen, dass ein ge-
genteiliger Beschluss auf Vollausschüttung zustande
gekommen sei.

Aus den Entscheidungsgründen:
Das ErstG wies die Klage ab. Das Begehren des Klä-
gers, wegen eines ihm zustehenden Gewinnanteils
von lediglich E 7,42 die Gesellschaft zur Ausschüttung
des gesamten Bilanzgewinns von 10Mio Euro zu zwin-
gen, sei rechtsmissbräuchlich. Das BerG änderte das
Urteil ab und gab dem Anfechtungsbegehren statt.
Das weitere Begehren des Klägers, ein Beschluss auf
Vollausschüttung des Bilanzgewinns möge festgestellt
werden, wies es jedoch ab. Der OGH bestätigte die
Entscheidung des BerG – die Revisionen des Klägers
und der Beklagten wurden zugelassen, sind jedoch
nicht berechtigt.

In der gegenständlichen Entscheidung verweist der
OGH auf seine bisherige Rsp.2) Demnach darf die
Hauptversammlung ohne satzungsmäßige Grundlage
den Bilanzgewinn weder ganz noch teilweise von der
Verteilung ausnehmen, auch nicht imWege eines Ge-
winnvortrags auf neue Rechnung. Sofern in der Sat-
zung nichts Gegenteiliges vorgesehen ist, besteht ein
Vollausschüttungsgebot.

Gewinnverwendungsvorschriften müssen, wie
grundsätzlich alle korporativen Satzungsbestimmun-
gen, deutlich formuliert sein. § 23 Abs 2 der Satzung
der Beklagten lautet: „Die Hauptversammlung beschließt
alljährlich in den ersten acht Monaten des Geschäftsjahres
über die Verwendung des Bilanzgewinns wenn im Jahres-
abschluss ein solcher ausgewiesen ist [. . .].“ Nach Ansicht
des OGH stellt diese Formulierung, wonach die
Hauptversammlung über die „Verwendung“ des Bi-
lanzgewinns entscheidet, keine ausreichende Grund-
lage für dessen Vortrag dar. Sie wiederholt iZm der
Aufzählung der Aufgaben der Hauptversammlung
nur die nach dem Gesetz ohnehin festgelegte Kompe-
tenzverteilung.

Die Tatsache, dass die Beklagte trotz bereits er-
wähnter Satzungsbestimmung in der Vergangenheit
Gewinne auf neue Rechnung vorgetragen hatte, ist ir-
relevant. Satzungen sind nämlich nach den Ausle-
gungsgrundsätzen der §§ 6 und 7 ABGB objektiv zu
interpretieren. Selbst bei einer personalistisch struktu-
rierten GmbH, an der nur die Gründungsgesellschaf-
ter beteiligt sind, gilt, dass die Auslegung der Satzung
rein objektiv zu erfolgen hat. Auf den subjektiven Par-
teiwillen kann nicht abgestellt werden.

Nicht zutreffend ist auch die Überlegung des ErstG,
ein Rechtsmissbrauch ergebe sich bereits daraus, dass
der Kläger als Kleinaktionär nur über wenige Aktien,
und damit einhergehend einen kleinen Gewinnanteil,
verfüge. Diesbezüglich hat schon das BerG zutreffend
darauf hingewiesen, dass nach § 196 Abs 1 Z 1 AktG
jeder einzelne Aktionär anfechtungsbefugt ist, ganz
unabhängig davon, über wie viele Anteile er verfügt.
Die Klagsführung verstößt auch nicht gegen die gesell-
schaftsrechtliche Treuepflicht. Zu „eigennützigen“
Mitgliedschaftsrechten hat der OGH iZm der GmbH
bereits zuvor ausgesprochen, dass derartige Rechte des
Gesellschafters, die primär seinen Interessen dienen,
im Einzelfall auch gegen die Interessen der Gesell-
schaft ausgeübt werden dürfen.

Anmerkung:
Der OGH hat bereits mehrmals festgestellt, dass Satzungs-
bestimmungen, die eine Verwendung des Bilanzgewinns re-
geln, präzise formuliert und genau bestimmt sein müssen.
Die Formulierung, dass die Hauptversammlung über die
„Verwendung des Bilanzgewinns“ beschließt, erfüllt diese
Anforderungen nach Meinung des OGH nicht.

Dem OGH ist zuzustimmen, dass eine deutliche Formu-
lierung korporativer Bestimmungen grundsätzlich erfor-
derlich ist. Es muss jedoch hinterfragt werden, warum die
gegenständliche Formulierung diesen Anforderungen nicht
entsprechen soll. Seit dem AktRÄG 2009 differenziert das
AktG zwischen dem engeren Begriff der „Gewinnvertei-
lung“ (§ 53 AktG) und dem weiteren Begriff der „Gewinn-
verwendung“ (§ 104 AktG). Nach den Gesetzesmateria-
lien3) wurde diese Unterscheidung bewusst gewählt. Wäh-
rend in § 126 Abs 1 AktG aF noch von der Verteilung ge-
sprochen wurde, meint „Verwendung“ iSd § 104 AktG
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1) Beträge werden jeweils in ungefährer Höhe angegeben.
2) OGH 23. 5. 2007, 3 Ob 59/07h.
3) ErläutRV 208 BlgNR 24. GP 19.
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auch die (teilweise) Einstellung des Bilanzgewinns in eine
Rücklage oder den Vortrag auf neue Rechnung. Nach Her-
anziehung der einschlägigen Stellen der Gesetzesmateria-
lien muss man demnach zur Ansicht gelangen, dass unter
der „Verwendung des Bilanzgewinns“ sehr wohl auch die
Ermächtigung zum Vortrag des Gewinns auf neue Rech-
nung zu subsumieren ist.

Aufgrund der bisherigen und nunmehr fortgeführten Ju-
dikaturlinie erscheint dennoch klar zu sein, dass der OGH da-
hingehende Bestimmungen als nicht deutlich genug formu-
liert erachtet. Für die Praxis bedeutet dies einen Handlungs-
bedarf für Unternehmen, wenn man den Gewinn nicht zur
Gänze ausschütten möchte. Es ist empfehlenswert, Mandan-

ten auf diesen Umstand hinzuweisen, die einschlägigen Be-
stimmungen in Satzungen bzw Gesellschaftsverträgen zu
überprüfen und gegebenenfalls dementsprechend anzupassen.

Ein passender Formulierungsvorschlag für eine entspre-
chende Klausel in einem Gesellschaftsvertrag wäre bspw:
„Die Generalversammlung beschließt insbesondere über
die Genehmigung des Jahresabschlusses und über die Vertei-
lung des Bilanzgewinns. Die Generalversammlung kann
dabei insbesondere auch beschließen, den ausgewiesenen Bi-
lanzgewinn zur Gänze oder teilweise von der Verteilung
an die Gesellschafter auszunehmen und auf neue Rechnung
vorzutragen.“

Fabian Kacic/Paul Nimmerfall

Gebühren- und Steuerrecht

§ 217 BAO – Kein Säumniszuschlag bei einmaliger Fristversäumnis trotz Kontrollsystems und recht-
zeitiger Abfuhr in der Vergangenheit

1. Werden Fristenvormerke der mit der Zahlung betrauten MitarbeiterInnen von dem/der Vorgesetz-
ten kontrolliert, so wird damit organisatorisch Vorsorge für die Einhaltung abgabenrechtlicher Fris-
ten getroffen, auch wenn die verspätete Abfuhr einer Abgabe in einem Einzelfall nicht verhindert
worden ist, weil auch Kontrollorganen Fehler unterlaufen können.

2. Die einmalige Versäumung einer Frist für sich allein lässt noch nicht den Schluss zu, dass die rich-
tige Vormerkung von Terminen und damit die fristgerechte Wahrnehmung von Fristen nicht sicher-
gestellt ist.

VwGH 26. 1. 2017, Ra 2014/15/0007

Sachverhalt:

Der Revisionswerberin (Rw), einer GmbH, wurde mit
B v 9. 12. 2013 ein erster Säumniszuschlag iHv
E 3.455,62 vorgeschrieben, weil sie die KöSt 2012
nicht bis zum Fälligkeitstag entrichtet hat.

Die Rw erhob gegen diesen B Beschwerde und
führte darin aus, die verspätete Zahlung sei darauf zu-
rückzuführen, dass die mit der Zahlung betraute, an
sich äußerst zuverlässige langjährige Mitarbeiterin
statt dem 4. 11. 2013 den 4. 12. 2013 in die Fälligkeits-
liste eingetragen habe. Dies sei auch bei Durchsicht
der Fälligkeitsliste durch den Vorgesetzten, Dr. D,
nicht aufgefallen, sodass die Abgabe irrtümlich einen
Monat verspätet, allerdings noch vor der Festsetzung
eines Säumniszuschlages – eben vermeintlich fristge-
recht – entrichtet worden sei. In der Vergangenheit
seien keinerlei wesentliche Säumnisse aufgetreten, so-
dass dies eine einmalige Fehlleistung sei. Da die ver-
spätete Zahlung nur durch leichte Fahrlässigkeit verur-
sacht worden sei, werde auch der Normzweck des
§ 217 BAO, nämlich ein Druckmittel für die zeitge-
rechte Entrichtung von Abgaben zu bieten, nicht er-
füllt.

Das FA wies die Beschwerde mit BVE ab und führte
zur Begründung aus, die Büroorganisation einer Kapi-
talgesellschaft müsse so eingerichtet sein, dass die
Wahrnehmung von Terminen und Fristen sicherge-
stellt sei. Dazu gehörten nach stRsp des VwGH die

Vormerkung von Fristen und entsprechende Kontrol-
len, die sicherstellten, dass Unzulänglichkeiten infolge
menschlichen Versagens voraussichtlich auszuschlie-
ßen seien. Ein allfällig vorhandenes Kontrollsystem
habe nicht gegriffen. Es wäre am ASt gelegen, darzu-
tun, auf welche Art und Weise welche Vorkehrungen
getroffen worden seien, um Fehler in der Fristenwah-
rung zu vermeiden. Das Fehlen von Kontrollmaßnah-
men in der Büroorganisation stelle ein über den min-
deren Grad des Versehens hinausgehendes Verschul-
den dar.

[Nach einem Vorlageantrag der Rw legte] das FA
die Beschwerde dem BFG vor und führte in der Be-
schwerdevorlage aus, der der [Rw] unterlaufene Fehler
könne auch einem sorgfältigen Menschen passieren.
Dass die Abgabe zwar verspätet, aber noch vor Festset-
zung des Säumniszuschlages entrichtet worden sei,
zeige, dass ein internes Kontrollsystem vorhanden ge-
wesen sei und letztlich doch gegriffen habe. Auch das
bisherige Verhalten der Rw weise darauf hin, dass sie
bemüht sei, die Abgaben rechtzeitig abzuführen.
Zum Nachweis dafür lag der Beschwerdevorlage das
Abgabenkonto der Rw ab 2011 bei.

Mit dem angef Erk gab das BFG der Beschwerde
keine Folge. Die Rw habe keinen Nachweis dafür er-
bracht, dass grobes Verschulden auszuschließen sei.
Dass der Fehler der Kanzleiangestellten auch einem
verlässlichen Menschen passieren könne und nur als
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leichte Fahrlässigkeit zu werten wäre, ändere daran
nichts. Auch dem FA könne nicht gefolgt werden, weil
ein wirksames internes Kontrollsystem nicht erkenn-
bar sei. Der falsch eingetragene Zahlungstermin, der
zufällig vor Verhängung des Säumniszuschlages gele-
gen sei, sei eingehalten worden. Der Fehler sei nicht
durch ein Kontrollsystem aufgedeckt worden. Die
Rw sei der in der BVE getroffenen Feststellung zum
Fehlen eines wirksamen Kontrollsystems nicht entge-
gengetreten.

Spruch:
Ersatzlose Aufhebung des B des FA betr Säumniszu-
schlag betr KöSt 2012.

Aus den Gründen:
Nach der Rsp des VwGH sind auf Antrag des AbgPfl
Säumniszuschläge gem § 217 Abs 7 BAO insoweit he-
rabzusetzen oder nicht festzusetzen, als diesen an der
Säumnis kein grobes Verschulden trifft. Für die He-
rabsetzung oder Unterlassung der Festsetzung eines
Säumniszuschlages kommt es auf die Umstände der
konkreten Säumnis an. Grobes Verschulden fehlt,
wenn überhaupt kein Verschulden oder nur leichte
Fahrlässigkeit vorliegt. Leichte Fahrlässigkeit liegt
vor, wenn ein Fehler unterläuft, den gelegentlich auch
ein sorgfältiger Mensch begeht. Keine leichte Fahrläs-
sigkeit liegt aber vor, wenn jemand auffallend sorglos
handelt. (Grobes) Verschulden von Arbeitnehmern
der Partei (oder des Parteienvertreters) ist nicht schäd-
lich. Entscheidend ist diesfalls, ob der Partei selbst
(bzw ihrem Vertreter) grobes Verschulden, insb gro-
bes Auswahl- oder Kontrollverschulden, anzulasten
ist (vgl etwa VwGH 20. 5. 2010, 2008/15/0305, und
31. 5. 2011, 2007/15/0169, mwN).

Entgegen den Ausführungen im angef Erk kommt
dem Umstand, „ob in der aufgrund der irrtümlichen
– um einen Monat verspäteten – Anmerkung der Fäl-
ligkeit und Entrichtung der Abgabe (durch eine an sich
verlässliche Mitarbeiterin) eine leichte Fahrlässigkeit
oder grobes Verschulden zu sehen ist“, keine unmittel-
bare Bedeutung zu, weil damit nur ein Verschulden der
Dienstnehmerin der Rw angesprochen wird. Entschei-
dend ist zunächst das Verhalten der [Rw] in Bezug auf
die organisatorische Einrichtung und die Eintragung
der Frist in den Fristenvormerk. Dazu brachte die
Rw in der Beschwerde gegen den Festsetzungsbe-
scheid und im Vorlageantrag vor, der Fristenvormerk
sei vom Vorgesetzten, Dr. D, kontrolliert worden,
dem der Fehler nicht aufgefallen sei. Demnach hatte
die Rw Vorsorge für die Einhaltung abgabenrechtli-
cher Fristen getroffen. Dass die verspätete Abfuhr
der Körperschaftsteuer 2012 dadurch nicht verhindert
worden ist, ändert daran grundsätzlich nichts, weil
auch Kontrollorganen Fehler unterlaufen können

und die einmalige Versäumung einer Frist für sich al-
lein noch nicht den Schluss zulässt, dass die richtige
Vormerkung von Terminen und damit die fristge-
rechte Wahrnehmung von Fristen nicht sichergestellt
ist. Die Rw hat, wie sich dies aus den – auf das Abga-
benkonto ab 2011 gestützten – Ausführungen des FA
in der Beschwerdevorlage ergibt, die Abgaben über
Jahre hinweg rechtzeitig zum Fälligkeitszeitpunkt ab-
geführt. Das BFG ging demnach in Bezug auf die hier
zu beurteilende Säumnis zu Unrecht vom Vorliegen
eines groben Verschuldens aus.

Das angef Erk erweist sich schon aus diesem Grund
als rechtswidrig und wäre wegen Rechtswidrigkeit sei-
nes Inhaltes gem § 42 Abs 2 Z 1 VwGG aufzuheben.
Gem § 42 Abs 4 VwGG konnte der VwGH aber in
der Sache selbst entscheiden und den B des FA ersatz-
los aufheben.

Anmerkung:
1. Wird eine Abgabe nicht rechtzeitig entrichtet, so folgt
dieser Säumnis automatisch die Vorschreibung eines
Säumniszuschlags (SZ). Säumniszuschläge sind von
§ 217 BAO als eine kraft Gesetzes entstehende objektive
Folge einer nicht zeitgerechten Abgabenentrichtung ausge-
staltet, wobei grundsätzlich unbeachtlich ist, wodurch die
Säumnis ausgelöst wurde (Ellinger ua, BAO3 Anm 8).
Der Säumniszuschlag bezweckt, die rechtzeitige Entrich-
tung der Abgabe zu bewirken (VfSlg 9924). Er ist eine
„Sanktion eigener Art, die den Abgabepflichtigen zur recht-
zeitigen Zahlung anhalten soll“ (VwGH 18. 2. 1982,
2034/78) und dient als „im Interesse einer ordnungsgemä-
ßen Finanzgebarung unabdingbare Sicherstellung der
pünktlichen Tilgung von Abgabenschulden“ (VwGH
24. 4. 1997, 95/15/0164). Nach einem ersten Säumniszu-
schlag von immerhin 2% des nicht zeitgerecht entrichteten
Abgabenbetrages folgen nach zwei weiteren Dreimonatsfris-
ten jeweils ein zweiter und dritter SZ von 1% des zum
maßgebenden Stichtag nicht entrichteten Abgabenbetrages.

2. Allerdings eröffnet seit der Nov BGBl I 2000/142
§ 217 Abs 7 BAO dem AbgPfl ein verschuldensabhängi-
ges Antragsrecht (vgl dazu VwGH 4. 8. 2005, 2001/17/
0158 AnwBl 2006, 343ff), das es nunmehr erlaubt, auf die
Gründe für den Zahlungsverzug Bedacht zu nehmen. Auf
Antrag des AbgPfl sind Säumniszuschläge insoweit herab-
zusetzen bzw nicht festzusetzen, als ihn an der Säumnis
kein grobes Verschulden trifft.

3. Thema des vorliegenden Rechtsstreits waren daher die
organisatorischen Anforderungen an die Vorsorge für
die Einhaltung abgabenrechtlicher Fristen, die ein gro-
bes Verschulden an einer (einmaligen) Säumnis ausschlie-
ßen. Der VwGH ist diesbezüglich nicht dem BFG gefolgt,
das regelmäßige Kontrollen der Fristenvormerke
durch den/die Vorgesetzte offenbar noch nicht als ausrei-
chende Vorsorge für die Einhaltung abgabenrechtlicher
Fristen gesehen und Nachweise für ein darüber hinausge-

257Österreichisches Anwaltsblatt 2017/04

Rechtsprechung



Österreichisches Anwaltsblatt 2017/04258

Rechtsprechung

hendes „wirksames internes Kontrollsystem“ vermisst hat,
weil der unterlaufene Fehler des falsch eingetragenen Zah-
lungstermins eben nicht durch ein Kontrollsystem aufgedeckt
worden sei. Demgegenüber hat der VwGH darauf hinge-
wiesen, dass der alleinige Umstand, dass ein einmaliger
„Fehler nicht durch ein Kontrollsystem aufgedeckt worden“
sei, noch nicht auf das Fehlen eines wirksamen Kontrollsys-
tems schließen lasse, weil „auch Kontrollorganen Fehler un-
terlaufen können“ und die Rw die Abgaben über Jahre hin-
weg rechtzeitig zum Fälligkeitszeitpunkt abgeführt habe.
Die Sache war für den VwGH damit entscheidungsreif,
weshalb er – an Stelle einer Kassation und Zurückverwei-
sung an das BFG – den SZ-Bescheid des Finanzamts selbst
ersatzlos aufhob (vgl zur Möglichkeit einer unmittelbaren
Sachentscheidung durch den VwGH Sutter in Holoubek/
Lang, Verfahren vor BVwG und BFG [2014] 267ff).

4. Interessanterweise war das FA nach seiner eigenen
BVE offenbar selbst bereits nicht mehr von seiner SZ-Vor-
schreibung überzeugt und hat im Vorlagebericht an das
BFG iS der nunmehrigen VwGH-E zu Gunsten des AbgPfl
und entgegen der eigenen BVE argumentiert. Eine „zweite
BVE“ war ihm aber nicht mehr möglich, weil bis zum

31. 12. 2016 bereits grundsätzlich „ab Stellung des Vorla-
geantrages“ ein behördliches Eingriffsverbot bestand. Nach
der jüngsten BAO-Novelle mit dem AbgÄG 2016 wurde
der Beginn der Wirkung des § 300 dagegen zeitlich nach
hinten verschoben und knüpft nunmehr an den Zeitpunkt
der tatsächlichen Vorlage der Bescheidbeschwerde an. Damit
wäre im Revisionsfall nach der neuen Rechtslage nach dem
Vorlageantrag der Rw eine neuerliche Entscheidung des
FA noch möglich gewesen, weil die Abgbeh ihre erste BVE
gem § 299 beheben und neuerlich entscheiden hätte können.

5. Der VwGH hat mit dem vorliegenden Erk keine
überbordenden bürokratischen Dokumentationsan-
forderungen an die Kontrolle abgabenrechtlicher Fristen
grundsätzlich fristtreuer AbgPfl gestellt. Werden Abgaben
über Jahre hinweg rechtzeitig zum Fälligkeitszeitpunkt ab-
geführt und wird sodann eine Abgabe einmalig nicht frist-
gerecht entrichtet, so empfiehlt sich jedenfalls ein entspre-
chender Antrag auf Nichtfestsetzung gem § 217 Abs 7
BAO bzw bei Erhalt der automatischen SZ-Vorschreibung
eine entsprechende Beschwerde, in denen die näheren Anga-
ben zu einem fehlenden groben Verschulden zu machen sind.

Franz Philipp Sutter
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1065 Eixelsberger, Patrick: Praktische Schwierigkeiten

im Anwendungsbereich der EuZVO

1073 Bergmann, Sebastian: Genussrechte: Abgren-
zung von ähnlichen Rechtsinstituten (I)

1077 Engin-Deniz, Egon: Zum neu eingeführten
§ 269 Abs 5 UGB

1080 Sawerthal, Felix: Externe Rotation nach dem
APRÄG 2016

1086 Schumacher, Christian und Dominik Hofmarcher:
Neu im harmonisierten Markenrecht: Zwi-
schenrechte

1091 Gerhartl, Andreas: Einige Fragen der Unterent-
lohnung

1099 Holzmann, Roland: Einstufung von Medikamen-
ten als fertige Erzeugnisse oder Waren?

1114 Leissler, Günther und Veronika Wolfbauer: EU-
Datenschutz-Grundverordnung – ein Weckruf
an die Unternehmen

1122 Rajal, Bernd und Michaela Schiebel: Strommarkt
vor Zerschlagung

1 | 1 Wilhelm, Georg: VfGH ganz falsch gegen Lage-
zuschlag bei Gründerzeitwohnungen
Eine Finte?

4 Buchleitner, Christina und Thomas Rabl: Block-
chain und Smart Contracts

14 Kainz, Thomas: Ansparplan: Haftung der De-
pot- und Effektenbank

17 Ertl, Gunter: Das allmähliche Einsickern der
neuen Rechtsprechung zu wrongful birth – Zu-
gleich Besprechung der E 5 Ob 252/15 t

34 König, Bernhard: Die crux mit den Ausnahmen
von der „Gesetzesbeschwerde“ (§§ 62a, 57a
Abs 1 VfGG)

41 Bergmann, Sebastian: Genussrechte: Abgren-
zung von ähnlichen Rechtsinstituten (II)

48 Rami, Michael: Unterlassungsklage: Wie kon-
kret muss der Anspruch gefasst sein?

57 Eypeltauer, Ernst: Änderung des Beschäftigungs-
ausmaßes: Mischberechnung bei KV-Sonder-
zahlungen?

60 Gerhartl, Andreas: Einführung einer betriebli-
chen Disziplinarordnung

68 Mayer, Matthias und Erik Pinetz: Anforderun-
gen an die Personenidentität für die grunder-
werbsteuerliche Differenzbesteuerung

87 Schanda, Reinhard: Klimawandel vor Gericht –
Klimaklagen in Österreich?

" immolex
1 | 6 Höllwerth, Johann: Liegenschafts- und wohn-

rechtlich relevante Regelungssplitter im Erb-
RÄG 2015

9 Böhm, Helmut: OGH 7 Ob 156/16 s: OGH
lehnt Haftung des Verkäufers einer lebensge-
fährlichen Wohnung ab!
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11 Cech, Gerhard:Der Tod einesWiener Gründer-
zeithauses in zwei Akten

32 Kothbauer, Christoph: Zu Nutzungsänderungen
bei unspezifischer Widmung im Wohnungsei-
gentum

" Juristische Blätter
12 | 754 Wühl, Johannes: Gläubigersorgfalt gegenüber

Drittsicherern
769 Taferner, Jutta: Rechtmäßiges Unterlassen bei

unzumutbarer Hilfeleistung?

" jusIT
6 | 217 Thiele, Clemens:Neues zu Rechtswahlklauseln in

Online-AGB
220 Schmitt, Thomas Rainer: Used Soft reloaded?
235 Knyrim, Rainer: Bilddaten: immer sensibel?
241 Bergauer, Christian: Die Einordnung von Bild-

daten erkennbarer Personen im Datenschutz-
recht. Eine Replik auf Knyrim, Bilddaten: im-
mer sensibel? jusIT 2016/102, 235

247 Krempelmeier, Sebastian: Verzeichnispflicht mit
Wenn und Aber. Und Nicht und Oder.

"medien und recht
7–8 | 326 Fischer, Paul: nPVR,Tethered Downloads und

Cloud – neue Anwendungsfälle der Speicher-
medienvergütung?

333 Walter, Michel: Das EuGH-Urteil „Stichting
Leenrecht“: Das Vermiet- und Verleihrecht
und die Erschöpfung des Verbreitungsrechts
bei E-Books

343 Riede, Lutz und Christof Pöchhacker: Anwendba-
res Recht und Rechtswahlklauseln im Ver-
bandsprozess

"Österreichische Blätter für gewerblichen
Rechtsschutz und Urheberrecht

1 | 4 Kaps, Thomas: Parteistellung und Akteneinsicht
in Kartellsachen

9 Schumacher, Christian und Dominik Hofmarcher:
Zwischenrechte im neuen EU-Markenrecht

"Österreichische Juristenzeitung
2 | 53 Schauer, Martin: Das neue Erbrecht

62 Grafl, Christian und Monika Stempkowski: Lie to
me

"Österreichische Notariatszeitung
12 | 441 Bittner, Ludwig: Anmerkung der Abtretung der

Hauptmietzinse (§ 42 MRG) wirklich nur bei
verbüchertem Bestandrecht? – Ein Fehlzitat
mit Folgen

442 Schwärzler, Cornelius: Die Vorwegzustimmung
zur alinearen Gewinnverteilung im Gesell-
schaftsvertrag einer GmbH

"Österreichische Richterzeitung
1–2 | 3 Rassi, Jürgen C.T.: Die Vertretungsmacht und

der Rechtsschutz beim Abwesenheitskurator
im Lichte der Aliyev-Entscheidung des EuGH

16 Eriksson, Vanessa: Gerichtsbarkeit in Schweden

"Österreichische Steuerzeitung
1–2 | 5 Bayer, Adebiola: Die Schiedsklausel nach dem

multilateralen Instrument
9 Bendlinger, Stefan: Übernahme des BEPS-Be-

triebsstättenbegriffs in die österreichischen
Doppelbesteuerungsabkommen

16 Mitterlehner, Matthias: Quellensteuer bei Ei-
genveranstaltungen von ausländischen Künst-
lern

" Recht der Wirtschaft
1 | 3 Nowotny, Christian: Der Unternehmer und sein

Tod
6 Koppensteiner, Hans-Georg: Umsatzsteuerliche

Organschaft im Licht unions- und gesell-
schaftsrechtlicher Gegebenheiten

13 Bydlinski, Peter:Das hohe Verbraucherschutzni-
veau und die Zweifelsregel des § 344 UGB: le-
gitime Auslegungsmittel bei Streitigkeiten aus
Verbraucher- und Dual-Use-Geschäften?

31 Mosing, Florian: Fallweise Beschäftigungen und
der Entfall der täglichen Geringfügigkeits-
grenze

34 Gerhartl, Andreas: Vorliegen einer Diskriminie-
rung

57 Beiser, Reinhold: Ergebnisabführungsverträge im
Licht einer Einlagenrückzahlung nach § 4
Abs 12 EStG

61 Patloch, Alexandra und Florian Petrikovics: Vor-
behaltsfruchtgenuss an Grundstücken – Irrele-
vanz der Trennung von Frucht und Stamm in
der Umsatzsteuer

" Sachverständige
4 | 189 Schmidt, Alexander: Gutachtenserörterung im

Zivilprozess – Unterstützung der Partei durch
Privatgutachter?

190 Schmidt, Alexander: Gebühren auf der Werk-
bank der Rechtsprechung

203 Buchmayer, Ferdinand: DES – Dokumentenein-
bringungsservice in der Praxis

205 Konzett, Julia: Unfalldatenspeicher und Dash-
board-Cam als Beweismittel bei Verkehrsunfäl-
len?
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209 Ledl, Rupert: Wissenschaftliche Abschlussarbei-
ten als Informationsquelle

212 Lageder, Adeline, Erwin Rinnhofer und Josef
Stefan: Mican-Werte in der Schmuckbranche

217 Dreier, Klaus: Baumängel und Bauschäden
223 Koch, David und Emanuel Stocker: Residualwert-

verfahren – ein sensibles Verfahren
227 Huber, Wolfgang: Verwendung von Gebraucht-,

Nachbau- und ldent-Ersatzteilen im Kfz-Scha-
denersatz

" Steuer- und WirtschaftsKartei
35/36 | 1494 Beiser, Reinhold: Sind GSVG-Beiträge für Aus-

schüttungen abzugsfähig?
1498 Bergmann, Sebastian: Subkontentechnik bei der

Evidenzierung von Einlagen und Innenfinan-
zierung

1517 Mitterlehner, Andreas: Was ist bei einem Grup-
penantrag zu beachten?

1529 Janezic, Mario und Manuel Hehle: Finetrading
zur Handelswarenfinanzierung in Zeiten rest-
riktiver Kreditvergabe

1535 Keppert, Thomas und Stefan Koss: „Nachforde-
rungen als Folge einer Außenprüfung“ bei Vor-
liegen von „Grundlagennichtbescheiden“

1545 Baumüller, Josef: Unternehmensbewertung
1548 Moser, Gerald: Zweifelsfragen zur Einberufung

einer außerordentlichen Generalversammlung

" taxlex
12 | 381 Achatz, Markus und Sabine Kirchmayr: Mindest-

körperschaftsteuer und steuerliches Grün-
dungsprivileg verfassungskonform

384 Moser, Gerald: Die Bewertung latenter Steuern
im URG nach dem RÄG 2014

389 Schaunig, Günther: Internationaler Schutz und
Familienbeihilfe nach § 3 FLAG

395 Wiesinger, Rupert und Katrin Eipeldauer: Um-
satzsteuerliche Behandlung von Handy-Pre-
paid-Wertkarten

398 Geiger, Bernhard: Übernahme von SV-Beiträ-
gen in der Altersteilzeit

"wirtschaftsrechtliche blätter
12 | 662 Felten, Elias: Antworten des Vertragspartner-

rechts auf einen drohenden Ärztemangel
671 Goricnik, Wolfgang: Auswirkungen des Daten-

schutzrechtes auf den Informationsfluss inner-
halb des BR

679 Pfeil, Walter J: Erwerbsarbeit und Mindestsi-
cherung – ein schwieriges Verhältnis

689 Rebhahn, Robert: Mindestlöhne – Gestaltungs-
bedingungen in einem vereinten Europa im
Rechtsvergleich

701 Cetin, Merve: Zur Zurechnung von Stimmver-
boten der Gesellschafter und Organmitglieder
auf die Gesellschaft

709 Harrer, Friedrich:Kritisches über die gesetzliche
Verankerung einer Business Judgement Rule

717 Koppensteiner, Hans-Georg: Verfassungs- und
Gesellschaftsrecht

730 Rericha, Roman und Stephan Strass: Kapitalauf-
bringung und -erhaltung bei der Abgabe von
Gewährleistungen durch die Gesellschaft iZm
Kapitalerhöhungen

742 Torggler, Ulrich: Grenzverschiebungen im Ge-
sellschaftsrecht: Zum Anwendungsbereich der
„GesbR neu“

750 Auer, Martin: Zum Verhältnis von Art 3 Abs 1
lit b und Abs 4 FKVO

758 Böheim, Michael: Bestpreisklauseln von Hotel-
buchungsportalen im Spannungsfeld zwischen
Wettbewerbsrecht und Ökonomie

763 Lettner, Harald: Die Meistbegünstigungsklausel
im Spiegel kartellrechtlicher Judikatur

774 Mosler, Rudolf:Das unionsrechtliche Kartellver-
bot und seine Bedeutung für das Arbeitsrecht
und das Sozialversicherungsrecht

785 Handig, Christian: „Ein Stück vom Kuchen“ –

Die Beteiligung der Verlage am gerechten Aus-
gleich

790 Haybäck, Gerwin und Isabella Breit: Interpreta-
tionsprobleme der neueren Judikatur zum
Schutzzertifikatsrecht

804 Gruber, Michael: Der Versicherungsfall in der
Rechtsschutzversicherung

809 Kriegner, Johann: Das Invitatiomodell im öster-
reichischen Versicherungsrecht

820 Wallisch, Gert: Privatbeteiligtenanschluss und
die rechtzeitige Bezifferung des Ersatzan-
spruchs

829 Raschauer, Bernhard: Investitionsverträge

"wohnrechtliche blätter
1 | 1 Denk, Peter: Verfassungswidrigkeit der Umsatz-

steueroption bei Vermietungsleistungen?
6 Sommer, Andreas und Christian Zenz: Unwirk-

same und genehmigungspflichtige Rechtsge-
schäfte gem § 9a WGG

" Zeitschrift für Arbeits- und Sozialrecht
1 | 4 Brodil, Wolfgang und Thomas Dullinger: Zur Ab-

grenzung von Werkvertrag und Arbeitskräfte-
überlassung

13 Winkler, Barbara: Arbeitsrechtliche Konse-
quenzen variabler Entgelte
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" Zeitschrift für Finanzmarktrecht
12 | 575 Majcen, Rolf: Robo-Advise im Lichte der Regu-

lierung
580 Baudenbacher, Carl: Einheitliche Haftungsstan-

dards für den privaten und den öffentlichen
Sektor – Lehren aus dem Fall Hypo Alpe Adria

1 | 3 Trif, Adrian und Alexander Zarari: Unterstüt-
zungskassen und Aufsichtsrecht

11 Zwitter-Tehovnik, Jasna: Material Adverse
Change

" Zeitschrift für Insolvenzrecht und Kreditschutz
6 | 202 Stefan, Gerhard: Unrichtiges Vermögensver-

zeichnis als Einleitungshindernis für das Ab-
schöpfungsverfahren (§ 201 Abs 1 Z 2 IO)

207 Jelinek, Wolfgang: Einzelrechtsnachfolge,
Nachführung des Anmeldungsverzeichnisses
und Exekutionstitel

212 Weber-Wilfert, Romana: Legalzession und be-
dingte Arbeitnehmerforderung

216 Seidl, David und Stefan Weileder: Exekution in
ein Absonderungsgut vermittels Auszug aus
dem Anmeldeverzeichnis nach bestätigtem Sa-
nierungsplan

220 Lödl, Raffaela: Bauträgerinsolvenz: Grundbü-
cherliches Sicherungsmodell und Insolvenzfes-
tigkeit der Anmerkung gem § 40 Abs 2 WEG
2002

" Zeitschrift für Verbraucherrecht
1 | 4 Mayr, Marietta und Kristian Mayrhofer: Die

Wohlverhaltensregeln des § 15 Hypothekar-
und Immobilienkreditgesetz

8 Ramharter, Martin: Richtlinienkonforme
Rechtsfortbildung: Rechtsprechung oder
Rechtsbrechung?

13 Fleißner, Lisa: Umgehung des Widerrufsrechts
nach § 11 FAGG durch Sperrung von Kunden-
konten am Beispiel Amazon

17 Reichholf, Walter: Überlegungen zum Günstig-
keitsprinzip gem Art 6 Abs 2 Rom I-VO

" Zeitschrift für Verkehrsrecht
2 | 40 Vogl, Felix Karl: Helmobliegenheiten im Win-

tersport – eine Rundschau
45 Riautschnig, Gerwich: Benützungsentgelt für

Fahrzeuge
47 Mokrejs-Weinhappel, Caroline: Das MinVers-

ValG 2016

" Zeitschrift für Verwaltung
4 | 395 Ennöckl, Daniel: „Nun sag, wie hast du’s mit der

Religion?“ – Die Gretchenfrage im österreichi-
schen Verfassungsrecht

401 Kröll, Thomas: „[W]enn ihm das Ergebnis der
Abstimmung zweifelhaft erscheint“ – Anmer-
kungen zum Erkenntnis des Verfassungsge-
richtshofes vom 8. 3. 2016, G 446/2015

413 Müllner, Josef: Von zulässigen Rechtsmitteln
und strittigen Zuständigkeiten

421 Bertel, Maria: Fremdenpolizei und sachliche
Zuständigkeitsabgrenzung zwischen Bundes-
verwaltungsgericht und Landesverwaltungsge-
richten

" Zeitschrift für Verwaltungsgerichtsbarkeit
7 | 616 Bauer, Joachim: Richter sind Menschen

621 Hinger, Reinhard:Die Medienarbeit der ordent-
lichen Gerichtsbarkeit

622 Resetarits, Peter: Die Justiz und die öffentliche
Meinung – der Einfluss der Medien

624 Strobel-Langpaul, Dagmar: Der Umgang der
Verwaltungsgerichte mit den Medien am Bei-
spiel Bundesverwaltungsgericht

626 Stürzenbecher-Vouk, Olga: Der den Gerichten
beigegebene Sachverstand

629 Thoma, Markus: Der Weg zur richterlichen
Entscheidung

" Zeitschrift für Wirtschafts- und Finanzstraf-
recht

1 | 2 Radasztics, Michael und Volkert Sackmann: Die
Kronzeugenregelung neu (§ 209a StPO)

4 Preuschl, Mathias und Stefan Prochaska: Die no-
vellierte Kronzeugenregelung aus Verteidiger-
sicht

6 Lehner, Andrea: Der subjektive Tatbestand im
Gefüge der Verbandsverantwortlichkeit

12 Radasztics, Michael und Volkert Sackmann: Be-
richtspflichten aus der Sicht der Staatsanwalt-
schaft

18 Glaser, Severin und Robert Kert: Die EU harmo-
nisiert die Vorgaben zur Prozesskostenhilfe

23 Heller, Herwig: Kontenregistereinsicht und
Konteneinschau – Praxisgesichtspunkte aus
Sicht der Finanzverwaltung

25 Fried, Sigrid: Kontenregistereinsicht und Kon-
teneinschau – Praxisgesichtspunkte aus Sicht
des Betroffenen

30 Polivanova-Rosenauer, Tatjana: Ausgewählte
Eckpunkte des automatischen Informationsaus-
tausches

" Zivilrecht aktuell
1 | 5 Berger, Wolfgang: Umsatzsteuer für Vertragser-

richter allgemein und bei Immobilien im Be-
sonderen

9 Meisinger, Alexander: Parteienvereinbarung bei
der Schiedsrichterbestellung
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Für Sie gelesen
" MedienG. Von Natalia Frohner/Albrecht Haller. 6. Auflage, Verlag

Manz, Wien 2016, XVI, 330 Seiten, geb, E 64,–.

Das vorliegende Werk nennt sich zwar
Kurzkommentar und nicht Handbuch,
würde aber letztere Bezeichnung (im Ge-
gensatz zu anderen sich so nennenden Wer-
ken) durchaus verdienen, denn es ist erfreu-
licherweise wirklich handlich und solcherart
ein idealer Begleiter zu medienrechtsbezo-
genen Gerichtsverhandlungen. Inhaltlich
bietet es eine zwar konzise, zugleich aber

fundierte Kommentierung der Bestimmungen des MedG
sowie zudem auch noch einen gut zusammengestellten An-
hang mit Exzerpten aus bezughabenden Gesetzen (bis hin
zu Texten wie dem Ehrenkodex für die österreichische
Presse). Insofern vereint das Buch alles Wissenswerte zum
Thema auf knappem Raum.

Dass dabei aber auch die inhaltliche Auseinandersetzung
mit interessanten Rechtsaspekten nicht zu kurz kommt,
zeigt bspw der Hinweis auf S 2 in Rz 4, dass Art 10 EMRK
eigentlich – im englischen und im französischen Original –
die Äußerungsfreiheit und nicht wie im deutschsprachigen
Text die Freiheit der Meinungsäußerung zum Gegenstand
hat (was freilich nicht unproblematisch ist, weil der deutsche
Text im Verfassungsrang steht, sodass man es – genau ge-
nommen – einmal mit „Freiheit der Meinungsäußerung“
als Verfassungstext und einmal mit „Äußerungsfreiheit“
als Originalkonventionstext zu tun hat).

Ein weiteres interessantes, aber auch kontroverses
Thema verkörpert der bei der Auslegung einer Äußerung
zu ermittelnde sog „Bedeutungsinhalt“, den die Autoren
auf S 22 in Rz 8 ansprechen. Dieser besser als Sinngehalt
oder Bedeutungsgehalt einer Äußerung zu bezeichnende As-
pekt (zumal der „Bedeutungsinhalt einer Äußerung“ ein
pleonastischer Fehlbegriff ist, wie Lendl in MR 2013, 112
FN 7, und ihm folgend Rami in WK-StGB Vor
§§ 111–117 Rz 12 zutreffend hervorgehoben haben) ist
ein Quell von Widersprüchen! So stellt zunächst einmal
der Umstand, dass die Bestimmung des Begriffsinhalts im
Medienrecht und im allgemeinen Strafrecht als Tatfrage ge-
sehen wird (SSt 63/67 = EvBl 2000/57, 230; SSt 2004/33 =
EvBl 2004/196, 852; Korn, MR 2007, 355; Ratz, WK-StPO
§ 281 Rz 404), während sie im Zivilrecht (4 Ob 30/89; 4 Ob
228/14d; ÖBl 1994, 227; RIS-Justiz RS0043640) und offen-
bar auch im Europarecht (C-361/04 P; C-206/04 P; C-16/
06 P) als Rechtsfrage angesehen wird, einen auffallendenWi-
derspruch dar (kritisch dazu bereits Weis, MR 1983 H 3,
A 1, und Presslauer in FS Steininger 92). Kann es denn wirk-
lich vom Rechtsgebiet abhängen, ob etwas Tat- oder
Rechtsfrage ist?

Und wenn man es im Medienrecht schon als Tatfrage se-
hen will, ist es dann wirklich konsequent, mit der Maßfigur

des Medienkonsumenten eine Kunstfigur einzuführen, de-
ren Verständnis nicht imWege einer Beweisaufnahme fest-
gestellt werden kann, sondern bei der auf einen normativen
Beurteilungsmaßstab abgestellt wird? Gewiss, das ist auch
bei der Maßfigur im Fahrlässigkeitsstrafrecht so, aber ist
es konsequent, wenn der Bedeutungsgehalt einer inkrimi-
nierten Äußerung als Tatfrage bezeichnet wird, die unter
den rechtlichen Kriterien des heranzuziehenden Empfänger-
horizonts zu lösen ist (so SSt 2007/60)? Also eine Tatfrage,
die durch eine rechtliche Maßfigur bestimmt wird? Auch
das ist ein immanenter Widerspruch, wenn man einerseits
den Bedeutungsgehalt als Tatfrage definiert und ihn dann
mit einer Rechtsfrage, nämlich der herangezogenen ab-
strakten Maßfigur, verknüpft. Man sieht also, dass das Me-
dienrecht voll schillernder Begriffe ist, die einer Hinterfra-
gung bedürfen!

Gleiches gilt für die Ausstrahlung der Freiheit der Wis-
senschaft nach Art 17 StGG und der Kunst nach Art 17a
StGG auf die Tatbestandsmäßigkeit oder die Rechtswidrig-
keit (S 29 oben). Schon das wirft die rechtsdogmatische
Frage auf, ob denn diese verfassungsrechtlichen Aspekte
nun eine Tatbestandsreduktion unmittelbar auf Tatbe-
standsebene bewirken oder ob sie einen Rechtfertigungs-
grund auf Rechtswidrigkeitsebene darstellen. Doch nicht
nur rechtsdogmatisch, sondern auch inhaltlich sind die
Konturen alles andere als klar: So wären, einigen Auffassun-
gen zufolge, scharfe und aggressive, ja gar polemische An-
griffe auf die Ehre nicht als strafbare Beleidigungen anzuse-
hen, wenn sie nur in Form einer Satire oder Karikatur erfol-
gen, wobei die in Widerstreit geratenen Rechtsgüter der
Kunstfreiheit und der Ehre des Betroffenen in ihrem jeweils
konkreten Gewicht ermittelt und gegeneinander aufgewo-
gen werden müssen (S 28 Rz 3). Aber dies ist eine sehr un-
scharfe Grenzziehung, die – soweit es um strafrechtliche
Delikte (wie etwa Üble Nachrede nach § 111 StGB, Belei-
digung nach § 115 StGB und Kreditschädigung nach
§ 152 StGB) geht –mit dem Bestimmtheitsgebot nach Art 7
EMRK in Konflikt geraten könnte. Und davon abgesehen:
Ist es denn wirklich weniger ehrenrührig oder weniger straf-
würdig, jemanden „satirisch“ zu verspotten als ihn „unsati-
risch“ zu verspotten?

Und wer zieht die Grenze? Denn was der Spottende sei-
nerseits als satirisch amüsant findet, kann für den solcherart
Verspotteten durchaus herabsetzend wirken. Man denke
etwa an den jüngsten Fall zweier bekannter Sänger, die
von einem deutschen Moderator in einer Sendung mit
„Müll“ assoziiert und mit zu verbrennenden Objekten
gleichgesetzt wurden, was – Medienberichten zufolge –

der Sender sodann, in Reaktion auf empörte Proteste, als
„harmlosen, erkennbaren Spaß unseres Moderators“ abtat.
Dadurch sieht man, wie weit die Auffassungen über die
Grenzen der Zulässigkeit differieren können!
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Nicht minder unbestimmt und auslegungsbedürftig sind
auch die in § 2 MedG angesprochenen „Grundsätze des
journalistischen Berufes“. Ob wirklich der vom österreichi-
schen Presserat veröffentlichte Ehrenkodex – trotz seines
unverbindlichen Charakters und der nur von einigen Me-
dien anerkannten Stellung des Presserats – für die Ausle-
gung der erwähnten Grundsätze als (den unbestimmten Ge-
setzesbegriff konkretisierende) Verkehrssitte der beteiligten
Kreise heranzuziehen sei, wie auf S 14 in Rz 4 erwogen, ist
überaus umstritten.

All das zeigt, dass gerade das Medienrecht voll von Abwä-
gungserfordernissen und auslegungsbedürftigen Rechtsbe-
griffen ist. Dabei ist ein Buch wie das gegenständliche eine
wertvolle Hilfe, vermittelt es doch die herrschende Mei-
nung in leicht fassbarerWeise, sodass dem Leser eine rasche
Orientierung ermöglicht wird. Die von den Autoren in ih-
rem Vorwort zur sechsten Auflage (die eigentlich die erste
Auflage der jetzigen Autoren ist, zumal die Vorauflage von
anderen Autoren stammte und es sich bei der nunmehrigen
Auflage um eine nicht bloß aktualisierte, sondern weitge-
hend neu gefasste Kommentierung handelt) geäußerte
Hoffnung, dass sowohl Juristen als auch Journalisten zu die-
sem Kurzkommentar greifen werden, ist somit durchaus be-
rechtigt!

Adrian Eugen Hollaender

" Das Arbeitsrecht – System und Praxiskommentar. Von Wolf-
gang Mazal/Martin E. Risak (Hrsg). Verlag LexisNexis, Wien
2016, Gesamtwerk inkl 27. Lfg in zwei Mappen, Stand Mai
2016, LoBla, E 249,–.

Oft wird in Rezensionen einem Werk be-
sondere Praxistauglichkeit attestiert. Wohl
auch deshalb, da das Anwaltsblatt fast aus-
schließlich von Praktikern gelesen wird, die
Rezensenten ausschließlich Praktiker sind
und daher ein hier rezensiertes Werk primär
an den Anforderungen „der Praxis“ gemes-
sen wird. Dieses Werk ist besonders praxistaug-
lich.

Es gibt Werke, in denen man zu jedem Problem eine Lö-
sung findet. Dieses ist eines dieser raren Werke. Bevor ich
diese Rezension verfasst habe, habe ich Das Arbeitsrecht ein-
fach neben meinen Schreibtisch gelegt und seitdem bei je-
der arbeitsrechtlichen Fragestellung in der anwaltlichen Ar-
beit zu Rate gezogen und stets rasch und zuverlässig eine
prägnante Antwort gefunden.

Zum Aufbau der Loseblattsammlung kann – wie bei allen
Loseblattwerken aus dem Verlag LexisNexis – auf die prak-
tische Handhabung und die stabile und hochwertige Aus-
führung hingewiesen werden. Die einzelnen Kapitel werden
in kleinen, in der Loseblattmappe geordneten Heftchen ge-
liefert, die sich gut auf den Tisch legen oder zu einer Be-
sprechung oder Verhandlung mitnehmen lassen. Darüber

hinaus stellen die enthaltenen Checklisten und Muster eine
hilfreiche Unterstützung dar.

Einzugehen ist schließlich noch auf den Umstand, dass
von den – sowohl aus der Wissenschaft als auch der Praxis,
insb der Anwaltschaft und der Interessenvertretungen kom-
menden – Autoren im Zuge der 27. Lieferung eine umfang-
reiche Überarbeitung der Mehrzahl der Kapitel erfolgt ist
und insb folgende wesentliche Neuerungen berücksichtigt
wurden: Einführung der Familienzeit („Papa-Monat“), ge-
setzliche Änderungen im Arbeitszeitrecht, Rsp zur zwingen-
den Wirkung von Kollektivverträgen, zu diskriminierungs-
freier Sanierung von Entgeltsystemen, zur Kündigung be-
fristeter Arbeitsverträge, zur Kündigung per WhatsApp,
Gesetzesänderungen bei Konventionalstrafen, Ausbil-
dungskostenrückersatz und Konkurrenzklausel.

Florian Leitinger

" EUV/AEUV mit Europäischer Grundrechtscharta. Das Verfas-
sungsrecht der Europäischen Union mit Europäischer Grund-
rechtecharta. Von Christian Calliess/Matthias Ruffert (Hrsg).
Kommentar, 5. Auflage, Verlag C.H. Beck, München 2016, LXX,
3.140 Seiten, geb, E 276,60.

Nunmehr ist die 5. Auflage des anerkannten
und oft verwendeten Kommentars von
Calliess/Ruffert erschienen. Das Europarecht
durchdringt heute jeden Aspekt des Rechtes,
angefangen vom Wirtschaftsrecht, Umwelt-
recht, Konsumentenschutz bis hin zu Fragen
des Steuer- und Strafrechtes. Grundlage des
europäischen Gemeinschaftsrechtes ist der
AEUV, der EUV sowie die Europäische

Grundrechtecharta. In knapp 3.140 Seiten sind diese
Grundlagen des europäischen Gemeinschaftsrechtes aus-
führlich mit Literatur und Judikatur dargestellt.

Nach der Volksabstimmung über den BREXIT stellt sich
für jeden Rechtsanwender und Rechtsinteressierten die
Frage, wie es mit dem Vereinigten Königreich im Zuge
bzw nach einem Austrittsverfahren weitergeht, da dies
rechtlich einerseits eine Neuerung darstellt, andererseits
auch wirtschaftlich, persönlich durch einen allfälligen Ver-
lust der Grundfreiheiten und der gemeinsamen rechtlichen
Basis erhebliche Auswirkungen hat. Dieses Verfahren ist in
Art 50 EUV geregelt. Calliess beschreibt auf mehreren Sei-
ten das Prozedere und führt eine dogmatische Bewertung
durch.

Für die wirtschaftlichen und politischen Veränderungen
im Umfeld der Europäischen Union und den damit verbun-
denen Tendenzen zu Renationalisierungen ist die Kom-
mentierung zu Art 114 AEUV lesenswert. Anhand dieser
Kommentierungen sind auch Verfahren bzw Beratungen
abschätzbar, ob nationale Maßnahmen dem primären euro-
päischen Gemeinschaftsrecht widersprechen können. Es ist
jedoch dabei, wie an Hand der Judikatur des EuGH darge-
stellt, immer im Zweifel zu Gunsten der EU zu entscheiden.
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Nicht zu vergessen ist die ausführliche Kommentierung
der Europäischen Grundrechtecharta, welche einen immer
größeren Stellenwert im System des europäischen Gemein-
schaftsrechtes einnimmt.

Calliess/Ruffert bleibt und ist ein unverzichtbarer Bestand-
teil der wohlbestückten Bibliothek des Europarechtes.

Der Rezensent möchte zum Abschluss noch einige Anre-
gungen hinsichtlich einer allfälligen 6. Auflage anbringen.
Das einbändige Werk ist mit 3.200 Seiten schon an der
Grenze der Handhabbarkeit. Falls eine Erweiterung geplant
sein sollte, würde er sich wünschen, dass das Werk in zwei
Bände geteilt wird, um die Handhabung zu erleichtern; eine
allfällige Ausgabe als E-Book würde den Lesern auch helfen.

Wolf-Georg Schärf

" EUV AEUV Kommentar. Von Heinz Mayer/Karl Stöger (Hrsg).
6. Auflage, Verlag Manz, Wien 2016, XXXII, 4.440 Seiten,
Kpl 85–189. Lfg. + Titelei + 5 Mappen, Kommentar in Faszikeln,
E 348,–.

Am 3. 6. 2016 wurde – nach acht Jahren und
über 100 Lieferungen – die Fertigstellung
des Kommentars zum EUV und zum AEUV
imHaus der Europäischen Union mit einem
Festvortrag der ehemaligen Justizministerin
und nunmehrigen EuGH-Richterin Maria
Berger gefeiert.

Das vorliegende Ergebnis (mit dessen
Veröffentlichung sich Heinz Mayer, vormals

Verfassungsrechtsprofessor und Dekan der Universität
Wien sowie nunmehr Mitarbeiter der Rechtsanwaltskanzlei
Lansky, Ganzger und Partner, als Herausgeber des Werks
verabschiedet und es fürderhin zur Gänze in die Hände
von Stöger und Jaeger legt, die es künftig weiterbetreuen
werden) ist von Umfang und Qualität beeindruckend. Es
wird der Zielsetzung, als österreichischer und europäischer
Kommentar zu dienen, vollends gerecht und verkörpert,
auch auf internationaler Ebene, einen der fundiertesten
fachliterarischen Großbeiträge zum Europarecht.

Hervorzuheben sind die Ausführungen von Schima zum
sog Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung (Art 5
Abs 2 EUV), das die Verbandskompetenz der EU begrenzt.
Voraussetzung für ein Tätigwerden der EU ist demnach,
dass die Mitgliedstaaten in den Verträgen zur Verwirkli-
chung der darin festgehaltenen Ziele entsprechende Zu-
ständigkeiten an sie übertragen haben, während alle der
Union nicht in den Verträgen übertragenen Zuständigkei-
ten bei den Mitgliedstaaten verbleiben (Rz 11). Dieses
grundlegende Prinzip, dessen deutsche Bezeichnung weit
weniger passend ist als etwa die englische („principle of con-
ferral of powers“) stellt klar, dass die einzelnen Staaten die
Herren (oder Herrinnen) der Verträge sind, sowie dass
das Vorliegen eines Ziels der Union nicht für deren Tätig-
werden genügt, denn dazu bedarf es einer konkreten Befug-
niserteilung durch die Mitgliedstaaten. Dementsprechend ist

auch die Wahl der richtigen Rechtsgrundlage häufig Ge-
genstand der Rechtmäßigkeitskontrolle von Handlungen
der Unionsorgane durch den EuGH, um die Grenzen der
Zuständigkeit der Union insgesamt, aber auch der Zustän-
digkeiten ihrer Organe zu wahren (Rz 14). Dieser Grund-
satz stellt zusammen mit dem Subsidiaritätsprinzip eine
der wichtigsten Basisnormen dar!

Und gleichsam das Pendant zur nunmehr positivrechtlich
verankerten, jedoch auch bereits völkerrechtlich und staats-
theoretisch ableitbaren Erkenntnis, dass die Einzelstaaten
der EU ihre „powers“ übertragen haben und diese nur auf-
grund solcher Befugnisübertragungen tätig werden kann
und darf, stellt nunmehr die Regelung in Art 50 EUV dar,
dass jederMitgliedstaat im Einklang mit seinen verfassungs-
rechtlichen Vorschriften beschließen kann, aus der Union
auszutreten. Diesen – wie man derzeit am Beispiel Großbri-
tannien sieht – hochaktuellen Artikel kommentiert
Budischowsky sehr fachkundig und zeigt dabei auch den zu-
vor herrschenden Meinungsstreit auf: So verneinten einige
Literaturstimmen (Budischowsky adelt sie in Rz 1 sogar zur
früher angeblich herrschenden Lehre) ein Austrittsrecht,
weil die Verträge auf unbestimmte Zeit abgeschlossen seien.
Ein irriges Argument, denn das Völkerrecht kennt keine
ewigen Verträge, und die Staaten haben immer das Recht,
durch einen actus contrarius wieder auszutreten, so wie sie
zuvor eintraten, denn die Mitgliedschaft in der EU verkör-
pert rechtlich betrachtet eine vertragliche Selbstbindung,
die – gleich ob mit oder ohne Befristung – umkehrbar ist.
Nunmehr ist das Recht zum Austritt auch positivrechtlich
verankert, zumal die Mitgliedstaaten selbst den Anschein
von Staatlichkeit der Union oder gar den Eindruck eines
unwiderruflichen Staatenbundes iS eines „Völkergefängnis-
ses“ vermeiden und das Argument des dauerhaften Souverä-
nitätsverlusts entkräften wollten (Rz 8).

Die in Rz 9 zitierte fachliterarische Einschätzung von
Terhechte, dass der in Art 50 EUV geregelte Austritt aus
der EU ein primär symbolisches Instrument sei, „dessen
praktische Relevanz gegen null tendieren wird“, oder gar
jene vonHuber, dass „angesichts der ungebrochenen Attrak-
tivität der EU“ ein Austritt „vermutlich ohnehin eine rein
theoretische Option bleiben“ werde, hat sich bereits am
Beispiel Großbritannien der Sache nach (auch wenn der
Austritt bisher nur beschlossen, aber nicht vollzogen wurde)
widerlegt. Ein Austritt schließt aber freilich nicht aus, dass
der sog „acquis de l’Union“ etwa durch ein Austrittsabkom-
men gem Art 50 Abs 2 EUV oder ein Assoziierungsabkom-
men gem Art 218 Abs 8/2 AEUV für den austretenden Staat
weiterhin relevant bleiben kann (Rz 10 letzter Abs).

Noch weniger zu teilen als die vorzitierten fachliterari-
schen Prognosen ist aber die ebenfalls fachliterarische, näm-
lich von Gold und Haratsch (zitiert in Rz 18) vertretene Auf-
fassung, dass austretende Staaten zum Abschluss eines Aus-
trittsabkommens verpflichtet seien (und überdies, laut
Gussone, zur Nennung von Austrittsgründen und zur Inan-
spruchnahme von Schlichtungen verpflichtet seien). Diese
Auffassungen widersprechen dem klaren Wortlaut des
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Art 50 EUV, nach dem der Austritt ein einseitiges Recht dar-
stellt. Bedingungen, die der austrittswillige Staat erfüllen
müsste, um dieses Recht in Anspruch zu nehmen, lassen sich
aus dem eindeutigenWortlaut der zitierten Norm nicht ab-
leiten und negieren letztlich die Rolle der Mitgliedstaaten
als Herren der Verträge, wie Budischowsky sehr treffend in
Rz 18 ausführt. Damit schließt sich, nach Auffassung des
Rezensenten, der Kreis zum eingangs besprochenen „prin-
ciple of conferral of powers“ gem Art 5 Abs 2 EUV und
wird die oftmals kontrovers diskutierte Staatlichkeitstheorie
der EU ins adäquate Licht gerückt, weshalb gerade diesem –

hier exemplarisch herausgegriffenen – Aspekt fundamentale
Bedeutung für die EU insgesamt zukommt.

Sohin muss die gegenständliche Rezension, trotz oder ge-
rade wegen der Fülle des im rezensierten Werk gebotenen
Materials, hier innehalten, denn mehr würde den zur Verfü-
gung stehenden Raum sprengen. Es sei aber der abschlie-
ßende Hinweis gestattet, dass auch zahlreiche andere in
dem Werk behandelte Themen von gleichfalls höchstem
Interesse sind und es nicht nur konkrete Vorschriften kom-
petent erläutert, sondern auch tiefschürfende und grund-
sätzlich bedeutsame Erwägungen zum Europarecht enthält,
die es für Rechtsanwender ebenso wie für Rechtsforscher
empfehlenswert machen.

Adrian Eugen Hollaender

" Gemeinnützigkeitsrecht NEU. Von Astrid Deixler-Hübner/Chris-
toph Grabenwarter/Martin Schauer (Hrsg). 1. Auflage, Verlag Le-
xisNexis, Wien 2016, 208 Seiten, br, E 42,–.

Die Herausgeber Univ.-Prof. Dr. Astrid
Deixler-Hübner (JKU Linz), Univ.-Prof.
DDr. Christoph Grabenwarter (WU Wien
und VfGH) und Univ.-Prof. Dr. Martin
Schauer (Universität Wien), allesamt be-
kannte Verfasser zahlreicher renommierter
Publikationen, haben gemeinsam mit sechs
anderen namhaften Autoren die Erlassung
des Gemeinnützigkeitsgesetzes 2015 (GG

2015) zum Anlass genommen, um sich unter dem Titel
„Gemeinnützigkeitsrecht NEU“ detailliert mit der im Zuge
dessen erfolgten Neufassung des Bundes-Stiftungs- und
Fondsgesetz 2015, kurz BStFG 2015, und den damit einher-
gehenden steuer- bzw gebührenrechtlichen Novellierungen
auseinanderzusetzen. Im Jahr 2013 gründeten die drei vor-
stehend genannten Herausgeber die Österreichische Ge-
sellschaft für Familien- und Vermögensrecht, die bereits
eine Tagung zum neuen Gemeinnützigkeitsgesetz 2015
veranstaltete. Die im gegenständlichen Werk enthaltenen
Beiträge der Autoren basieren auf den Vorträgen anlässlich
jener Tagung.

Bereits im Vorwort sprechen die Herausgeber von einer
Wiederbelebung der gemeinnützigen und mildtätigen Stif-
tung durch das am 9. 12. 2015 beschlossene und mit

1. 1. 2016 in Kraft getretene Gemeinnützigkeitsgesetz
2015. Tatsächlich entspricht es der Intention des Staats
und der Politik, mit jener Novelle die Forcierung der Spen-
den- und Freiwilligentätigkeit zu erreichen. Neben der be-
reits in der Vergangenheit eingeführten Ausweitung der
Spendenabsetzbarkeit, die zum Anstieg der Spendenhöhe
an sich führte, stellt die Erlassung des GG 2015 ein weiteres
Bekenntnis zur Unterstützung der Vermögensverwendung
zu gemeinnützigen bzw mildtätigen Zwecken dar, da jener
Gesetzeserlass nicht nur eine grundlegende Reform des
BStFG durch das BStFG 2015 und die damit angestrebten
Gründungserleichterungen, sondern ua auch den Entfall
der Immobilienerwerbsteuer, der Eintragungsgebühr sowie
der Stiftungseingangssteuer iZm einer Übertragung an ei-
nen gemeinnützigen Träger beinhaltet.

Die Monografie „Gemeinnützigkeitsrecht NEU“ in
1. Auflage stellt nicht nur die Änderungen durch das BStFG
2015 gegenüber dem BStFG aF anschaulich dar, sondern
weist auch eindrucksvoll auf die nunmehr in Geltung be-
findlichen Neuerungen wie bspw ein verpflichtendes Min-
destvermögen für Stiftungen und Fonds, ein verpflichtender
Sitz derselben im Inland, die Angleichung des Gemeinnüt-
zigkeitsbegriffs des BStFG 2015 an jenen der BAO, den
nunmehr erheblich erweiterten Gestaltungsspielraum des
Gründers sowie dergleichen mehr hin. Schon allein die aus-
führliche und kritische Behandlung der obligatorischen und
fakultativen Bestandteile der Gründungserklärung einer
Stiftung bzw eines Fonds zeichnet das gegenständliche
Werk als heranzuziehenden Leitfaden für den Rechtsan-
wender im (Rechts-)Alltag aus.

Die Autoren widmen sich im Rahmen der gesammelten
Beiträge auch dem Bereich der Organisation und Gover-
nance von Stiftungen und Fonds, der Gründung sowie der
Beendigung bzw Auflösung derselben, der Abgrenzung
zur Privatstiftung nach PSG, der Stiftungsaufsicht im Ver-
gleich zum PSG und VereinsG sowie der Rolle der Gerichte
im Falle von Stiftungskonflikten. Hervorzuheben ist weiters
der Beitrag zum Thema „Schutz vor Vermögenszugriff“,
welcher sein Hauptaugenmerk auf den Schutz von Vermö-
gen vor dem Zugriff von (Ex-)Ehegatten und Pflichtteilsbe-
rechtigten durch das Rechtsinstitut der Privatstiftung sowie
der gemeinnützigen Stiftung im Vergleich richtet. Komple-
mentiert wird das gesamte Werk durch einen ausführlichen
Beitrag zu den steuerrechtlichen Konsequenzen des GG
2015, sodass man auch in diesem Bereich einen aussagekräf-
tigen Überblick über die abgabenrechtlichen Folgen der
Novelle erhält. DieMonografie beleuchtet in ihrer Gesamt-
heit nicht nur die durch die Gesetzesnovelle überwiegend
gelungene Stärkung der Leitung und Kontrolle von Stiftun-
gen bzw Fonds durch deren Binnenorganisation, sondern
widmet sich auch mehrfach den – trotz Novellierung – ver-
bleibenden Rechtsunsicherheiten, Zweifelsfällen und Ausle-
gungsschwierigkeiten des GG 2015.

Erwähnenswert sind auch die auf rund 40 Seiten im
Nachgang an die Beiträge der Autoren abgedruckten ein-
schlägigen Materialien, bestehend aus dem Bundesgesetz-
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blatt betreffend Gemeinnützigkeitsgesetz 2015 (BGBl I
2015/160), den Erläuterungen hierzu sowie dem Bericht
des Ausschusses für Wirtschaft und Industrie zur Regie-
rungsvorlage des GG 2015, welche ein Zeugnis der fundier-
ten Arbeitsweise der Autoren darstellen und dem Leser die
einfache und eigenständige Vertiefung in den für diesen be-
sonders relevanten Bereichen der Novelle ermöglichen.

Im Ergebnis stellt das Werk eine übersichtliche Samm-
lung der mit der Erlassung des GG 2015 einhergehenden
Änderungen im Stiftungs- und Fondswesen dar und ist da-
her all jenen, die sich einen Überblick über die einschlägi-
gen Neuerungen verschaffen wollen, und auch all jenen,
welche mit der Gestaltung und Gründung einer Stiftung
oder eines Fonds nach dem BStFG 2015 befasst sind, zu
empfehlen.

Silke Santner

" VersVG Versicherungsvertragsgesetz. Von Attila Fenyves/Martin
Schauer (Hrsg). Verlag Österreich, Wien 2016, 2.314 Seiten, LoBla,
Gesamtwerk inkl 3. Lieferung E 569,–, im Abo E 449,–.

Das 2014 erschienene Grundwerk (zwei
Mappen mit den Faszikeln der 1. und 2. Lie-
ferung) wurde nunmehr durch die umfas-
sende Kommentierung der Unfall- und
Schadensversicherung im Zuge der 3. Liefe-
rung ergänzt und (fast) komplettiert. Der
Mitherausgeber, Univ.-Prof. Dr. Martin
Schauer, hat die Schadensversicherung, die
§§ 49 bis 60, kommentiert. Dankenswerter-

weise hat er ausführliche Vorbemerkungen zu den §§ 49 bis
68a und damit die dogmatischen Grundlagen in Auseinan-
dersetzung mit Judikatur und Lehre seinem Kommentarteil
vorangestellt. Univ.-Prof. Dr. Stefan Perner kommentiert
die Unfallversicherung. Der interessierten Kollegenschaft
ist zweifellos bekannt, dass beide Kommentatoren, sowohl
Stefan Perner als auch Martin Schauer, seit Jahren bzw Jahr-
zehnten einen Forschungs- und Tätigkeitsschwerpunkt im
Bereich des Versicherungsvertragsrechts aufweisen. Sowohl
die Schadensversicherung (mit ihrem historischen Kern:
Feuer-, Hagel-, Tier-, Transport- und Haftpflichtversiche-
rung) als auch die Unfallversicherung (Invaliditätsleistung,
Leistung bei Todesfall, Tag- und Spitalgeld und Unfallkos-
ten) tragen für Versicherungsnehmer existentielle Risken
im vereinbarten Umfang und gehören damit zu den wich-
tigsten Versicherungssparten unserer „modernen“ Gesell-
schaft, die ohne „Risikotragung“ bzw Gefahrenübernahme
durch den Versicherer geradezu undenkbar ist. Wer sich
mit versicherungsrechtlichen Problemfällen (insb vor Ge-
richt) auseinandersetzt, erkennt bald, dass er einen umfas-
senden und aktuellen Arbeitsbehelf benötigt und Kurzkom-
mentare oder Entscheidungssammlungen, so wichtig diese
auch sein mögen, oftmals nicht ausreichen. Durch den nun-
mehr von Martin Schauer und Stefan Perner (fast) gänzlich

vervollständigten „Groß-Kommentar“ liegt ein wissen-
schaftlich fundierter und praxistauglicher Arbeitsbehelf
vor, welcher zu allen Fragen des Versicherungsvertrags-
rechtes profunde Antworten gibt.

Erich René Karauscheck

" Rechtsformgestaltung für Klein- und Mittelbetriebe. Von Petra
Hübner-Schwarzinger/Sabine Kanduth-Kristen (Hrsg). 2. Auflage,
Linde Verlag, Wien 2016, 550 Seiten, geb, E 98,–.

Die mittlerweile an der Universität
Klagenfurt tätige Universitätsprofessorin
Kanduth- Kristen, die der Finanzwelt noch
aus ihrer Funktion imKabinett eines ehema-
ligen Bundesministers für Finanzen bekannt
ist, hat gemeinsam mit der Wiener Steuer-
beraterin Hübner-Schwarzinger ein nunmehr
schon in 2. Auflage erschienenes Buch zur
optimalen Rechtsformgestaltung für Klein-

und Mittelbetriebe herausgegeben.
Darin werden von einem interdisziplinär aus Juristen und

Steuerberatern zusammengestellten Autorenteamwesentliche
Themen, wie etwa die Kriterien zur Rechtsformwahl (S 1ff,
Autorinnen: Kanduth-Kristen und Hübner-Schwarzinger) oder
ausgewählte Aspekte der Unternehmensgründung (S 11ff,
Autor: Arnold), der laufenden Unternehmensführung (S 71ff,
Autor: Wiedenbauer), des Sozialversicherungsrechts (S 58ff,
Autor: Freudhofmeier), der Unternehmensveräußerung
(S 179ff, Autor: Wiedenbauer) und des Rechtsformwechsels
(S 246ff, Autor:Konezny) bis hin zumBilanzrecht (S 341ff, Au-
tor: Herbst) behandelt.

Besonders hervorhebenswert ist der im Kapitel zu den
Kriterien für die Rechtsformwahl bzw in dessen Unterkapi-
tel zu den Grenzen der Rechtsformgestaltung dargelegte
Grundsatz, dass die Missbrauchsbestimmungen des § 22
BAO nicht die von der Rechtsordnung garantierte Gestal-
tungs- und Vertragsfreiheit im Abgabenrecht beeinträchti-
gen, auch wenn der gewählte Weg ausschließlich zum
Zweck der Abgabenersparnis eingeschlagen wurde, denn
„die Möglichkeit günstiger steuerlicher Gestaltung entspricht ei-
nem von der Rechtsordnung anerkannten und berechtigten Inte-
resse“ (S 5, letzter Absatz, unter Berufung auf Stoll, BAO-
Kommentar 52) – ein wichtiger Gesichtspunkt, dem mitun-
ter nicht genügend Beachtung gezollt wird!

Hervorragend ist auch die im Rahmen des Kapitels der lau-
fenden Unternehmensführung zu Vergleichszwecken zwi-
schen einem Einzelunternehmen und einer GmbH erstellte
Tabelle (S 159), die deutlich vor Augen führt, dass die Ge-
samtbelastung fast gleich ist, solange nicht bestimmte Grö-
ßenordnungsgrenzen überschritten werden (S 160). Auf diese
Weise kann sich der Leser konkret mit den Vor- und Nach-
teilen im Vergleich der Rechtsformen auseinandersetzen.

Positiv hervorzuheben ist weiters in formaler Hinsicht,
dass das Buch mit einem umfangreichen Literaturverzeich-
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nis (S XXXI ff) und einem sorgfältig erstellten Abkürzungs-
verzeichnis (S XXV ff) ausgestattet ist. Überdies weist es
dank seines Formats und des festen Buchdeckels benutzer-
freundliche Handlichkeit auf.

Für künftige Auflagen des Werks wäre es aus Lesersicht
erfreulich, wenn auch die Rechtsformen der (seit 1985 be-
stehenden) Europäischen wirtschaftlichen Interessenvereini-
gung, der (seit 2001 bestehenden) Societas Europea und der
(seit 2003 bestehenden) Societas Cooperativa Europea als
durch das Europarecht geschaffene supranationale und sol-
cherart in der gesamten EU anwendbare Rechtsformen so-
wie auch die Rechtsform der private limited company als zwar
nach britischem Recht zu gründende, aber (zumindest so-
lange GB bei der EU ist) auch in Österreich imWege einer
nach der Rsp des EuGH in Österreich anzuerkennenden
Zweigniederlassung nutzbar zu machende Gesellschafts-
form (vgl Rieder/Huemer, Gesellschaftsrecht3 42) behandelt
und deren jeweilige Vor- und Nachteile im Hinblick auf
die potenzielle Eignung im Rahmen der Rechtsformgestal-
tungsmöglichkeiten dargestellt würden.

Adrian Eugen Hollaender

" Handbuch für den Aufsichtsrat. Von Susanne Kalss/Peter Kunz
(Hrsg). 2. überarbeitete und erweiterte Auflage, Facultas Verlag,
Wien 2016, 1.742 Seiten, E 278,–.

Nunmehr ist die zweite Auflage des Hand-
buchs für den Aufsichtsrat erschienen, he-
rausgegeben von Univ.-Prof. Susanne Kalss
und Dr. Peter Kunz, Rechtsanwalt. Zur ers-
ten Auflage sind fast 500 Seiten hinzuge-
kommen, gerade die Entwicklung der letz-
ten Jahre zeigt sehr deutlich die Zunahme
der Fälle. Die Autoren sind hauptsächlich
Praktiker, sodass für den Leser ein erhebli-

cher Nutzen gegeben ist. Das Buch ist in 53 Kapitel geglie-
dert, zusammengefasst in Oberkapitel.

Im Oberkapitel „Mitglieder und Zusammensetzung“ sind
von besonderem Interesse „Der Rechtsanwalt als Aufsichts-
rat“, „Qualifikationsanforderungen der AR-Mitglieder“ so-
wie der oft vernachlässigte Bereich der „Arbeitnehmerver-
treter“. In über 300 Seiten sind die Aufgaben des „Aufsichts-
rats“ dargestellt. Neben den Fragen von Beratungsverträ-
gen und sonstigen Organgeschäften sind vor allem für
Rechtsanwälte, die sowohl Mitglied des Aufsichtsrats sind
als auch die Gesellschaft in ihrer Funktion als Rechtsanwalt
beraten, die Ausführungen von erheblicher Bedeutung. Vor
Abschluss solcher Verträge bzw vor der Annahme der Wahl
in den Aufsichtsrat sind die entsprechenden Überlegungen
vorab zu treffen, um zu vermeiden, dass später Interessen-
bzw Honorarkonflikte entstehen können. Dieses Kapitel
ist mit Literatur- und Judikaturnachweisen informativ ge-
schrieben. Neben dem Bereich der Bestellung und der Be-
gründung sowie der Beendigung von Vorstandsbestellun-

gen ist auch die Frage des strategischen Managements und
der Investitionsentscheidung durch den Aufsichtsrat klar
strukturiert dargestellt. Im Oberkapitel „Handlungsinstru-
mente“ sind kurz zusammengefasst die verschiedenen
Handlungsmöglichkeiten vorzufinden.

Der Aufsichtsratsvorsitz sowie Sonderkonstellationen
aufgrund von Sondergesetzen und besonderen Situationen
für die Gesellschaft (zB Insolvenz) runden das zweite Drittel
des Werks ab.

Das letzte Drittel befasst sich mit den Aufsichtsorganen
in verschiedenen Rechtsträgern, der Aufsichtsratsvergütung
sowie der Verantwortlichkeit. Schauer gibt in einer ausführ-
lichen Darstellung die Rechtsgrundlagen und Leitlinien vor
und legt in einer ausführlichen Darstellung die Rechts-
grundlagen der Haftung als Mitglied des Aufsichtsrats dar.
Von besonderem Interesse ist, dass er sich auch mit der
Business Judgement Rule auseinandersetzt, welche durch
die Gesellschaftsrechtsnovelle BGBl I 2015/112 auch in Ös-
terreich eingeführt worden ist. Er verweist ausdrücklich da-
rauf, dass nach Einführung dieser Bestimmung aller Wahr-
scheinlichkeit nach nicht mehr eine inhaltliche, sondern
eine prozessuale Prüfung der Entscheidungsfindung vorge-
nommen wird.

Weiters wird ausführlich dargestellt, dass die Überprü-
fung der Pflichten des Organs Aufsichtsrat nicht mehr auf
die Muttergesellschaft sich erstrecken, sondern auch auf all-
fällige Töchter. Die daraus resultierenden Schwierigkeiten
und Verpflichtungen sind ausführlich dargestellt.

Kerth/Komenda geben eine sehr gute Darstellung der
strafrechtlichen Risken für den Aufsichtsrat. Da in der heu-
tigen Zeit Sachverhalte nicht nur zivilrechtlich, sondern
auch verstärkt strafrechtlich einer Prüfung unterzogen wer-
den, hat dieses Kapitel für den Rechtsanwender einen sehr
hohen Informationsgehalt. Es wird nach Ansicht des Rezen-
senten dem Problem der Stellung des Aufsichtsrats nicht ge-
nug Augenmerk geschenkt; es muss nämlich immer eine
strafrechtliche Verantwortung unter dem Gesichtspunkt
betrachtet werden, dass der Aufsichtsrat nicht ein Parallel-
vorstand oder ein Übervorstand ist, sondern eine Überwa-
chungs- und in einem eingeschränkten Rahmen auch eine
Zustimmungspflicht neben einem Vertretungsrecht hat.

Wer sich mit Fragen des Aufsichtsratsrechts beschäftigt,
ist verpflichtet, dieses Werk zur Hand zu nehmen.

Wolf-Georg Schärf
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" Gerichtsgebühren. Von Maria Wais/Dietmar Dokalik (Hrsg).
12. Auflage, Verlag Manz, Wien 2016, XXII, 584 Seiten, geb,
E 145,–.

Mitte des Jahres 2016 ist die 12. Auflage des
34. Bandes – Die Gerichtsgebühren – aus der
Reihe der Manz’schen Großen Gesetzesaus-
gabe erschienen. Seit der Vorauflage des
Bandes haben wieder umfassende Änderun-
gen im Gerichtsgebührenrecht das Heraus-
bringen einer Neuauflage notwendig ge-
macht. Die Autoren Dr. Maria Wais und
Dr. Dietmar Dokalik haben sich hierzu aller-

dings nicht nur auf die Einarbeitung der neuen Gesetzes-
lage, einschließlich der damit in Zusammenhang stehenden
Literatur, beschränkt, sondern haben überdies die nunmehr
zweijährige Erfahrung mit der Rsp des Bundesverwaltungs-
gerichts miteinfließen lassen.

Als gerichtsgebührenrechtliche Quellen wurden das Ge-
richtsgebührengesetz, das Gerichtliche Einbringungsge-
setz, das Vollzugsgebührengesetz sowie sonstige Gebühren-
befreiungsvorschriften und Gebührenvorschriften außer-
halb des Gerichtsgebührengesetzes behandelt. Neuerungen
ergeben sich insb aufgrund der Gerichtsgebühren-Novelle
2014 (mit bemerkenswerten Senkungen der Gerichtsgebüh-
ren gerade im Außerstreitverfahren), dem Erbrechts-Ände-
rungsgesetz 2015, der Gerichtsgebühren-Novelle 2015 und
dem Gemeinnützigkeitsgesetz 2015.

Der Aufbau des Buches folgt der gängigen Form, an-
schließend an Vorwort, Inhalts- und Abkürzungsverzeichnis
wird mit der Erörterung der einzelnen Normen begonnen.

Das Buch ist grundsätzlich thematisch in fünf Teile un-
terteilt, in welchen sich jeweils die dazu passenden rechtli-
chen Quellen wiederfinden. Die Behandlung der einzelnen
Paragraphen erfolgt in einer durchgängigen und angeneh-
men Form, wodurch die Handhabung wesentlich erleichtert
wird.

Den Kopf bildet derWortlaut des zu behandelnden Para-
graphen, gefolgt von den Literaturhinweisen, und unmittel-
bar darunter finden sich – unter beispielhafter Heranzie-
hung des § 15 GGG – „Bemerkungen zu § 15 GGG“, wel-
che die eigentliche persönliche Kommentierung der Auto-
ren beinhalten. Die Behandlung des § 15 GGG setzt sich

dann mit der Entscheidungssammlung, also E 1, E 2 etc,
fort. Zum Abschluss wird hier noch auf den früheren § 14
GJGebGes 1962 eingegangen, wobei solch ein historischer
Vergleich nicht bei jedem Paragraphen miteingebunden
wird.

Der vorliegende Kommentar ist in der gewohnt über-
sichtlichen und komprimierten Form mit der bis
1. 4. 2016 aktualisierten Judikatur ein Standardwerk zu
den Gerichtsgebühren, welches weder in der Bibliothek
von Rechtsanwälten noch von Gerichten fehlen darf.

Jakob Hütthaler-Brandauer

" Internationales Privat- und Verfahrensrecht. Von Thomas
Thiede/Bernhard A. Koch/Helmut Ortner (Hrsg). 4. Auflage, Jan
Sramek Verlag, Wien 2016, 298 Seiten, br, E 22,50.

Das vorliegende, bereits in der vierten Auf-
lage erschienene Werk ist eine Gesetzes-
sammlung im Bereich des internationalen
Privat- und Verfahrensrechts. Es bietet eine
Zusammenstellung verschiedenster Kolli-
sionsnormen, einschlägiger EU-Verord-
nungen, des UN-Kaufrechts und des
Schiedsrechts, dies jeweils in deutscher und
englischer Fassung. Die Herausgeber stellen

somit dem Nutzer eine bisher nicht angebotene Sammlung
von Rechtsquellen zur Verfügung.

Als Texte sind aufeinanderfolgend abgebildet – das
IPRG, die Rom-III-VO, die EU-UnterhaltsVO, das HUP
2007, die EuErbVO, das HTÜ, die Rom-I-VO und Rom-
II-VO, das StVÜ, die Brüssel-1a-VO, die ICC-SchiedsO
und das UNKR.

Das Buch bietet aufgrund der gelungenen Zusammen-
stellung und auch Übersichtlichkeit sowie des Umstands,
dass alle Texte in zwei Sprachfassungen vorliegen, einen
handlichen und praxisorientierten Umgang. Es ist ein wert-
voller Behelf beim zweisprachigen Arbeiten oder Überset-
zen einschlägiger Texte. Sowohl für Studierende als auch
für Praktiker stellt das Werk eine willkommene Arbeitser-
leichterung dar.

Georg Schoenberger



Österreichisches Anwaltsblatt 2017/04270

Indexzahlen

Indexzahlen 2017: Jänner Februar
Berechnet von Statistik Austria
Index der Verbraucherpreise 2016 (1 2015 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 101,8 102,1*)
Großhandelsindex 2016 (1 2015 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 101,6 101,9*)

Verkettete Vergleichsziffern
Index der Verbraucherpreise 2010 (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 112,7 113,0*)
Index der Verbraucherpreise 2005 (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 123,4 123,7*)
Index der Verbraucherpreise 2000 (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 136,4 136,8*)
Index der Verbraucherpreise 96 (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 143,5 144,0*)
Index der Verbraucherpreise 86 (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 187,7 188,3*)
Index der Verbraucherpreise 76 (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 291,8 292,6*)
Index der Verbraucherpreise 66 (1 1966 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 512,1 513,6*)
Verbraucherpreisindex I (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 652,1 654,4*)
Verbraucherpreisindex II (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 654,6 656,5*)
Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5732,7 5749,6*)
Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4940,7 4955,2*)
Großhandelsindex (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 105,3 105,6*)
Großhandelsindex (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 116,6 117,0*)
Großhandelsindex (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 128,4 128,8*)
Großhandelsindex (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 132,3 132,7*)
Großhandelsindex (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 138,0 138,4*)
Großhandelsindex (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 183,7 184,2*)
Großhandelsindex (1 1964 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 305,8 306,7*)
Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2983,0 2991,8*)

*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr

Ich/Wir bestelle(n) in (der) folgenden Ausgabe(n) des
„Österreichischen Anwaltsblatts“
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Substitutionen

Wien

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Jus-
tizzentrum), auch Verfahrenshilfe und Rechtsmittel.
Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger
Lände 6, 1030 Wien. Telefon (01) 713 78 33 und
(01) 712 32 28, auch außerhalb der Bürozeiten,
Telefax (01) 713 78 33–74 oder
Mobiltelefon (0664) 430 33 73 und
(0676) 603 25 33,
E-Mail: scheimpflug@aon.at

Verfahrenshilfe in Strafsachen.
RA Dr. Irene Pfeifer, Riemergasse 10, 1010 Wien,
Telefon (01) 512 22 90,
(0664) 302 53 56, Telefax (01) 513 50 35, übernimmt
Substitutionen, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen
und Rechtsmittel.

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymna-
siumstraße 68/6, Telefon (01) 369 59 34,
Telefax (01) 369 59 34–4, übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und
Umgebung, insbesondere vor den Bezirksge-
richten Döbling und Hernals.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und
Exekutionssachen) in Wien und Umgebung
(in Wien auch kurzfristig) übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl &
Mag. Günther Reiffenstuhl,
Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien
(nächst Justizzentrum Wien-Mitte).
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfels-
gasse 3, übernimmt Substitutionen in Zivil-
und Strafsachen. Telefon (01) 532 27 80,
Telefax (01) 533 84 39,
E-Mail: office.wuerzl@chello.at

RA Dr. Claudia Stoitzner übernimmt – auch kurzfris-
tig – Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung,
auch Verfahrenshilfe in Straf-, Zivil- und Verwal-
tungssachen sowie Ausarbeitung von Rechtsmittel
und gänzliche Übernahme von Verfahrenshilfe-
sachen. Dr. Claudia Stoitzner, Rechtsanwältin,
Mariahilfer Straße 45/5/36, 1060 Wien,
Tel.: (01) 585 33 00, Fax: (01) 585 33 05,
Mobil: (0664) 345 94 66, E-Mail: office@ra-stoitzner.at

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invali-
denstraße 5–7, Tür 6+7, vis-à-vis Justizzentrum
Wien-Mitte, übernimmt Substitutionen in Wien und
Umgebung, insbesondere auch vor dem BG I, BG für
Handelssachen Wien und dem Handelsgericht
Wien. Telefon (01) 877 38 90,
Telefax (01) 877 38 90–6, Mobil (0664) 441 55 33.

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen – auch
kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch in
Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies in Wien und
Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstraße 11/4,
Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,
Telefax (01) 713 07 96,
E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz Wien
übernimmt RA Mag. Christian Bammer, 1070 Wien,
Kaiserstraße 57–59/1/14B. Telefon (01) 522 65 19,
Telefax (01) 522 65 97, E-Mail: office@ra-bammer.at,
www.ra-bammer.at

Substitutionen aller Art in Wien und Wien-Umge-
bung. RA Mag. Sebastian Krumpel übernimmt gerne
Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssa-
chen (auch Verfahrenshilfe, auch Rechtsmittel).
Telefon (01) 595 49 92 (Telefax -99),
Mobil (0680) 442 48 04, E-Mail: office@krumpel.net,
Loquaiplatz 13/19, 1060 Wien, www.krumpel.net

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und
Strafsachen übernimmt RA-Kanzlei Dr. Gerhard Huber
– Dr. Michael Sych, 1080 Wien, Laudongasse 25,
Telefon (01) 405 25 55,
Telefax (01) 405 25 55–24,
E-Mail: huber-sych@aon.at

Steiermark

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,
Kreuzgasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch
kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
in Graz und Umgebung. Telefon (0316) 82 65 54,
Telefax DW 30, E-Mail: office@anwalt-austria.at,
Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

Kärnten

Substitutionen aller Art (gerne auch Exekutionen/
Interventionen), insbesondere für die Bezirksgerichte
Villach, Spittal an der Drau, Klagenfurt, Feldkirchen
oder Hermagor, auch kurzfristig – übernimmt
Rechtsanwalt Dr. Karl Heinz Kramer,
Italienerstraße 10b, 9500 Villach,
Telefon (04242) 232030 bzw
E-Mail: rechtsanwalt@dr-kramer.at

Salzburg

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund-
Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art
in der Stadt Salzburg. Telefon (0662) 84 12 22–0,
Telefax DW –6, office@ra-adam.at

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg
(100 Meter vom Bezirksgerichtsgebäude Salzburg,
3 km vom Landesgerichtsgebäude Salzburg
entfernt), übernimmt Substitutionen in
Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43,
E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

International

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschrei-
bung, Substitution. Rechtsanwalt aus München
übernimmt sämtliche anwaltlichen Aufgaben in
Deutschland. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung
garantiert! Rechtsanwalt István Cocron, Liebig-
straße 21, 80538 München,
Telefon (0049–89) 552 999 50,
Telefax (0049–89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

Deutschland: Rechtsanwalt Klamert Mitglied
RAK Tirol/München steht österreichischen Kol-
legen für Mandatsübernahmen/grenzüber-
schreitende Angelegenheiten und Substitutio-
nen/Zwangsvollstreckungen jederzeit gerne in
Gesamt-Deutschland/Kitzbühel zur Verfügung.
Telefon 0049/89/540 239-0,
Telefax 0049/89/540 239-199,
E-Mail: klamert@kmp3g.de; www.kmp3g.de

Deutschland: Wir führen seit Jahren grenzüber-
schreitende Exekutionen/Zwangsvoll-
streckungen und Vollstreckbarerklärungsver-
fahren von österreichischen Titeln in Deutsch-
land durch, auch als Substitute für österr. Kolle-
gen/-innen und selbstverständlich bei vollem

Mandantenschutz:
Viehbacher & Kollegen, Rechtsanwälte,
E-Mail: office@viehbacher.com, www.viehbacher.com,
Telefon +49 (0)89 20 80 27 250.

Griechenland: RA Dr. Eleni Diamanti, in Österreich und
Griechenland zugelassen, vertritt vor griechischen Ge-
richten und Behörden und steht österreichischen Kol-
legen für Fragen zum griechischen Recht zur Verfügung.
Weyrgasse 6, 1030 Wien, und Vas. Sofias 90,
11528 Athen, Telefon (01) 713 14 25, Telefax DW 17,
E-Mail: office@diamanti.at

Italien: RA Avv. Ulrike Christine Walter (Partner von del
Torre & partners), in Österreich und Italien zugelassene
Rechtsanwältin, Kärntner Straße 35, 1010 Wien, und
corso Verdi 90, 34170 Goerz, und 33100 Udine, Viale
Venezia 2, Italien, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und staatenübergreifende Sub-
stitutionen aller Art zur Verfügung.
Telefon 0039 (0432) 60 38 62,
Telefax 0039 (0432) 52 62 37,
Mobil 0039 334 162 68 13,
E-Mail: segreteria@euroius.it, Internet: www.euroius.it
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www.juristenwerksta�.at 
Outsourcing exklusiv für Rechtsanwälte 

Verfassen von Klagen und Schri�sätzen, Rechts-
mi�el,  Korrespondenz, rechtliche Recherche, 
prompte Übermi�lung des komple�en Entwurfs, 
Abrechnung zur kollegialen Häl�e oder nach 
Vereinbarung
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Italien: RA Dr. iur. Otto Mahlknecht, Bahnhofsallee 7,
I-39100 Bozen, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen gerne zur Verfügung.
Kontakt: Telefon +39 (0471) 05 18 82,
Telefax +39 (0471) 05 18 81,
E-Mail: otto.mahlknecht@ital-recht.com,
www.ital-recht.com

Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei Schmdt
Advocatuur aus Leiden mit Zweigstelle in Österreich
steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen und bei grenzüberschreitenden
Angelegenheiten gerne zur Verfügung. Bei Fragen
zum Niederländischen Wirtschaftsrecht, Urheber-
recht und Allgemeinen Zivilrecht kontaktieren Sie
RAMag. J. Menno Schmidt (M: +43 [0]680 118 1515).
Leiden, Kanaalpark 140, NL-2321 JV,
Telefon +31 (0)20 3200 360,
E-Mail: mail@schmdt.nl; www.schmdt.nl

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herzegowina –

Serbien – Montenegro – Mazedonien – Kosovo:
Rechtsanwaltskanzlei Mag. Dr. Mirko Silvo Tischler
GmbH, Trdinova ulica 5, SI-1000 Ljubljana, Ver-
trauensanwalt der „Österreichischen und Schwei-
zer Botschaft“, steht sämtlichen Kolleginnen und
Kollegen für cross-border-Mandatsübernahmen in
diversen Rechtssachen zur Verfügung.
Telefon +386 (0)1 434 76 12,
Telefax +386 (0)1 432 02 87,
E-Mail: office@mst-rechtsanwalt.com,
Web: www.mst-rechtsanwalt.com

Ungarn: Dr. Tibor Gálffy, Rechtsanwalt in Wien und
in Budapest übernimmt gerne Mandate in Zivil- und
Strafrecht, insbesondere in den Bereichen: Unter-
nehmensrecht (Gesellschaftsgründungen und Um-
gründungen), Wirtschaftsrecht, Immobilienrecht, Ar-
beitsrecht und Forderungsbetreibungen (einschließ-
lich Vollstreckung ausländischer Exekutionstitel).
Kontakt: 1030 Wien, Invalidenstraße 5,
Telefon (01) 505 64 00, Telefax (01) 505 64 00–99,
E-Mail: t.galffy@galffy.com; www.galffy.com

Partner

Wien

Rechtsanwalt im 1. Bezirk mit Schwerpunkt Wirt-
schaftsrecht sucht Kollegen/innen zur Kooperation.
Auch Kanzleiräume mit sehr guter Ausstattung und
Organisation verfügbar.
Zuschriften bitte an den Verlag unter der
Chiffre A-100877.

Kanzleiabgabe

Vorarlberg

Umsatzstarke Kanzlei in Vorarlberg wird verkauft.
Gleitende Übergabe.
Zuschriften bitte an den Verlag unter der Chiffre
A-100880.
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Die Neuaufl age der systematischen Entscheidungssammlung zum Privatstiftungsrecht glänzt durch

•  einen vollständigen Überblick über die Entscheidungen des OGH und der OLG, dargestellt in 

kurzer, prägnanter Leitsatzform
• Hinweise auf widersprüchliche und obsolete Entscheidungen

• Info-Kästen & Anmerkungen, die auf Besonderheiten hinweisen sowie

• eine chronologische Entscheidungsübersicht.

Enthalten ist nunmehr auch die Rechtsprechung der Jahre 2013 bis 2016 – so fi nden Sie nun 

auch Entscheidungen zu den Themen Business Judgement Rule, Meinungsverschiedenheiten 

zwischen dem Stiftungsprüfer und anderen Stiftungsorganen, Stiftungskurator und vieles mehr!

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1010 Wien  www.manz.at

Fida · Wrann · Zollner

Privatstiftungsgesetz 2. Auf lage

Systematische Entscheidungssammlung
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Auf Langstrecken in der myAustrian Business Class bereitet
der Flying Chef mein Gourmet-Menü persönlich zu.
Besser als jeder Restaurantbesuch!

the charming way to fly

HOCHGENUSS
Business Class
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